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feminism loaded

Wanderausstellung zu  
Feminismus und Frauenbewegungen
Feminism loaded ist eine Projekt des Arbeits-
kreises Emanzipation und Partnerschaft – AEP

Geschichte und Aktualität von Frauenbewegun-
gen und Feminismus sind zentral für die Demo-
kratisierung der Gesellschaft. Sie sind jedoch bis 
heute nicht im kollektiven Gedächtnis verankert –  
weder in Schulbüchern noch in der medialen 
Öffentlichkeit.
Vor diesem Hintergrund stellt die Wanderaus-
stellung feminism loaded zentrale Themen wie 
Gewalt gegen Frauen, Einkommensdiskriminie-
rung, Pflege und Sorgearbeit, die Unterscheidung 
Sex-Gender oder geschlechtsspezifische Rollen-
bilder zur Diskussion und vermittelt Denkanstöße.
Die Ausstellung wird in den Folgejahren zu vielen 
öffentlichen Orten wandern und kann von Schu-
len, Bildungshäusern oder Kultureinrichtungen 
angefordert werden.

Medium Roll Up
Kernelement der Ausstellung sind 10 bedruck-
te Roll Ups (85 x 200 cm). Sie beschäftigen sich 
mit zentralen Themen der feministischen Wissen-
schaft und Frauenbewegung:
Mind the Gap – Gleicher Lohn
No Go – Gewalt
Who Cares – SorgeArbeit
Barbie meets Ken – Körper und Norm
It’s a girl – Rollen und Bilder
Another World – Männlichkeit(en)
It‘s time – FrauenPolitik
We can do it – Frauenbewegung Österreich
Global Feminism – Frauenbewegungen 
International
No Way – Backlash
Jedes Roll Up ist doppelseitig bedruckt. Die eine 
Seite des Roll Ups orientiert sich am Medium 
Sprache und gibt Denkanstöße aus feministischer 
Wissenschaft und frauenbewegten Debatten.  
Das jeweilige Thema folgt einem klar struktu-
rierten Aufbau: Gesellschaftliche Bedingungen, 
wichtige inhaltliche Impulse, Schlüsselsatz ähn-
lich einer Formel und ein (positiver) Ausblick. Drei 
Bildelemente (Illustration, künstlerisches Bild und 
dokumentarisches Bild) unterstützen das Thema.

Globale GEschlechtergerechtigkeit 

erfordert internationale Solidarität 

und 
ein Wirtschaftssystem 

ohne Armut und Ausbeutung. 
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feminism 
loaded

Feminism is worthless without intersectionality and inclusion.

Frauen setzen sich weltweit in einer Vielzahl an Frauenbewegungen für ihre Rechte ein. 
Sie kämpfen gegen Benachteiligungen aufgrund des Geschlechts, gegen Armut und die 
Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen. Sie kämpfen für Frauenrechte als 
Menschenrechte und für Demokratisierung. Ihr Engagement ist in nicht-demokratischen 
Ländern oft mit enormen persönlichen Risiken verbunden. Die weltweit unterschiedlichen 
Schwerpunkte von Frauenbewegungen stehen in Zusammenhang mit unterschiedlichen 
gesellschaftlichen, politischen, kulturellen und globalen Bedingungen.

Sisterhood is global
Schon die Erste Frauenbewegung war international
ausgerichtet: Um sich gegenseitig zu stärken und 
ähnliche Anliegen wie z.B. das Frauenwahlrecht 
umzusetzen, gab es persönliche Kontakte und 
Austausch. Mit dem von den Vereinten Nationen (UN) 
1975 ausgerufenen „Jahr der Frau“ und den darauf 
folgenden Weltfrauenkonferenzen entstand eine 
globale Frauenbewegung. In der Zweiten Frauen-
bewegung seit den 1970er-Jahren wurden mit dem 
Slogan „Sisterhood is global“ Gemeinsamkeiten 
zwischen allen Frauen weltweit betont.

Vielfalt der Frauenbewegungen

Menschen in den reichen Ländern tragen 
Verantwortung für globale Ausbeutung, 
weil sie tagtäglich auf Kosten Anderer 
davon profitieren: durch nicht fair 
gehandelte, billige Kleidung und Lebens-
mittel oder durch Handys und Computer, 

deren Produktion auf der Ausbeutung von Arbeitskraft und natürlichen Ressourcen 
beruht. In einer globalisierten Welt ist die Auseinandersetzung damit unerlässlich, 
dass die unterschiedlichen Lebensbedingungen von Frauen weltweit 
miteinander in Zusammenhang stehen. 

Globale Gerechtigkeit

I’m not your sister! 
Viele europäische und nordamerikanische 
Frauen –  oft aus der weißen, gebildeten 
Mittelschicht – entwickelten Vorstellungen 
von Emanzipation und Freiheit, die mit ihrer 
eigenen gesellschaftlichen Position zu tun 
hatten. Frauen in anderen Positionen 
oder Gesellschaften wurden oft nicht 
gesehen oder abgewertet. Vor allem 
afro-amerikanische Frauen machten auf 
diese beschränkten Sichtweisen aufmerksam 
und kämpften für ein Bewusstsein über 
mehrfache Unterdrückung: Das Leben 
von Menschen wird nicht nur durch 
Geschlecht, sondern auch z.B. von 
Hautfarbe/Nationalität/Herkunft oder von 
der sozialen Position bzw. Klasse geprägt.

Der dominante Blick 
Der dominante Blick auf Frauen aus aller 
Welt in ihrer Unterschiedlichkeit ist oft 
auch ein „westlicher“ Blick: Seit dem 
Beginn der kolonialistischen Ausbeutung 
entstand ein Selbstverständnis vom 
„Westen“ in Abgrenzung zum 
„Rest der Welt“. 
Bis heute prägt diese Sichtweise das 
Denken vieler Menschen und ihre oft 
überheblichen, ignoranten, abwertenden 
Haltungen zum „Rest der Welt“.

 
Bildnachweis

(1) http://knowyourmeme.com/photos/642061-we-can-do-it
(2) Cheryl Braganza, Crescendo. www.cherylbraganza.com
(3) http://cms.cerritos.edu/ws

global
feminism

Hier die Vorderseite des Roll Ups „Global Feminism“
Die Rückseite dieses Roll Ups auf S. 67
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Liebe Leserinnen und Leser,
Was hat die UN-Frauenrechtskonvention mit meinem Leben als Frau zu tun? Diese Frage zieht sich als roter Faden durch diese 
Ausgabe der AEP-Informationen.
Die Konvention wurde vor beinahe 40 Jahren von der Generalversammlung der Vereinten Nationen verabschiedet und obwohl 
sie Teil des österreichischen Rechtsbestands ist, befindet sie sich in einer Art Dornröschenschlaf. Es gibt nur wenige Expert_in-
nen, die sich mit der Konvention auskennen und der sperrige Name CEDAW – so heißt die Frauenrechtskonvention auf Englisch 
(Convention on the Elimination of All Forms of Discrimination Against Women) – wirkt auch nicht gerade wie eine Einladung, sich 
mit diesem völkerrechtlichen Dokument zu beschäftigen.
Deshalb haben wir beschlossen, der Frauenrechtskonvention neues Leben einzuhauchen. Denn die CEDAW fordert nichts 
weniger als die Verwirklichung der Rechte von Frauen und die tatsächliche Gleichstellung von Frauen und Männern in allen 
Lebensbereichen. In 16 Artikeln werden unsere Rechte dargestellt. Keine Sache für privilegierte Europäer_innen? Oh ja! Themen 
wie die Einkommensunterschiede zwischen Frauen und Männern, der Schutz vor Gewalt oder die mangelnde Kinderbetreuung für 
berufstätige Frauen gehen uns alle an.
Die UN-Frauenrechtskonvention geht aber noch weiter: Sie berücksichtigt die vielfältigen Lebensweisen von uns Frauen und 
spricht z.B. auch die Rechte von Frauen mit Behinderungen, von Bäuerinnen und Frauen auf dem Land oder von Migrant_innen an.
Ein hochkarätiges Expert_innen-Gremium der UNO prüft in regelmäßigen Abständen, ob Österreich die UN-Frauenrechtskonvention 
umsetzt. Jeder Prüfung folgt eine Liste mit Empfehlungen an den Staat, die sehr lang ist und die zahlreichen Versäumnisse des 
Staates Österreich bei der Umsetzung der Konvention aufzeigt. Es ist unsere Aufgabe genau zu beobachten, ob die politisch 
Verantwortlichen bereit sind, die Empfehlungen umzusetzen und wir müssen laut werden, wenn sie das nicht tun.
Wir haben aber schon bei der Prüfung die Möglichkeit, unsere Sicht der Dinge darzustellen und den offiziellen Staatenbericht der 
Regierung in ein anderes Licht zu rücken. Mit einem sogenannten Schattenbericht können wir aufzeigen, welche Frauenrechte in 
Österreich nur ungenügend berücksichtigt werden.
Österreich wird das nächste Mal im Juli 2019 von der UNO überprüft. Den NGO-Schattenbericht für die Prüfung hat der Klagsverband 
koordiniert und bereits abgegeben. Wir hatten das große Glück eine Reihe von Expert_innen zu finden, die ehrenamtlich bereit 
waren, die Artikel der Konvention zu bearbeiten und Forderungen an den Staat zu formulieren.
Mit dem Schattenbericht allein ist es aber nicht getan: Auch dieser Bericht erfordert von der Leserin einiges an Durchhaltever-
mögen. Deshalb haben wir begleitend die Kampagne #rechtehatsie ins Leben gerufen. Mit einer Fotoserie, die Frauen in  
ihrer Vielfalt porträtiert, wollen wir für Frauenrechte sensibilisieren. Die Fotos sind auf den nächsten Seiten zu sehen.
#rechtehatsie ist im Internet, auf Facebook und auf twitter vertreten – also nichts wie ran ans liken, teilen und weiterzwit-
schern! Und zum Schluss kommt noch ein riesengroßes Dankeschön an: die Autor_innen des Schattenberichts, an die Fotografin 
Jana Kaunitz, an die Frauen, die sich für die Kampagne fotografieren haben lassen und an die Autor_innen dieser Ausgabe der 
AEP-Informationen. Was die geschlechtergerechte Sprache betrifft, haben wir den Autor_innen übrigens überlassen selbst aus-
zusuchen, welche Form sie verwenden.	 Daniela Almer und Andrea Ludwig
DANIELA ALMER ist die Leiterin der Öffentlichkeitsarbeit beim Klagsverband und freie Journalistin.
ANDREA LUDWIG ist die Leiterin der Rechtsdurchsetzung beim Klagsverband und im Vorstand des Vereins Die Juristinnen.

Ein paar Worte der Fotografin ...
„Es war mir eine große Ehre und Freude, als Fotografin die Werbekampagne des Klagsverbands für Frauenrechte gestalten zu dürfen.
Durch diese Initiative wollen wir für mehr Präsenz von Frauen sorgen und darauf aufmerksam machen, wie viele unterschiedliche 
Frauengesichter unsere Gesellschaft hat – alle sehr selbstbewusst, engagiert, weltoffen, kreativ, schön und entschlossen, für ihre 
Rechte zu stehen. Für ein gutes Gelingen der Werbekampagne waren vor allem aber das Engagement und der Esprit unserer Models 
ausschlaggebend: selbstbewusste und mutige Mädchen und Frauen, die bereit waren, diesem Projekt ihr Gesicht zu leihen. Jedes 
Fotoshooting war für mich eine neue spannende Begegnung und die Möglichkeit, großartige Frauen kennenzulernen. Ich bedanke 
mich bei allen und jeder Einzelnen für das Vertrauen, das mir entgegengebracht wurde.“ 	 Jana Kaunitz
JANA KAUNITZ setzt sich seit 2010 intensiv mit dem Medium Fotografie auseinander. Sie hat 2015/2016 die Fotoschule Wien 
besucht. Ihre Schwerpunkte sind Tanz-, Streetfotografie, Portrait.

ANMERKUNGEN
Alle Informationen zur nächsten Staatenprüfung von Österreich gibt es hier: https://www.ohchr.org/EN/HRBodies/CEDAW/Pages/CEDAWIndex.
aspx – einfach Österreich auswählen und dann auf CEDAW klicken. Die Informationen sind auf Englisch.
Der NGO-Schattenbericht kann hier heruntergeladen werden: https://www.klagsverband.at/service/rechtehatsie
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Der Schattenbericht zur NGO-Frauen-
rechtskonvention beleuchtet die un-
terschiedlichen Lebensrealitäten von 
Frauen und Mädchen in Österreich. 
In ihrer Gesamtheit ergibt sich damit 
eine recht umfassende Sicht auf die 
tatsächlichen Lebens- und Arbeits-
bedingungen und die Defizite bei der 
Umsetzung der UN-Frauenrechtskon-
vention. Themen wie unzureichender 
Diskriminierungsschutz und Armutsge-
fährdung sind zwei der Schwerpunkte, 
mit denen sich die Autor_innen in ih-
ren Beiträgen auseinandersetzen und 
gleich mehrere Artikel der Konvention 
betreffen.

Diskriminierungsschutz
Diskriminierung kann nicht nur auf-
grund einer Dimension, sondern auf-
grund von zwei oder mehreren Dimen-
sionen stattfinden. Frauen sind da-
von besonders betroffen. Sie erfahren 
nicht nur aufgrund des Geschlechts, 
sondern zusätzlich auch aufgrund ih-
rer ethnischen Zugehörigkeit, des Al-
ters, einer Behinderung, der sexuel-
len Orientierung und der Religion Be-
nachteiligung. Außerhalb der Arbeits-
welt gibt es auf Bundesebene aber nur 
für die Merkmale Geschlecht und eth-
nische Zugehörigkeit entsprechende 
gesetzliche Bestimmungen. Damit gibt 
es für Frauen in Österreich keinen um-
fassenden Diskriminierungsschutz.
An dieser Stelle kommt dann gerne 
der Einwand, dass die entsprechenden 
europäischen Richtlinien keine Aus-
weitung des Diskriminierungsschut-
zes verlangen und es keinen Umset-
zungsbedarf gibt. Das ist grundsätz-
lich nicht falsch, wenn man sich auf 

eine rein rechtliche Position zurückzie-
hen würde und die Aussagekraft die-
ser Minimalumsetzung ignoriert. Aber 
nicht nur das EU-Recht enthält Vorga-
ben zum Diskriminierungsschutz. Arti-
kel 2 der UN-Frauenrechtskonvention 
lautet: „Die Vertragsstaaten verurtei-
len jede Form von Diskriminierung der 
Frau, kommen überein mit allen geeig-
neten Mitteln unverzüglich eine Poli-
tik der Beseitigung der Diskriminierung 
der Frau zu verfolgen…“
Mit der Ratifizierung im Jahr 1982 
hat sich Österreich zur Umsetzung 
der UN-Frauenrechtskonvention ver-
pflichtet und damit auch zu einem um-
fassenden Diskriminierungsschutz für 
Frauen. Das Schutzniveau bei Diskrimi-
nierung im Bereich der Arbeitswelt im 
Gleichbehandlungsgesetz muss erhöht 
werden. Dazu wurde Österreich vom 
zuständigen Komitee für die Beseiti-
gung der Diskriminierung der Frau in 
der abschließenden Bemerkung Nr. 11  
im Zuge der letzten Staatenprüfung 
aufgefordert. Der Anteil der Frauen in 
Führungspositionen im privaten Sektor 
ist weiterhin sehr gering. Die Reprä-
sentation von Frauen in der Geschäfts-
führung der 200 umsatzstärksten Un-
ternehmen mit nur 7,2 Prozent ist un-
verändert niedrig. In den Führungsgre-
mien der börsennotierten Unterneh-
men ist sie seit 2016 gar auf 3,9 Pro-
zent gesunken. Selbst wenn die 2018 
in Kraft getretene Frauenquote von 
nur 30 Prozent für die Aufsichtsräte al-
ler börsennotierten Unternehmen so-
wie Betriebe mit mehr als 1.000 Mit-
arbeiter_innen erfüllt würde, blieben 
Frauen von den Führungsposten der al-
lermeisten Unternehmen ausgeschlos-

sen, denn die Zahl der börsennotierten 
Unternehmen nimmt stetig ab und lag 
2016 bei nur mehr 79. 2016 hatten nur 
176 von insgesamt mehr als 500.000 
Unternehmen, 1.000 Mitarbeiter_in-
nen.
Der Schattenbericht fordert in die-
sem Zusammenhang zeitlich befris
tete Frauenquoten von zumindest  
40 Prozent auf allen Führungsebenen 
der börsennotierten Unternehmen so-
wie großen und mittleren Betrieben 
mit mehr als 50 Mitarbeiter_innen so-
wie für die Spitze gesetzlicher Körper-
schaften bzw. Interessenvertretungen 
und entsprechende Sanktionen im Fal-
le der Nichteinhaltung.
Denn ... jede Frau hat das Recht auf 
ein Leben ohne Diskriminierung.

Armutsgefährdung
Auch 2016 hat die Erwerbsarbeit von 
Frauen weiter zugenommen. Die Er-
werbsquote der 15- bis 64-jährigen 
Frauen stieg von 62,2 Prozent im Jahr 
2006 auf 67,7 Prozent im Jahr 2016. 
Die Zahl der vollbeschäftigten Frauen 
hat sich im Zeitvergleich jedoch kaum 
geändert (2006: 1.037.700 und 2016: 
1.038.800). Die verstärkte Teilnahme 
der Frauen am Arbeitsmarkt ist damit 
in erster Linie auf die steigende Zahl 
von Teilzeitbeschäftigten zurückzufüh-
ren (2006: 703.300 und 2016: 947.100). 
Trotz steigender Erwerbsbeteiligung 
der Frauen bleiben die Unterschiede 
betreffend Teilzeit, Betreuungspflich-
ten und Einkommen zwischen den Ge-
schlechtern groß. Der Lohnunterschied 
zwischen Frauen und Männern in der 
Privatwirtschaft ist in den vergangenen 
Jahren zwar von 25,5 Prozent (2006) 

WIR FORDERN!
Der Schattenbericht zur UN-Frauenrechtskonvention – ein Überblick 
Andrea Ludwig
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auf 20,1 Prozent (2016) brutto pro Stun-
de gesunken, im EU-Vergleich liegt  
Österreich aber nach wie vor deutlich 
über dem europäischen Durchschnitt 
von 16,2 Prozent.
Als Gründe für Teilzeitarbeit waren 
bei insgesamt 37,5 Prozent der Frauen 
Betreuungspflichten für Kinder oder 
pflegebedürftige Erwachsene aus-
schlaggebend. Insbesondere bei den 
Frauen in der Altersgruppe von 33 bis 
40 Jahren dominierte dieser Grund mit  
67 Prozent. Im Vergleich dazu gaben 
nur 4,2 Prozent der Männer an, auf-
grund von Betreuungs- oder Pflege-
pflichten in Teilzeit beschäftigt zu 
sein. Österreich ist gemäß der Artikel 
11 und 13 der UN-Frauenrechtskonven-
tion verpflichtet, alle geeigneten Maß-
nahmen zur Beseitigung der Diskrimi-
nierung der Frau auf dem Arbeitsmarkt 
und den anderen Bereichen des wirt-
schaftlichen und sozialen Lebens zu 
treffen, um der Frau auf der Grundlage 
der Gleichberechtigung von Mann und 
Frau gleiche Rechte zu gewährleisten. 
Es braucht daher flächendeckende 
ganztägige Angebote für Kinderbe-
treuung vom Klein- bis zum Schulkind. 
Es braucht Angebote für die Pflege und 
Betreuung erwachsener Menschen. 
Die Lohntransparenz muss weiterent-
wickelt werden und es braucht die Ver-
knüpfung mit wirksamen Maßnahmen 
gegen Lohnungleichheit sowie im Be-
reich des Gleichbehandlungsrechts die 
Möglichkeit von Verbandsklagen und 
höherem Schadenersatz. Darüber hi-
naus braucht es einen existenzsichern-
den Mindestlohn, Angebote zur Ver-
besserung der beruflichen Qualifikati-
on von arbeitssuchenden und berufs-

tätigen Frauen sowie einen besseren 
Arbeitsmarktzugang für Migrantinnen.
In Summe führen die niedrigen Erwerbs
einkommen und Versicherungsverläufe, 
die eben vor allem durch Kindererzie-
hung Lücken aufweisen, auch zu nied-
rigen Pensionen und anderen sozialen 
Risiken. 2016 waren 20 Prozent der al-
leinlebenden Pensionistinnen aber nur 
11 Prozent der alleinlebenden Pensi-
onisten armutsgefährdet. Schon eine 
zweijährige Teilzeit senkt die Durch-
schnittspension um 1,7 bis 2,1 Pro-
zent. Der Unterschied der Pensionen 
bei Männern und Frauen übertrifft den 
Einkommensunterschied nochmals und 
liegt bei 38 Prozent.
Insgesamt gibt es rund 300.000 Allein-
erziehende in Österreich, davon sind 
mehr als 90 Prozent Frauen. Ein-Eltern- 
Haushalte haben mit 38 Prozent das 
höchste Armutsrisiko aller Haushalts-
typen. Es braucht daher effektive Maß-
nahmen zur Reduktion von Frauener-
werbs- und Pensionsarmut sowie eine 
Umverteilung der Sorgearbeit. Allein-
erzieher_innen muss ein existenzsi-
chernder Unterhaltsvorschuss gewährt 
werden, der von der Leistung der un-
terhaltspflichtigen Person entkoppelt 
ist. Das Komitee fordert Österreich in 
den abschließenden Bemerkungen zur 
letzten Staatenprüfung auf, seine Be-
mühungen zur Sicherstellung von Chan-
cengleichheit für Frauen auf dem Ar-
beitsmarkt zu verstärken. Österreich 
soll proaktive und konkrete Schritte 
setzen, um die berufliche Segregation  
der Geschlechter zu beseitigen und 
Einkommensunterschiede zu verrin-
gern. Für Frauen müssen mehr Möglich-
keiten eines Zugangs zur Vollbeschäf-

tigung geschaffen werden, so betont 
das Komitee, und Österreich muss alle 
Anstrengungen unternehmen, damit 
Frauen und Männern die Chance gege-
ben wird, Beruf und Familie vereinbaren 
zu können.
Denn ... jede Frau hat das Recht 
auf einen fairen Lohn. Jede Frau 
hat das Recht auf ein Leben ohne 
Armut.

Wie können Frauen die 
UN-Konvention verwenden?
Nach der Prüfung des neunten Staaten-
berichts, die im Juli 2019 stattfinden 
wird, und unter Berücksichtigung des 
NGO-Schattenberichts, der die men-
schenrechtliche Situation von Frauen 
und Mädchen regierungsunabhängig 
darstellt, verfasst das Komitee die so-
genannten abschließenden Bemer-
kungen. Neben der Erwähnung der po-
sitiven Entwicklungen bilden die Emp-
fehlungen des Komitees an Österreich 
den Kern dieser abschließenden Bemer-
kungen. Es gibt keine formalen Sanktio
nen, falls Österreich seiner Berichts-
pflicht nicht nachkommt oder die Emp- 
fehlungen nicht erfüllt. Aber die Emp-
fehlungen werden veröffentlicht und 
sind damit ein wichtiges Lobbying-In-
strument, von dem hoffentlich sehr viel 
Gebrauch gemacht wird. Der Klagsver-
band wird, sobald die abschließenden 
Bemerkungen zur aktuellen 9. Staaten-
prüfung veröffentlicht sind, umfassend 
darüber informieren.
Mit der Unterzeichnung und Ratifizie-
rung des Fakultativprotokolls, das die 
UN-Frauenrechtskonvention ergänzt, 
gelten das Untersuchungs- und Indi-
vidualbeschwerdeverfahren auch in 
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Österreich. Das Komitee kann ein Un-
tersuchungsverfahren einleiten, wenn 
es Informationen über schwere oder 
systematische Verletzungen der Frau-
enrechtskonvention durch Österreich 
gibt. Das erste Untersuchungsverfah-
ren betraf die Frauenmorde in Ciudad 
Juárez (Mexiko) und wurde 2004 abge-
schlossen.

Individualbeschwerde
Ein wirksamer Mechanismus zur Durch-
setzung der Frauenrechte ist auch die 
Individualbeschwerde. Jede Frau in 
Österreich kann sich auf die ihr zuste-
henden Rechte und Verpflichtungen, 
die Österreich als Vertragsstaat der 
Konvention eingegangen ist, berufen. 
Jede Frau in Österreich, die sich in ih-
ren durch die Konvention garantierten 
Rechten verletzt sieht, kann eine Indi-
vidualbeschwerde vor das Komitee der 
UN-Frauenrechtskonvention bringen, 
wenn die innerstaatlichen Rechtsmit-
tel erschöpft sind. Aber nicht nur die 
einzelne Frau kann eine Beschwerde 
einbringen, auch Frauengruppen kön-
nen dieses Verfahren selbst oder durch 
Vertreter_innen nutzen. Der Verein 
Frauen-Rechtsschutz und die Wiener  
Interventionsstelle gegen Gewalt in der 
Familie brachten im Jahr 2004 zwei sol-
cher Beschwerden gegen Österreich 
ein. Diese betrafen die Morde an zwei 
Frauen durch ihre Ehemänner in den 
Jahren 2002 und 2003. Die Täter hat-
ten zuvor zahlreiche Gewalthandlungen 
begangen und Morddrohungen gegen 
ihre Frauen ausgesprochen. Diese hat-
ten versucht, sich aus der Gewaltsitua-
tion zu befreien, hatten die Drohungen 
und Gewalttaten bei der Polizei und 

der Staatsanwaltschaft angezeigt und 
beide Täter waren aus der Wohnung 
weggewiesen worden. Doch im straf-
rechtlichen Verfahren wurde die Ge-
fährlichkeit der Täter nicht ausreichend 
ernst genommen, sie wurden nicht in-
haftiert und ermordeten, wie sie es an-
gekündigt hatten, ihre Frauen. Das Ko-
mitee, das nach Prüfung der Beschwer-
den seine Auffassungen übermittelte, 
stellte in beiden Fällen fest, dass die in 
der UN-Frauenrechtskonvention garan-
tierten Rechte der Frau von Österreich 
verletzt wurden und gab Empfehlungen 
über Maßnahmen ab, die der Vertrags-
staat setzen sollte, um seine Verpflich-
tungen gemäß der Konvention zu erfül-
len. Das Komitee kam zu dem Schluss, 
dass der österreichische Staat nicht 
alles Notwendige unternommen habe, 

um die Frauen effektiv vor Gewalt zu 
schützen. Daraufhin initiierte die Re-
gierung eine Reihe von Maßnahmen 
zur Verbesserung des Gewaltschutzes 
in Österreich. Unter anderem wurde 
das Gewaltschutzgesetz novelliert und 
das Delikt der gefährlichen Drohung 
im Familienkreis von einem Antrags- in 
ein Offizialdelikt geändert, womit eine 
strafrechtliche Verfolgung nicht mehr 
von der Ermächtigung des Opfers ab-
hängt.
Die UN-Frauenrechtskonvention ist für 
Österreich rechtlich verbindlich und das 
wichtigste internationale Menschen-
rechtsinstrument für Frauen und Mäd-
chen. Um Rechte einzufordern, muss ich 
diese aber kennen. Deshalb hoffen wir, 
dass wir es mit dieser Kampagne schaf-
fen, der UN-Frauenrechtskonvention 
fast 40 Jahre nach ihrer Verabschie-
dung durch die Generalversammlung 
der Vereinten Nationen zu einer breiten 
Bekanntheit zu verhelfen und damit die 
Frauen und Frauenrechte in Österreich 
zu stärken. Die UN-Frauenrechtskon-
vention hat auf jeden Fall das Potenzial, 
etwas zu bewegen.
Denn ... jede Frau hat ein Recht auf 
ein selbstbestimmtes Leben.

AUTORIN
ANDREA LUDWIG ist Juristin, Leiterin der 
Rechtsdurchsetzung beim Klagsverband und 
Vorstandsmitglied des Vereins Die Juris
tinnen.Andrea Ludwig, Foto: Jana Kaunitz
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Als Frau bin ich sexismus- und diskrimi-
nierungserfahren. Durch den Zufall in 
Österreich mit österreichischer Staats-
bürgerschaft geboren worden zu sein, 
weiß zu sein, formale Bildung erworben 
zu haben und gesund zu sein, konnte ich 
relativ gute Instrumente im Umgang mit 
diesen Benachteiligungen entwickeln. 
Es hat mich auch aufmerksam und of-
fen für jene Frauen*leben gemacht, in 
denen diese Instrumente sich nicht der-
art ausbilden konnten und die zudem 
noch mit viel schwerwiegenderen Hür-
den konfrontiert sind.
Seit nunmehr zehn Jahren arbeite ich 
bei migrare – Zentrum für Migran-
tInnen Oberösterreich. Wir sind eine 
NGO, die Mitte der 1980er Jahre ge-
gründet wurde, um den sogenannten 
Gastarbeiter*innen Beratung zu unter-
schiedlichen Themen des Lebens und 
Bleibens in Österreich anbieten zu kön-
nen. In mehr als 30 Jahren haben wir 
uns zu einem sozialen Dienstleister ent-
wickelt, dessen Zielgruppe Menschen 
mit Migrationsbezug und ihre spezi-
fischen Bedürfnisse sind. Das bedeutet 
konkret, dass wir mehrsprachige Bera-
tung zu den Themen Arbeit, Soziales, 
Rechtliches und Gesundheit anbieten. 
Wir unterstützen bei der Arbeitssuche, 
helfen bei der Anerkennung von Quali-
fikationen und dem Erkennen von Kom-
petenzen und arbeiten in unterschied-
lichen Projekten für eine gleichberech-
tigte und offene Gesellschaft.
Projekte von und für migrantische 
Frauen* hat es bei migrare seit jeher 
gegeben. Angefangen von Deutsch-
kursen für Frauen in den 1980er Jahren, 
über künstlerisch-kreative Empower
mentprojekte in den 1990er Jahren bis 

hin zu aufsuchender Gemeinwesenar-
beit aktuell.
Jedes dieser Projekte hat Frauen* mit 
ganz spezifischen (Migrations-)Biogra-
phien angesprochen. Denn DIE migran-
tische Frau gibt es nicht. Ihr Alter, ihre 
Migrationsgeschichte, der Zeitpunkt 
der Zuwanderung, ihr(e) Herkunftsland/
länder, aber auch ihre Bildung, ihr sozia-
ler und ökonomischer Status haben Ein-
fluss auf ihre Lebensumstände und ihre 
Bedürfnisse. Es gibt frauenspezifische 
Herausforderungen im Unterschied zu 
Männern mit Migrationsbiographien. 
UND es gibt migrationsspezifische He-
rausforderungen im Unterschied zu 
Frauen ohne Migrationserfahrung. Hier 
soll nicht der Eindruck entstehen, die 
Vielfalt, von der ich spreche, entstehe 
„nur“ aus dem Geschlecht und dem Um-
stand der Migration. Frauen*leben sind 
so viel mehr. Ihre Vielheit würde jegli-
che Auflistung sprengen.
Auf welche konkreten benachtei-
ligenden und ausgrenzenden Mecha-
nismen können migrantische Frauen* 
stoßen? In der Folge spreche ich nicht 
von abwertenden Blicken im öffentli-
chen Raum, vom Bespuckt-werden, von 
körperlichen Übergriffen oder von Be-
schimpfungen. Das sind Erfahrungen, 
die betroffene Frauen aus persönlicher 
Sicht und somit treffender beschreiben 
können. Ich beschreibe Beispiele für 
strukturelle Benachteiligungen von mi-
grantischen Frauen*, mit denen wir als 
NGO in unserem Beratungsalltag zu tun 
haben.

Wohnbeihilfe Oberösterreich
Der Zugang zu sozialer Unterstützung 
wird unter dieser Bundesregierung  

sukzessive erschwert. In zahlreichen 
Analysen wird klar, dass es um eine 
Botschaft geht. Eine Botschaft, die da-
von erzählt, „dem Ausländer“ weni-
ger zu geben und gleichzeitig signali-
siert, „dem Österreicher“ mehr zu ge-
ben. Dass diese Botschaft in der Praxis 
ganz andere Auswirkungen hat, sei da-
hin gestellt. Konkret bedeutet es, sozi-
ale Hilfeleistungen an Aufenthaltsdau-
er, Erwerbsarbeit und nun vermehrt 
an Deutschkenntnisse zu knüpfen. Das 
Bundesland Oberösterreich macht vor, 
wie das möglich ist. In Oberösterreich 
muss eine Person mit nicht-österreichi-
scher Staatsbürgerschaft bestimmte 
zusätzliche Anforderungen erfüllen, um 
Wohnbeihilfe erhalten zu können. Eine 
davon ist, in den letzten fünf Jahren – 
vereinfacht gesagt – viereinhalb Jah-
re gearbeitet zu haben. Migrantische 
Frauen*, die aufgrund von Kinderbe-
treuungszeiten und einem darauf fol-
genden erschwerten Arbeitsmarktein-
tritt diese Voraussetzung nicht erfül-
len, erhalten diese wichtige Leistung 
für leistbares Wohnen nicht. Hier ge-
ben sich geschlechts- und migrations-
spezifische Benachteiligung die Hand 
und führen zur Abdrängung migran-
tischer Frauen* in höchst prekäre Um-
stände. Zu erwarten sind weitere Ver-
schärfungen im Bereich der Mindestsi-
cherung mit massiven Auswirkungen im 
Speziellen auf migrantische Frauen*.

Alleinerziehend
Alleinerziehende Elternteile sind beina-
he ausschließlich Frauen. Die Zeiten des 
öffentlichen Anprangerns von Frauen, 
die ihre Verantwortung gegenüber ihren 
Kindern wahrnehmen, sind zum Glück 

SEXISMUS UND RASSISMUS: ZWEI GUTE FREUNDE
Mein Blick auf strukturelle Benachteiligung von Frauen* mit Migrationsbiographien
Magdalena Danner
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vorbei. Was es aber nach wie vor gibt, 
ist eine strukturelle „Ächtung“ Und die-
se trifft Alleinerzieherinnen ohne öster-
reichische Staatsbürgerschaft mit vol-
ler Wucht. Ein Beispiel dafür wäre die 
oben genannte Wohnbeihilfe. Ein wei-
teres Beispiel ist auch die Regelung des 
Unterhaltsvorschusses (staatliche Vor-
schussleistung, wenn vom Kindesva-
ter keine Alimente bezahlt werden oder 
werden können) für eine Alleinerziehe-
rin und ihre Kinder mit Flüchtlingssta-
tus. Dieser wird nun unter neuen, schär-
feren Bedingungen eingestellt: Der Auf-
enthalt des Vaters ist unbekannt. Die 
Kinder erhalten seit vielen Jahren Un-
terhaltsvorschuss. Alle fünf Jahre muss 
dieser neu beantragt werden. In einem 
aktuellen Verfahren stellt das Gericht 
fest, das Heimatland der Klägerin sei 
jetzt befriedet und sie könnte sich je-
derzeit unter den Schutz desselbigen 
stellen, obwohl ein aufrechter inter-
nationaler Schutz für die Frau und ihre 
Kinder besteht. Übrig bleibt eine allein-
erziehende Mutter ohne Alimente und 
eine Tochter mit 14 Jahren, die sagt, sie 
müsse die Schule abbrechen, damit sie 
arbeiten kann und ihrer Mutter finan
ziell nicht zur Last falle.

Scheidung
Wie viele meiner Nachbarinnen, aber 
vermutlich auch meiner Tanten und 
meiner gleichaltrigen Freundinnen sind 

aus Gründen der Existenzsicherung in 
ihren Ehen geblieben, obwohl sie für 
sich gerne andere Wege gegangen wä-
ren? Der Anstieg der Scheidungsrate in 
Österreich in den letzten Jahrzehnten 
hat u.a. mit der zunehmenden ökono-
mischen Unabhängigkeit von Frauen* 
zu tun. Allerdings entstanden neben-
her neue Gefängnisse. Nämlich für jene 
Frauen, deren Aufenthalt in Österreich 
an jenen ihres Ehemannes gebunden 
ist. Es sind Frauen, die ihm Rahmen 
des Familiennachzuges ihrem Mann 
nach Österreich gefolgt sind und deren 
Aufenthalt in den ersten fünf Jahren 
an das Bestehen der Familiengemein-
schaft geknüpft ist. Natürlich kann nun 
argumentiert werden, dass die betrof-
fene Frau – sofern sie ihren Unterhalt, 
ihre Wohnung und ihre Krankenversi-
cherung selbst bestreiten kann – auf-
enthaltsrechtlich nichts zu befürchten 
hat. Dieser Grad der Existenzsicherung 
entspricht allerdings nicht der Realität. 
Die Realität ist ein Migrationsverlauf, 
der ein langes Ankommen bedeutet. Ein 
Ankommen, das häufig geprägt ist von 
Sprachverlust, Dequalifizierung, Orien-
tierungsverlust und ökonomischer aber 
auch sozialer Abhängigkeit vom Part-
ner. Hinzu kommt die äußerst schwie-
rige Situation jener Frauen, die in Ge-
waltbeziehungen leben. So müssen 
sich nicht-österreichische Staatsbür-
gerinnen* mit gebundenem Aufent-

haltsrecht etwa die Frage stellen, ob 
das Verlassen einer Gewaltbeziehung 
den möglichen Verlust des Aufenthalts 
rechtfertigt.
Diese Beispiele könnte ich weiter fort-
setzen. Sie sollen aber lediglich dazu 
dienen, ein Bild zu zeichnen. Ein Bild der 
Benachteiligungen mit denen Frauen* 
mit Migrations- und Fluchtbiographien 
auf struktureller Ebene zu kämpfen ha-
ben. Es muss genau hingeschaut und 
hingehört werden, wie umfassend und 
tiefgehend sexistische und/oder ras-
sistische Mechanismen in unserer Ge-
sellschaft wirken und wie gut verzahnt 
sie häufig auftreten.

AUTORIN
MAGDALENA DANNER arbeitet seit 2008 bei 
migrare - Zentrum für MigrantInnen OÖ, be-
schäftigt und interessiert sich insbesondere 
für intersektionale Perspektiven auf Ungleich-
heit.

Magdalena Danner, Foto: migrare

Foto: Jana Kaunitz
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Lilian Hofmeister ist eine schillernde 
Persönlichkeit. Nach einer erfolgreichen 
Laufbahn als Richterin ist sie heute Er-
satzmitglied im Verfassungsgerichtshof 
und widmet sich ehrenamtlich ihrem 
Lebensthema, der UN-Frauenrechts-
konvention (CEDAW). Mehrere Wochen 
im Jahr verbringt sie bei den Vereinten 
Nationen in Genf. Dort hat der Frauen-
rechts-Ausschuss seinen Sitz.

Gemeinsam mit 22 hochrangigen Ex-
pert_innen aus aller Welt hat sie die an-
spruchsvolle Aufgabe, die CEDAW-Mit-
gliedsstaaten in regelmäßigen Abstän-
den zu prüfen. Derzeit haben 190 Länder 
weltweit die Frauenrechtskonvention 
ratifiziert. Für Lilian Hofmeister und die 
anderen Ausschuss-Mitglieder heißt 
das hunderte Seiten an Unterlagen zu 
durchforsten, bis die – im UN-Jargon 
„concluding observations“ genannten –  
Empfehlungen an das jeweilige Land 
veröffentlicht werden können.
Aber beginnen wir dieses Portrait in 
der Wiener Innenstadt in Hofmeisters 
Stammcafé, dem Café Korb. Dort tref-
fen wir die Juristin zum Gespräch. Sie 
kommt regelmäßig hierher, viele Kaf-
feehausbesucher_innen, die um diese 
Zeit hier frühstücken, kennen sie, Ta-
geszeitungen werden herumgereicht.
Noch bevor der Kaffee kommt und das 
Aufnahmegerät läuft, zeigt sich: Hier sitzt 
nicht nur eine engagierte Juristin, son-
dern auch eine höchst politische Person. 

Besonders die Situation von Frauen ist  
Lilian Hofmeister ein Anliegen. Nach ihren 
Vorbildern befragt, nennt sie nach kurzem 
Innehalten die großen Denkerinnen  
Hannah Arendt und Simone de Beauvoir.

Politisierung durch 
Johanna Dohnal
Zur UN-Frauenrechtskonvention sei sie 
durch eine herausragende Politikerin ge-
kommen, erzählt Hofmeister: Lange Zeit 
war sie juristische Beraterin und Ghost-
writerin für Johanna Dohnal. Dabei ist 
ihre erste Begegnung mit der ehema-
ligen Frauenministerin nicht ganz rei-
bungslos verlaufen. Sie habe Johanna  
Dohnal bei einer Podiumsdiskussi-
on kennengelernt. Hofmeister, damals 
eine junge Richterin am Beginn ihrer 
Laufbahn, saß im Publikum und meldete 
sich zu Wort. Dohnal sei ihr „über den 
Mund gefahren“, weil ihre Ansichten ju-
ristisch haltbar, aber politisch katastro-
phal waren. „Ich habe darüber nachge-
dacht“, erinnert sich Hofmeister an die-
ses Erlebnis, „und ich musste ihr Recht 
geben.“ „Johanna Dohnal hat mich po-
litisiert“, bringt es Lilian Hofmeister auf 
den Punkt.
Ihr Bewusstsein für Frauenrechte ist 
aber auch geprägt von ganz persön-
lichen Erfahrungen: Als junge Richte-
rin in den 1970er Jahren ist sie im Beruf 
diskriminiert worden und sie habe sich 
gedacht: „Wenn mir das passiert, dann 
passiert das sicher auch anderen.“
Seither engagiert sie sich für die Rechte  
von Frauen. Die Frauenrechtskonven
tion, im Englischen CEDAW (Convention 
on the Elimination of all Forms of Discri-
mination Against Women), ist dabei zu 
ihrem Lebensthema geworden.

Frauenrechtskonvention 
im Dornröschenschlaf
Als Lilian Hofmeister begonnen hat für 
die damalige Frauenministerin Johanna  
Dohnal juristische Texte zu schreiben, 
war die UN-Frauenrechtskonvention 
zwar schon seit einem Jahrzehnt in 
Österreich ratifiziert, dämmerte aber 
in einer Art Dornröschenschlaf. „An 
der Uni haben die Studierenden nie von 
diesem völkerrechtlichen Vertrag ge-
hört und auch in Studienbüchern und 
Gesetzesausgaben wurde die CEDAW 
nicht zitiert, obwohl sie Teil des öster
reichischen Rechtsbestandes war“,  
beschreibt Hofmeister diese Zeit. Das 
änderte sich allerdings in den 1990er 
Jahren mit Dohnal als Ministerin. Die-
se habe auf Wienerisch zu ihrer Berate-
rin Hofmeister gesagt: „In des CEDAW- 
Komitee, da miaß ma eine!“

Bis es dann soweit war, sind aller-
dings viele Jahre vergangen. Nicht zu-
letzt weil die Tätigkeit im Ausschuss 
ehrenamtlich ist und reichlich Zeit in 
Anspruch nimmt. Zehn bis 16 Wochen 
im Jahr muss jedes Ausschuss-Mitglied 
für die Sitzungen in Genf reservieren. 
Dazwischen warten Anfragen, die zu 
beantworten sind. Für Lilian Hofmeister 
war es erst nach ihrer Pensionierung 
am Handelsgericht Wien möglich, die-
se Funktion auszuüben. Nun ist sie seit 
2015 im Ausschuss und liest und be-
wertet bei jeder Sitzung hunderte Sei-
ten an Fachtexten. Diese Arbeit sei mit 
einer Tätigkeit an einem Höchstgericht 

„DIE UMSETZUNG DER FRAUENRECHTSKONVENTION 
IN ÖSTERREICH IST MEIN LEBENSTHEMA“
Die Richterin Lilian Hofmeister ist die erste Österreicherin im Frauenrechts-Ausschuss der 
Vereinten Nationen. Ein Portrait
Daniela Almer

„Die Aufnahme in den  
Frauenrechts-Ausschuss  
ist die Krönung meiner  

Bemühungen.“

„Die Arbeit ist vergleichbar 
mit der eines Höchstgerichts.“



Heft 3/18 11

vergleichbar, erklärt sie und sie muss 
es wissen, ist sie doch seit 1998 Ersatz-
mitglied im Verfassungsgerichtshof.

Frauenrechte sind 
Menschenrechte
„Die UN-Frauenrechtskonvention be-
trifft jede Frau der 190 Mitglieds-
staaten in allen Aspekten ihres Le-
bens“, erklärt Lilian Hofmeister die 
Bedeutung der CEDAW in einem Satz. 
Schließlich gibt es immer noch Staaten 
auf der Welt, in denen Frauen als Men-
schen zweiter Klasse gelten und nicht 
die vollen Menschenrechte genießen.

Die Arbeit des Ausschusses
Hat ein Staat die UN-Frauenrechtskon-
vention ratifiziert, muss er sich fortan 
einem regelmäßigen Prüfungsproze-
dere unterziehen. Das Herzstück ist da-
bei die Staatenprüfung, bei der die Um-
setzung der Konvention in dem jewei-
ligen Land genau analysiert wird. Dazu 
schickt das Land einen detaillierten Be-
richt an den Ausschuss. Aber auch die 
Zivilgesellschaft hat die Möglichkeit, 
mit sogenannten Schattenberichten 
ihre Sicht darzustellen.
Bei jeder Sitzungsperiode in Genf wird 
auf vielen Ebenen gleichzeitig gearbei-
tet. Es werden nicht nur mehrere Staa-
ten geprüft, auch die nächsten Sit-
zungen müssen ein halbes Jahr im Vo-
raus vorbereitet werden. Neben den 
Staatenprüfungen werden auch Indi-
vidualbeschwerden und Strafverfah-
ren im Rahmen des Völkerrechts, soge-
nannte Inquiry-Verfahren, bearbeitet.
Der sowohl für die Mitgliedsstaaten 
als auch für die Zivilgesellschaft wich-
tigste Output aus diesen intensiven 

Sitzungsperioden sind die sogenann-
ten „concluding observations“. Das ist 
der Schlussbericht mit Empfehlungen 
für das Vertragsland. Diese sind zwar 
rechtlich nicht bindend, aber von großer 
politischer und moralischer Bedeutung.
Aber auch die Individualbeschwerde 
und Inquiry-Verfahren werden vom Aus-
schuss bearbeitet. Aufwändige Rechts-
gutachten (General Recommendations) 
dienen den Vertragsstaaten als Inter-
pretationshilfe. Zuletzt wurden solche 
General Recommendations zu den The-
men geschlechtsspezifische Gewalt an 
Frauen und Bildung verfasst.
Natürlich dürfe sie aus Gründen der Be-
fangenheit nicht bei der Staatenprü-
fung Österreichs dabei sein, stellt Hof-
meister klar. Die nächste Staatenprü-
fung Österreichs wird 2019 stattfinden.

Die Rolle der NGOs
NGOs hätten in diesem Ablauf eine wich-
tige Funktion, betont Lilian Hofmeister.  
Für Nichtregierungsorganisationen be
steht die Möglichkeit, vor den Sitz
ungen persönlich in Genf mit dem Aus-
schuss in Kontakt zu treten. Auch bei 
der Staatenprüfung können sie zuhören, 
vorausgesetzt sie kommen aus einem 
Land, in dem sie ohne Repressalien ar-

beiten können. Es gebe allerdings auch 
Länder, in denen NGOs und Menschen-
rechts-Aktivist_innen verfolgt werden. 
Diese Organisationen wollen bei der 
Prüfung ihres Staates aus gutem Grund 
nicht gesehen werden.
Das Verhältnis zwischen den Staaten- 
Delegationen und den jeweiligen NGOs 
sei sehr unterschiedlich, betont Hof-
meister. Es reiche von freundschaftlich 
bis feindselig. Die österreichische Dele-
gation respektiere die Vertreter_innen 
der Zivilgesellschaft und pflege einen 
freundschaftlichen Umgang.

Die Schattenseiten
Mit sogenannten Schattenberichten ha-
ben NGOs die Möglichkeit, die Situation 
von Frauen in ihrem Land aus frauenpo-
litischer Sicht darzustellen und Fakten 
nachzureichen. Während die offiziellen 
Staatenberichte meist eine Aufzählung 
von Erfolgen und gelungenen Maßnah-
men zur Verbesserung der Frauenrechte 
sind, zeigen die Berichte der Zivilgesell-
schaft auch die Schattenseiten.
Diese Berichte haben deshalb einen 
hohen Stellenwert bei den Sitzungen 
des Frauenrechte-Ausschusses. Wer 
Zeit und Interesse habe, könne den ge-
samten Schattenbericht lesen, erzählt 

Lilian Hofmeister prüft im CEDAW-Komitee die Umsetzung der UN-Frauenrechtskonven-
tion. Die ehemalige Frauenministerin Johanna Dohnal hat zu ihr gesagt: „In des CEDAW- 
Komitee, da miaß ma eini!“ Foto: Andrea Ludwig
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Hofmeister. Meistens würden die Arti-
kel aber zwischen den Mitgliedern des 
Ausschusses aufgeteilt. Bevor ein Land 
geprüft wird, habe sie in etwa 500 Sei-
ten zu lesen, so Hofmeister.

Verbesserungsvorschläge 
für das Berichtswesen
Während ihres Wahlkampfes für die 
Mitgliedschaft im Frauenrechts-Aus-
schuss ist Lilian Hofmeister mit ei-
ner Reihe von Verbesserungsvorschlä-
gen an die Öffentlichkeit getreten. Vor 
allem das Berichtswesen wollte sie re-
formieren. Jetzt, da sie selbst Mitglied 
im Ausschuss ist, stehe es ihr nicht 
mehr zu, für diese Verbesserungen zu 
werben. Sie ist aber immer noch über-
zeugt, dass eine Reform das Berichts-
wesen verbessern würde.
„Ich würde vier bis sieben ganz schwer-
wiegende Punkte für jedes Land he-
rausgreifen und die anderen nur auf-
zählen“, regt sie an. Die UNO ziehe es 
aber vor, Wortlimits einzuführen um 
die Textmassen zu bewältigen. „Meine 
Methode würde besser funktionieren“, 
ist sich Hofmeister sicher.

Individualbeschwerden und 
Untersuchungsverfahren
Neben der Staatenprüfung sieht das 
Zusatzprotokoll zur UN-Frauenrechts-
konvention auch vor, dass Einzelper-
sonen Frauenrechtsverletzungen durch 
den Staat mit einer sogenannten Indi-

vidualbeschwerde anzeigen können. 
Auch was diese Möglichkeit betrifft, 
ist Hofmeister mit den Arbeitsabläu-
fen nicht ganz einverstanden. „Der 
Beschwerdenrückstand macht vier 
bis fünf Jahre aus,“ so Hofmeister –  
das sei inakzeptabel. Um Individu-
albeschwerden – vergleichbar mit Ge-
richtsverfahren – seriös abzuwickeln, 
müssten die Ressourcen dringend auf-
gestockt werden.
Untersuchungsverfahren, die im CEDAW- 
Jargon Inquiry Verfahren heißen, sei
en ebenfalls sehr zäh, beschwert sich 
Hofmeister. Bei diesen Verfahren geht 
es darum, schwerwiegende Verlet-
zungen der Frauenrechtskonvention  
durch einen Vertragsstaat zu unter-
suchen. Ein schwieriges Unterfangen, 
gibt Hofmeister zu bedenken, weil das 
Land mitspielen und alle Unterlagen 
herausgeben müsse. „Dieses Verfah-
ren ist eine Fehlkonstruktion, weil das 
Land meistens der Täter ist und kein 
Interesse hat alles offenzulegen,“ so 
Lilian Hofmeisters Einschätzung.

Mandat läuft Ende 2018 aus
Lilian Hofmeister ist noch bis 31. Dezem-
ber 2018 Mitglied im Frauenrechts-Aus-
schuss der UNO. Mit einer weiteren Be-
stellung rechnet sie nicht, was sie durch-
aus bedauert: „Andere Länder schicken 
Personen, die am Höhepunkt ihres Fach-
wissens sind, nicht in die Garage.“ Je-
des Mitglied im Frauenrechts-Ausschuss 

ist unabhängig und weisungsfrei, muss 
aber vom Land nominiert und bei einem 
Wahlkampf unterstützt werden, um eine 
Chance zu haben. Für ein neues Aus-
schuss-Mitglied könne die Einarbeitung 
bis zu zwei Jahre dauern, so Hofmeister.
Bleibt zu hoffen, dass die Republik 
Österreich die Arbeit des UN-Frauen-
rechts-Ausschusses weiterhin unter-
stützt, denn – um es mit Johanna Dohnal  
zu sagen: „In des Komitee, da miaß ma 
eini!“

ANMERKUNG
LILIAN HOFMEISTER ist Handelsrichterin i.R., 
rangältestes Ersatzmitglied des Verfassungs-
gerichtshofs, 1. Österreicherin als unabhän-
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„Bei all den positiven Veränderungen, 
die die Startup-Szene in den letzten 
Jahren erlebt hat, hat sich ein Bild 
kaum geändert: Der Frauenanteil bei 
Konferenzen, Events und laut Statistik 
auch im realen Gründungsalltag ist kon-
stant niedrig.“ (Austrian Startups 2017)
Frauen sind bis heute als Unternehmens-
gründerinnen in Österreich unterreprä-
sentiert. Besonders auffällig ist jedoch 
die Diskrepanz zwischen weiblichen 
und männlichen Start-up-GründerInnen. 
Hier liegt Österreich im EU-Vergleich 
als einziges Land unter der 10 Prozent 
Grenze (Kollmann et al. 2016). Auffäl-
lig ist, dass Österreich nicht nur bei der 
Start-up-Gründung das Schlusslicht bil-
det, sondern ebenso den geringsten 
Anteil an Erfinderinnen in der gesam
ten Organisation für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (OECD) 
aufweist (OECD 2016). Es ist nicht nur 
aus Perspektive des Empowerments re-
levant, diese enorme Unterrepräsen-
tanz zu thematisieren. Durch das tief 
verankerte Modell „der getrennten Ge-
schlechterrollen" in Österreich (Gönenç 
et al. 2015) bleiben potentielle Talente 
und damit zusammenhängende Innova-
tionsideen im Verborgenen. Das stellt in 
Anbetracht eines steigenden globalen 
Innovations- und Wettbewerbsdrucks 
eine äußerst bedenkliche Verschwen-
dung von Humankapital dar. Um zu ver-
stehen, wie es zu dieser „gender-Kluft“ 
kommt, müssen die strukturellen Ursa-
chen betrachtet und die Kausalitäten, 
bestehend aus soziokulturellen und 
sozioökonomischen Faktoren, eruiert  
werden.
Immer wieder wird das „geringe tech-
nische Interesse“ von Frauen als wich-

tigste Ursache für den geringen An-
teil an Start-up-Gründerinnen genannt. 
Dieses „mangelnde Interesse“ spiegeln 
auch die Zahlen zu Studien- und Bran-
chenwahl von Frauen in Österreich wie-
der. Eine Reduktion auf diese Ursache 
greift jedoch viel zu kurz. Diese natio-
nalspezifische Disparität wird „durch 
das Ausmaß staatlicher Wohlfahrtspo-
litik aber auch das Handeln kollektiver 
Akteure, unterschiedliche Familien- und 
Erwerbsmuster wie auch damit verbun-
dene kulturelle Leitbilder von Männ-
lichkeit und Weiblichkeit“ beeinflusst 
(Gottschall 1995). Deshalb müssen 
die strukturellen Rahmenbedingungen 
der Start-up-Branche aus feministi-
scher Perspektive kritisch hinterfragt 
werden. Aber auch die Bedeutung ge-
schlechterstereotyper Rollenbilder im 
Kontext eines soziokulturellen Werte
systems, welches u.a. durch das direkte 
soziale Umfeld, Bildungseinrichtungen 
sowie Medien aufrechterhalten wird, 
spielen hier eine Rolle.

Die Wirkung von 
Geschlechterstereotypen
Start-ups sind im Gegensatz zu her-
kömmlichen Unternehmen noch stär-
ker mit patriarchalen Kompetenzzu-
schreibungen verknüpft und dement-
sprechend überdurchschnittlich mit 
stereotypen Rollenklischees besetzt. 
Insbesondere für Österreich müssen 
Geschlechterrollen berücksichtigt wer-
den. Die Alpenrepublik schneidet in 
Bezug auf getrennte Rollen im Berufs- 
und Familienleben im internationalen 
OECD Vergleich unterdurchschnittlich 
ab. „Austria regularly stands out as a 
very ‘gender unequal’ country in these  

comparisons” (Gönenç et al. 2015). Ge-
schlechterstereotype wirken in be-
stimmten sozialen Feldern stärker als 
in anderen. Die Start-up-Szene fußt auf 
zwei besonders misogynen Feldern, in 
Form von Technik und Entrepreneur
ships. Somit ist der Wirkungsgrad hö-
her als in anderen Berufsbranchen. An-
dererseits werden Start-ups mit einem 
modernen und kreativen Unternehmer-
geist verbunden, wodurch das unter-
nehmerische Potential des Gründerin-
dividuums noch stärker im Vordergrund 
steht, als dies sonst bei Selbständigen 
der Fall ist. Dies bedeutet, die Wertung 
des Individuums in Bezug auf persön-
liche Charakteristika wie Durchhalte
vermögen, Überzeugungskraft und 
Ernsthaftigkeit spielt besonders bei ri-
sikobehafteten Organisationen bzw. 
Projekten eine Rolle. Tendenziell wer-
den diese Attribute allerdings eher 
Männern als Frauen zugeschrieben, 
was dazu führt, dass Frauen innerhalb 
der Gesellschaft als wirtschaftlich un-
professioneller wahrgenommen werden 
(Brush et al. 2014).

Zugangsbeschränkung auf 
Basis von Kapitalien
Frauen haben, angelehnt an Pierre 
Bourdieu, einen eingeschränkten Zu-
gang zu ökonomischem, kulturellem und 
sozialem Kapital. Aus dieser Perspekti-
ve bedeutet ökonomisches Kapital den 
effektiven Grundstock der Kapitalspira-
le und versteht sich als finanzielle und 
zeitliche Ressourcen. Das heißt, die ge-
schlechtsspezifischen Ungleichheiten 
in der Verteilung von Vermögenswer
ten, die Einkommensunterschiede oder 
der Faktor unbezahlte Arbeit stellen die 

ÖSTERREICH, DAS LAND MIT DEM GERINGSTEN ANTEIL 
AN START-UP-GRÜNDERINNEN INNERHALB DER EU
Eine Untersuchung struktureller Ursachen im Kontext stereotyper Prämissen
Hannah Marlene Dobler
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Grundlage des geringeren Zugangs zu 
den restlichen Kapitalien dar. Dies ist 
auch insofern von Bedeutung, da die fi-
nanzielle Grundausstattung von Start-
up-Gründung mitunter die größte Hür-
de darstellt. Genau aus diesem Grund 
werden genderspezifische Einkom-
mens- und Vermögensunterschiede als 
Ausgangspunkt zur Benachteiligung von 

Frauen in anderen Einflussbereichen 
gewertet. Demnach ist etwa im finanz-
wirtschaftlichen Feld eine Fremdfinan-
zierung für Frauen mit tendenziell mehr 
Hürden versehen als dies für Männer 
der Fall ist.
Auch die Art des zur Verfügung ste-
henden Humankapitals erfährt immer 
noch eine starke Separierung durch 

das Geschlecht. Demnach werden be-
reits in frühester Kindheit unterschied-
liche Interessen in Mädchen bzw. Jun-
gen geweckt. In dem Sinne, dass sich 
Kinder durch Identifikation des eige-
nen Geschlechts soziokulturelle Prä-
ferenzen zuordnen, welche Großteils 
durch Eltern, LehrerInnen bzw. Medi-
en vermittelt werden. Diese „typischen  

Foto: Jana Kaunitz
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Geschlechtsmerkmale“ verfestigen sich 
strukturell und sind stark an weiblich 
konnotierter Reproduktionsarbeit orien-
tiert. Vor allem in der Wahl der Ausbil-
dung bzw. Berufstätigkeit werden die-
se genderspezifischen Mechanismen 
sichtbar, aber auch bereits während 
der Schulzeit werden Unterschiede, 
etwa durch die PISA-Studie, feststell-
bar. Tatsächlich ist in keinem anderen 
OECD-Land die Geschlechterkluft in na-
turwissenschaftlichen Fächern so groß 
wie in Österreich. Laut der PISA Studie 
(2015) sind die geschlechtsspezifischen 
Unterschiede von 2006 bis 2015 um  
11 Punkte gestiegen. Dies ist der zweit-
größte Anstieg in allen OECD-Ländern 
(durchschnittlicher Anstieg: 1 Punkt). 
Im aktuellsten PISA Bericht übertrafen 
die Jungen die Mädchen um 19 Punkte 
(durchschnittlicher Anstieg: 4 Punkte). 
Damit liegt Österreich abermals we-
sentlich über der geschlechterspezi-
fischen OECD-Durchschnittsdifferenz 
(OECD 2017).
Zusätzlich zu finanzieller und zeitlicher 
Ausstattung, sowie der Art der Studi-
enwahl ist die Start-up-Szene beson-
ders durch exkludierende Netzwerke 
geprägt. Ganz nach dem Motto: „It’s 
not just what you know, but who you 
know“ (Sappleton 2014), werden nur 
diejenigen in diese Szene integriert, 
die bereits über die notwendigen Res-
sourcen verfügen. Ohne Vernetzung mit 
Business Angels, InvestorInnen, För-
dergeberInnen, IncubatorInnen, Uni-
versitäten, anderen Start-up-Gründer-

Innen bzw. -PartnerInnen wird die Grün-
dung eines Start-ups enorm erschwert. 
Frauen in Österreich verfügen jedoch 
über limitierte Kontakte zur Industrie 
und sind weniger in akademische Netz-
werke eingebunden. Dieses Phänomen 
zieht sich durch alle wissenschaft-
lichen Felder, betrifft allerdings beson-
ders das technische bzw. naturwissen-
schaftliche Feld. „Dies führt auch zu ei-
ner deutlich geringeren Vertretung von 
Frauen in Auswahlgremien, einer unzu-
reichenden Vertrauensbasis mit Unter-
nehmensvertreterInnen und einer gerin-
gen Sichtbarkeit von Frauen in der For-
schungs- und Technologielandschaft.“ 
(ÖGUT 2005) Mangelnde Kontakte zu 
den Institutionen selber führen dazu, 
dass Frauen geringere Chancen auf ei-
nen Karriereaufstieg in Wissenschafts-
institutionen erfahren (Mayr-Kleffel 
2008).

All diese Kapitalien wirken letztlich 
symbolisch und äußern sich in Form 
von Prestige, Ansehen und Glaubwür-
digkeit. Der eingeschränkte Zugang 
zu Kapitalien wiederum basiert im Ur-
sprung auf einem Weltbild, das Ge-
schlechterstereotype fortwährend re-
produziert. Einerseits durch die veran-
kerte strukturelle Machtausübung pa-
triarchaler Herrschaft, andererseits 
durch Frauen selbst, durch Akzeptanz 
und Anerkennung bestehender symbo-
lischer Machtstrukturen, wodurch sich 
der Kausalkreislauf wieder schließt. 
Nun sind dies alles soziale Felder, die 
zur Gründung eines Start-ups benötigt 
werden. Wenn in diesen einzelnen Feld-
ern Akteurinnen bereits unterrepräsen-
tiert sind und über weniger symbolische 
Macht verfügen, ist eine felderüber-
greifende Konstellation, wie im Falle 
von Start-ups, eine besonders große 
Herausforderung zur Überwindung die-
ser strukturellen Mechanismen. Diese 
kann nur auf gesamtgesellschaftlicher 
Ebene stattfinden, durch eine Neuint-
erpretation von „Weiblichkeit“ und 
„Männlichkeit“.
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Seit der Gründung 2010 setzt sich  
FC Gloria für die Wahrnehmung der In-
teressen von Frauen in der österreichi-
schen Filmbranche ein, um so zu einer 
geschlechtergerechten Zukunft im Be-
rufsfeld Film beizutragen.
Seit vielen Jahren liegt der Frauenan-
teil unter den Filmstudierenden in 
Österreich bei etwa 40 Prozent. Aber 
nach der Ausbildung schaffen weniger 
Frauen als Männer den Schritt ins pro-
fessionelle, mittel bis gut budgetierte 
Filmschaffen. Die Unterrepräsentanz 
ist in allen Berufsverbänden eklatant. 

Berechnungen von FC Gloria zeigen auf, 
dass Frauen im Schnitt maximal 25 Pro-
zent der vergebenen Mittel im Kinobe-
reich erhalten. Bei Fernsehproduktio
nen ist der Frauenanteil hinter der Ka-
mera sogar verschwindend gering.
Die Gründe dafür sind komplex und tief in 
unserer Gesellschaft, ihrer Geschichte  
und den gewachsenen Strukturen ver-
ankert. Deshalb sind auch die Lösungs-
ansätze vielfältig und längerfristig zu 
denken: fehlende Role Models für junge 
Frauen schon an der Universität, Struk-
turen im Förder- und Produktionspro-

zess, die unhinterfragt bleiben, bis hin 
zu immer noch wirkmächtigen Frauen- 
und Männerbildern, die nicht zuletzt 
durch Fernsehen und Film – insbeson-
dere seit den 1990er Jahren – immer 
wieder bestätigt werden.

Role Models fehlen
Zu einem Aufbruch kam es in den 
1970er Jahren mit New Hollywood 
als auch in die teuren amerikanischen 
Mainstreamproduktionen Frauen Ein-
gang gefunden hatten. Gleichzeitig kam 
es mit dem Aufschwung der neolibe-

FC GLORIA
Ein Frauennetzwerk mit Durchsetzungskraft in der Filmbranche
Sandra Bohle und Kathrin Resetarits
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ralen Ideologie zu einem Backlash im 
Filmschaffen, der unter anderem Frau-
enrollen und ihre Funktion in dramatur-
gischen Strukturen betraf. Man könnte 
sagen, dass Role Models nicht nur in 
Ausbildung und Branche fehlen, son-
dern auch in den gängigen Narrativen.
FC Gloria setzt viele Maßnahmen, um 
dieses Ungleichgewicht aufzuzeigen 
und zu verändern. Es gibt ein Mentor
innen Programm, regelmäßig stattfin-
dende Kinosalons, um die Aufmerksam-
keit auf das Werk weiblicher Filmschaf-
fender zu richten, ein Fortbildungspro-
gramm für Produzentinnen, Informa
tionsbroschüren und eine eigene Web-
seite für junge Frauen, um den Zugang 
zu unserer Branche zu erleichtern, sowie 
Diskussionsveranstaltungen zu Gender-
themen. Jährlich erscheinen in Koope-
ration mit der Diagonale die FC Gloria  
Bierdeckel und präsentieren die erho-
benen Fakten zum Status Quo des Ge-
schlechterverhältnisses in der österrei-
chischen und internationalen Filmwelt. 
Ab 2019 wird es einen Frauenfilmpreis 
geben.

Maßnahmenpaket gefordert
Diese und weitere Aktionen von FC Glo-
ria haben in den vergangenen sechs 
Jahren viel Diskussion und Bewusst-
seinsprozesse ausgelöst. Der größte 
politische Erfolg bisher konnte im No-
vember 2016 verbucht werden. Da wur-
de ein Entschließungsantrag von SPÖ, 
ÖVP und den Grünen im Parlament an-
genommen, der den damaligen Bundes-
minister Thomas Drozda aufforderte, 
ein Maßnahmenpaket zu installieren, 
das längerfristig zu einem verbesserten 
Geschlechterverhältnis innerhalb der 

Filmbranche führen soll. Er beinhaltet 
viele der von FC Gloria in den vergange-
nen Jahren aufgestellten Forderungen, 
wie eine transparente Evaluierung der 
Fördermittel im Hinblick auf das Ge-
schlechterverhältnis, ein Anreizmodell, 
das die Beteiligung von Frauen bei Ein-
reichungen erhöhen soll, sowie die Auf-
nahme von Gesprächen mit dem ORF 
über die dortige Situation betreffend 
Genderbudgeting und Unterrepräsen-
tanz von Frauen.

Diversität auch hinter 
der Kamera
Film ist ein machtvolles, meinungs- und 
kulturbildendes Medium und die Di-
versität der Gesellschaft sollte auch 
hinter der Kamera abgebildet sein. Es 
spielt eine große Rolle, ob Medienin-
halte von Männern oder Frauen, Men-
schen mit unterschiedlichen, kulturellen 
Hintergründen oder Erfahrungswelten 
kreiert werden. Welcher gesellschaft-
lichen Gruppe wir angehören, ist stark 
ausschlaggebend dafür, welche Erfah-
rungen wir machen, welche Sichtwei-

sen, Gedanken und Ideen wir im Laufe 
des Lebens entwickeln. Filme zu ma-
chen sollte daher im Sinne des Aus-
tauschs zwischen Kunst und Gesell-
schaft für viele unterschiedliche Men-
schen zugänglich sein.
FC Gloria befasste sich bisher zwar 
vornehmlich mit dem Thema der Ge-
schlechterverhältnisse, jedoch ist die 
Schieflage zwischen den Geschlechtern 
im Filmbereich nur ein Aspekt eines grö-
ßeren Problems, nämlich mangelnder 
Diversität. Wünschenswert wäre ein 
breiter Diskurs über die Beschaffenheit 
der Gesellschaft und der Filmbranche 
als Ausschnitt davon, um diskriminie-
rende Strukturen sichtbar zu machen.
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Deutschkenntnisse als Voraussetzung 
für sogenannte Aufenthaltstitel wer-
den im Fremdenrecht bereits seit dem 
Jahr 2003 verlangt. Aufenthaltsrechte 
sind seit mittlerweile 15 Jahren an den 
Nachweis von Deutschkenntnissen ge-
koppelt und somit ein Instrument der 
Fremdenpolizei. Auch ÖSD-Prüfungen 
(Österreichisches Sprachdiplom) wur-
den von da an in erster Linie für Auf-
enthaltstitel absolviert und nachge-
fragt. Wir Deutschlehrenden arbeiten 
schon lange im Dienst dieser rassisti-
schen Gesetzgebung. Wertevermitt-
lung im Sinne einer normierenden, auf 
kolonialen Überlegenheitsfantasien be-
ruhenden Ausrichtung, ist prinzipiell 
nicht neu.
„Die von der österreichischen Regie-
rung verordneten Deutsch-, Werte- und 
Orientierungskurse bzw. -prüfungen bil-
den grundsätzlich kein Novum im Feld. 
Werteprüfungen wurden zwar erst durch 
das neue Gesetz eingeführt, Wertever-
mittlung im Sinne eines Zivilisierungs-
projektes, das Grundzüge einer Koloni-
alpädagogik trägt, findet jedoch nicht 
erst seit Dezember 2015, als die Werte-
kurse im Anschluss an den ‚Sommer der 
Migration‘ in Österreich implementiert 
wurden, statt. Das Neue daran bezieht 
sich vor allem auf die explizite Benen-
nung der verfolgten Ziele und selbstver-
ständlich auf die Sanktionen.“ (Salgado 
2017: 21) 1

Das neue Integrationsgesetz (Juni 
2017) beinhaltet die sogenannte In-
tegrationserklärung, die für asyl- und 
subsidiär schutzberechtige Personen 
gilt. Die Integrationserklärung muss 
unterschrieben werden und enthält 

die Verpflichtung grundlegende Werte 
der Rechts- und Gesellschaftsordnung 
einzuhalten. Weiters schreibt sie vor, 
dass ein Deutschkurs (A1 und A2) sowie 
ein Werte- und Orientierungskurs ab-
solviert werden muss. Für Drittstaats-
angehörige gilt die Integrationsverein-
barung. Die neue Integrationsvereinba-
rung stellt somit die verschärfte Versi-
on der bisher geltenden Integrations-
vereinbarungen dar. Seit der ersten In-
tegrationsvereinbarung aus dem Jahr 
2003 wurden Aufenthaltsrechte konti-
nuierlich restriktiver gestaltet. Die In-
tegrationsvereinbarung (IV) 2017 ver-
pflichtet Drittstaatsangehörige dazu, 
Deutschkenntnisse sowie Kenntnisse 
der demokratischen Ordnung und der 
daraus ableitbaren Werte der Rechts- 
und Gesellschaftsordnung nachzuwei-
sen, sprich die Integrationsprüfung be-
stehend aus kombinierter Deutsch- und 
Werteprüfung zu absolvieren.2 Verant-
wortlich für die Abwicklung des neuen 
Integrationsgesetzes und der Integra-
tionsvereinbarung ist der ÖIF (Öster-
reichischer Integrationsfonds). Der ÖIF 
hat das Monopol selbst Kurse anzubie-
ten als auch die Befugnis, über andere 
Kursanbieter zu entscheiden.

Bildung für Migrant_innen 
versus Bildung für 
Dominanzangehörige

Wir und Sie
In einer dichotomen Konstruktion wir 
und sie, werden die einen, wir, als wis-
send und die anderen, sie, als unwis-
send beschrieben und „positioniert“. 
Welches (Werte-)Wissen wer braucht 
ist genau definiert und wird inhaltlich 

verordnet und gegebenenfalls, wenn 
die verordneten Pflichten nicht erfüllt 
werden, sanktioniert. Wer die Integrati-
onserklärung beziehungsweise die Inte-
grationsvereinbarung nicht erfüllt, kann 
damit rechnen, dass die Mindestsiche-
rung reduziert oder ganz gestrichen 
wird. Es kann auch der Aufenthaltstitel 
und somit die Existenzgrundlage ent-
zogen und somit sanktioniert werden. 
Hinzu kommt, dass die Behörde nun 
Zertifikate auch aberkennen kann. Bil-
dungspolitik wird zunehmend benutzt, 
um Ausschlüsse beziehungsweise pro-
duktive Einschlüsse im Sinne der Na-
tionalisierung zu produzieren, mit dem 
Unterschied, dass Dominanzangehöri-
ge ihren Aufenthalt nicht verlieren kön-
nen. Deutsch- und Wertetest sind In-
strumente, die Ausschluss auch auf der 
Ebene des Klassismus betreiben. Für 
jene, die keine oder wenig formale Bil-
dung haben, insbesondere Frauen, wird 
es schwierig oder unmöglich, die bereit-
gestellten Testformate, die auf Lesen 
und Schreiben und einen engen, norma-
tiven Diskurs und Kontext ausgerichtet 
sind, zu bewältigen, sich zu integrieren.
Auch Dominanzangehörige (nicht alle) 
verlieren in einem Bildungssystem, das 
darauf ausgerichtet ist, soziale Un-
gleichheiten zu produzieren, zu bestä-
tigen beziehungsweise zu verstärken. 
Ziel ist Anpassung, Normierung, Be-
lehrung und Selbstbestätigung der an-
genommenen Überlegenheit. Ziel, so 
scheint es, ist die Bekräftigung des 
Status Quo beziehungsweise die Be-
dingungen zur Produktion von sozialer 
Ungleichheit noch weiter zu verschär-
fen und die Kluft zwischen Reich und 
Arm zu vergrößern. Migrant_innen sind 

FÜR AUTONOME HANDLUNGSSPIELRÄUME 
IM BILDUNGSBEREICH
Daniela Rechling
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nicht nur von neoliberalen Politiken be-
troffen, sondern sehen sich außerdem 
mit rassistischen Gesetzen konfron-
tiert, die mittels der entsprechenden 
bildungspolitischen Programme umge-
setzt werden sollen.3

Die defizitären Anderen
Zäh und schwer hält sich das koloniale 
Bild der rückständigen, unterdrückten, 
in demokratischen Fragen defizitären 
Anderen. Das europäische Werte-Wir 
zelebriert vor dem Hintergrund dieses 

Bildes die eigene vermeintliche Über-
legenheit, Aufgeklärtheit, Fortschritt-
lichkeit und Zivilisiertheit. Herrschafts-
fantasien in Bezug auf die Anderen, die 
nicht neu sind. Auch vor den geplanten 
Werte-Kursen gab es wertfreies Un-
terrichten, neutrale Kurse und Kursin-
halte/Sprache und neutrales Sprechen 
nicht. Die Lehrbücher waren immer 
schon voll von kolonialen Überlegen-
heitsfantasien, kulturalisierenden und 
normierenden Bildern.
„Unter Einbeziehung des interkulturellen 

Ansatzes, der seit den 1990er-Jahren 
im Feld Deutsch als Zweitsprache eta-
bliert ist, wurde eine Praxis befördert, 
die die Aufmerksamkeit von struktu-
rellen Problemen abzieht und sie auf ex-
terne, kulturelle Determinanten lenkt. 
(vgl. u.a. Kalpaka /Mecheril, 2010; Mes-
serschmidt, 2009) Nicht von Wertever-
mittlung war die Rede, sondern von kul-
turellen Differenzen und von Anerken-
nung von Differenzen. (ebd.) Lernende 
Migrant_innen erzählen über ihre „kul-
turellen Eigenheiten“ und erfahren, was 

Foto: Jana Kaunitz
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‚das Österreichische‘ ausmacht und wel-
che Normen des Zusammenlebens hier 
gelten. Ein normativer und erzieheri-
scher Impetus, der sich als Kontinui-
tät kolonialer Praxen entlarvt, war und 
ist immer noch charakteristisch für das 
Feld.“ (Salgado 2017: 21) 4

Schauen wir uns das zur Verfügung ge-
stellte, propagierte Material, das vor-
geblich aus der Verfassung herausgefil-
tert wird und in den Wertekursen ver-
mittelt werden soll, an: Es ist voll mit 
generalisierenden Annahmen bezüglich 

der Defizite, die Migrant_innen hätten 
und in welchen Normen, Werte-Hal-
tungen und auch Verhaltensweisen sie 
sich einüben sollten.
„In Österreich gibt man sich beim Be-
grüßen und beim Weggehen normaler-
weise die Hand. Auch wenn man neue 
Leute trifft, gibt man jeder Person ein-
mal die Hand. Das ist höflich. Man 
schaut der Person dabei auch in die 
Augen.“ 5

Die dazugehörigen Lehrmaterialien 
beinhalten didaktische Anleitungen 

und konkret bebilderte Situationen, 
wie dieses Höflich-Sein und Grüßen 
am besten geübt werden kann. Die zu 
verwendenden Materialien beinhal-
ten und lassen nur eine Perspektive, 
Deutungs- und Sichtweise auf Gesell-
schaft und Geschichte zu. Diese Per-
spektive soll breit vermittelt werden. 
Andere, kritische Sichtweisen auf die 
Gesellschaft kommen nicht vor, sollen 
nicht vermittelt werden, mehr noch, 
werden verschwiegen, wenn nicht kri-
minalisiert.

Foto: Jana Kaunitz
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Neoliberale Ideologien
Neoliberale Ideologien (wie sie auch 
von den herrschenden Regierungspar-
teien vertreten werden), wie die Posi-
tion, dass alle, die nicht leistungsbereit 
sind, dem Staat auf der Tasche liegen 
würden, wenn sie beispielsweise Min-
destsicherung beziehen, bestimmen 
den aktuellen politischen Diskurs.
„Am österreichischen Arbeitsmarkt steht 
die Leistung im Vordergrund. […] Öster-
reich hat eine soziale Marktwirtschaft. 
Hier sind soziale Gerechtigkeit und so-
zialer Ausgleich wichtig. Leistung macht 
Solidarität erst möglich. Dieses staatli-
che System funktioniert nur, wenn alle, 
die arbeiten können, auch arbeiten und 
Geld in das System einzahlen. Das be-
deutet: In Österreich müssen alle arbei-
tenden Menschen Steuern und Abgaben 
bezahlen. Steuern und Abgaben ermög-
lichen dem Staat, seine Aufgaben zu er-
füllen. Der Staat gibt dafür viel Geld aus, 
zum Beispiel für Kindergärten, Schulen, 
Krankenhäuser oder auch für die Sicher-
heit in Österreich. Wie viel Steuern man 
zahlen muss, hängt von der Höhe des 
Einkommens ab. Steuern und Abgaben 
sind also eine Voraussetzung, damit das 
System funktioniert. Sollte man in eine 
Notsituation geraten, bekommt man Hil-
fe vom Staat. Für eine erfolgreiche Inte-
gration ist es notwendig, dass man für 
sich selbst sorgen kann und vom Staat 
keine Hilfe braucht.“ 6

Kritischer Bildungsarbeit 
ist soziale Gerechtigkeit 
ein Anliegen
Welche Perspektiven fehlen? Wie wür-
de der Text/das Zitat lauten, wenn die 
Sichtweise nicht wäre, dass Leistung 

im Vordergrund stehen muss? Wel-
cher Begriff von Arbeit ist herauszule-
sen? Hausarbeit ist keine Arbeit? Das 
Steuersystem gerecht?
Kritische Bildungsarbeit bedeutet, 
vielfältige kontroverse Blickwinkel 
und Positionen mit einzuschließen. Sie 
verweigert sich einem Diskurs und ei-
ner Ideologisierung des Einzig-Rich-
tigen und der Durchsetzung dieses 
Einzig-Richtigen unter Ausübung von 
Zwang, Kontrolle und Sanktionen. Kri-
tischer emanzipatorischer Bildungsar-
beit ist soziale Gerechtigkeit ein Anlie-
gen; nicht die Bestätigung des Status 
Quo; nicht das Schüren von Neid- und 
Nützlichkeitsdebatten.
Eine kritische Bildungsarbeit muss sich 
dagegen verwehren, dass eindimensio-
nale Inhalte manipulativ aufoktroyiert 
werden. Das heißt auch, sich gegen 
eine Instrumentalisierung von Frauen-
rechten und feministischen Themen 
zum Zweck rassistischer Ausschlüsse 
und zum Zweck der Durchsetzung einer 
rassistischen Ordnung konsequent zu 
verwehren.
Frauenpolitische Themen werden etwa 
dann instrumentalisiert, wenn Gleich-
berechtigung behauptet wird, um ras-
sistische, über Aufenthaltsrechte ent-
scheidende Werte- und Orientierungs-
prüfungen zu rechtfertigen. Aber auch, 
wenn diese Behauptung von Konserva-
tiven, im Namen von „uns Frauen der 
Nation und des Westens“, stattfindet.
Gleichberechtigung, die behauptet wird 
von jenen, die, wenn es nicht um die 
Ausübung von Zwang und Kontrolle in 
Bezug auf die Anderen geht, mit Frau-
enrechten und feministischer Politik 
nichts zu tun haben wollen.

„In Österreich haben Frauen und Männer 
auch im Arbeitsleben die gleichen Rech-
te. Sie haben den gleichen Zutritt zu 
den Bereichen Bildung, Fortbildung und  
Karriere. Es ist daher in Österreich ganz 
selbstverständlich, dass Frauen auch 
Führungspositionen oder andere wich-
tige Positionen innehaben.“ 7
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Johanna Schlintl im Gespräch mit Ruqaya Alobaidi, Foto: Andrea Ludwig

Die irakische Juristin Ruqaya  
Alobaidi ist vor drei Jahren mit ih-
ren Kindern nach Österreich ge-
flüchtet. Johanna Schlintl hat mit 
ihr über die traumatische Flucht 
über das Mittelmeer, die Situation 
von Frauen im Irak und ihr neues 
Leben in Wien gesprochen. 

Johanna Schlintl: Frau Alobaidi, dan-
ke, dass Sie zu diesem Interview gekom-
men sind! Viel weiß ich nicht über Sie: 
Sie sind aus dem Irak, Juristin, seit drei 
Jahren hier und haben zwei Kinder. Was 
wollen Sie mir über sich erzählen?
Ruqaya Alobaidi: Ich heiße Ruqaya, 
bin 30 Jahre alt und habe vier Jahre 
Rechtswissenschaften in Bagdad stu-
diert. Ich habe dort auch vier Jahre bei 
Gericht im Familien- und Zivilrecht gear-
beitet. Bei uns im Irak studieren wir vier 
Jahre, dann können wir sofort bei Ge-
richt arbeiten. Die Situation war schwie-
rig, aber ich habe es geschafft.
Schlintl: Inwiefern war die Situation 
schwierig? 
Alobaidi: Frauen sind im Irak in einer 
schwierigen Situation. Sie können nicht 
arbeiten wie Männer. Ich wurde von 
einem Mann mit Klage bedroht. Seine 
Frau ist zu mir gekommen, weil er sie ge-
schlagen hat. Er wollte sich aber nicht 
scheiden lassen. Er hat mich gebeten, die 
Scheidungsklage fallen zu lassen. Zuerst 
habe ich nein gesagt. Aber dann habe ich 
den Irak verlassen und bin geflüchtet.
Schlintl: Sie wurden von ihm bedroht, 
weil Sie die Frau bei der Scheidung un-
terstützt haben?
Alobaidi: Genau. Und er war bei der 
Miliz. Er war gefährlich für mich und 
meine Kinder.

Schlintl: Das heißt, wegen ihm haben 
Sie den Irak verlassen?
Alobaidi: Ja, genau. Viele Frauen arbei-
ten bei Gericht als Anwältinnen. Aber 
sie haben immer Angst. Viele sind ge-
storben, sie wurden ermordet, weil sie 
nicht arbeiten sollten.
Schlintl: Bekommen die Frauen keine 
Hilfe von der Polizei oder vom Staat?
Alobaidi: Nein, wir haben kein Gesetz. 
Alle Männer arbeiten bei der Polizei oder 
für den Staat, aber sie arbeiten auch mit 
der Miliz zusammen. Wenn ich zur Poli-
zei gehe, bekomme ich noch ein Problem. 
Weil die Polizei dann die Miliz oder an-
dere über meine Beschwerde informiert.
Schlintl: Das heißt, Sie mussten den 
Irak verlassen, weil Sie Rechtswissen-
schaften studiert und ihren Job als Ju-
ristin gemacht haben? Wie sind Sie in  
Österreich gelandet?
Alobaidi: Ich habe gehört, dass die 
Grenzen in Europa geöffnet sind. Das 
war 2015. Dann habe ich beschlossen,  

mit meinen Kindern nach Europa zu flüch-
ten. Am Anfang war es sehr schwierig. 
Zuerst im Schlauchboot von der Türkei 
nach Griechenland. Dann sind wir sieben 
Tage zu Fuß gegangen. Es war sehr kalt, 
es hat geregnet. Wir hatten kein Es-
sen, wenig Wasser, haben auf der Stra-
ße geschlafen, ich, meine beiden Kinder 
und mein vierzehnjähriger Bruder. Nach  
Österreich bin ich im September 2015 
gekommen. Eigentlich hatte ich ein Ti-
cket nach Deutschland gebucht, weil 
mein Onkel dort ist. Aber nach den ers
ten zwei Tagen in einem Camp im Stadi-
on war ich sehr müde, meine Söhne wa-
ren krank. Ich konnte nicht weiterreisen, 
hatte keine Kraft. Und dann habe ich 
hier viele Leute kennengelernt. Es war 
ein muslimisches Fest. In der Früh wur-

„OH, WOW, HIER BIN ICH, IN WIEN!“
Interview mit Ruqaya Alobaidi

„Im Irak wurde ich bei meiner 
Arbeit als Juristin bedroht.“
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den wir gefragt, ob wir in die Moschee 
gehen wollen. Wir sind mitgegangen 
und haben zusammen gebetet. Die Leu-
te haben mit meinen Kindern gespielt.  
Ich habe gesehen, dass die Leute hier 
sehr nett sind und uns helfen. Dann habe 
ich mein Ticket verfallen lassen und be-
schlossen hier in Österreich zu bleiben. 
Das war ein großes Glück für mich.
Schlintl: Sie sind jetzt seit drei Jahren 
da. Wie würden Sie Ihre Erfahrungen bis 
jetzt beschreiben?
Alobaidi: Am Anfang war es sehr 
schwierig, mich hier zu integrieren, weil 
ich die Sprache nicht sprechen konn-
te und hier keine Familie habe. Zuerst 
habe ich im Pfarrhof gewohnt. Der Pfar-
rer war sehr nett und freundlich und hat 
viel für uns organisiert. Jeden Tag kam 
eine Frau, um mit uns Deutsch zu lernen. 
Dann habe ich auch einen Deutschkurs 
besucht. Und ich lerne immer noch jeden 
Tag Deutsch. Das ist wichtig für mich. 
Mittlerweile wurde hier auch mein Di-
plom anerkannt.
Schlintl: Für Ihr Studium der Rechtswis-
senschaften? Das freut mich sehr für Sie.
Alobaidi: Ja, danke schön. Jetzt bin 
ich auf der Suche nach Arbeit. Das ist 
schwierig für mich. Aber ich hoffe, Ar-
beit zu finden. Zuhause zu bleiben kann 
ich mir nicht vorstellen. Das ist langwei-
lig. Ich bin Anwältin, habe ein schwie-
riges Studium geschafft und möchte ar-
beiten. Ich habe mittlerweile auch viele 
Familien kennengelernt. Einmal im Mo-
nat treffe ich eine Frauenrunde aus dem 
14. Bezirk. Wir reisen gemeinsam, waren 
schon in Linz und Salzburg und wir wol-
len nach München fahren.
Schlintl: Was ist das für eine Frauen-
runde?

Alobaidi: Wir treffen uns jeden Monat 
abends für drei bis vier Stunden im Pfarr-
zentrum und reden oder fahren in die In-
nenstadt oder lesen Geschichten. Die 
Frauen sind alle älter als ich, aber es ist 
schön. Und ich habe auch ein Praktikum 
am Bezirksgericht Meidling gemacht, bei 
einem Richter. Er hat mir sehr geholfen, 
gemeinsam mit einer anderen Richterin. 
Wir treffen uns auch einmal im Monat, 
im Café oder zum Beispiel morgen bei 
uns zum Mittagessen.
Schlintl: Das heißt, die Kontakte zu all 
diesen Menschen haben Ihnen geholfen. 
Wie würden Sie die Integration von staat-
licher Seite beschreiben? Wie ging es Ih-
nen damit?
Alobaidi: Am Anfang war es sehr 
schwierig. Ich habe zwei Jahre auf mein 
Interview gewartet. Ich dachte schon, 
ich würde einen negativen Bescheid be-
kommen, weil ich so lange warten muss-
te. Und ich habe jede Woche vom Staat 
nur 40 Euro bekommen. Das ist nicht ge-
nug für mich. Aber dann habe ich endlich 
einen Interviewtermin beim BFA (Bun-
desamt für Fremdenwesen und Asyl) be-
kommen. Das Interview hat fünf Stun-
den gedauert. Drei Monate später habe 
ich subsidiären Schutz für ein Jahr be-
kommen. Und jetzt vor einer Woche 
habe ich auch die beantragte Verlänge-
rung für zwei Jahre bekommen.
Schlintl: Ich stelle mir vor, dass es sehr 
schwierig ist, wenn man warten muss 
und nicht weiß, wie es weitergeht.
Alobaidi: Genau. Ich habe mir viele Sor-
gen gemacht, wusste nicht, was passie-
ren wird, ob ich vielleicht einen nega-
tiven Bescheid bekommen würde. Aber 
ich kann nicht wieder zurück in den Irak. 
Ich habe hier ein neues Leben. Meine 

Kinder gehen hier in die Schule. Mein 
Großer geht in die vierte Klasse. Im Sep-
tember geht er in die Neue Mittelschu-
le. Er spricht sehr gut Deutsch, hat alles 
vom Irak vergessen. Er hat neue Freunde 
hier. Mein Kleiner ist jetzt auch in der er-
sten Klasse. Er will sich nicht an den Irak 
erinnern, nicht mit anderen im Irak spre-
chen, auch nicht mit seinem Vater. Das 
hat mir große Sorgen gemacht. Ich habe 
jeden Tag überlegt, was ich machen 
kann, jeden Tag auf meinen Bescheid ge-
wartet. Das hat mich nervös gemacht.
Schlintl: Das heißt Sie können sich nicht 
vorstellen, in den Irak zurückzugehen?
Alobaidi: Nein, mein Haus ist weg, mei-
ne Familie ist umgezogen. Ich habe keine 
Arbeit mehr im Irak. Ich kann nicht zu-
rück. Hier ist mein neues Leben. Ich will 
nicht zurück und hoffe, dass ich das nie 
wieder muss.
Schlintl: Subsidiärer Schutz ist schon 
einmal gut. Aber in zwei Jahren müssen 
Sie wieder eine Verlängerung beantra-
gen, werden wieder unsicher sein, wie-
der nicht wissen, wie es weiter geht.
Alobaidi: Ja, und ich weiß nicht, wie sie 
entscheiden werden. Nach diesen vielen 
Jahren ist das schwierig. Nicht nur ich, 
auch meine Kinder haben ihr Leben hier.
Schlintl: Nach Ihren Kindern wollte ich 
noch fragen. Sie haben erzählt, dass sie 
sich hier gut eingelebt haben. Was sind 
Ihre Träume für sie?
Alobaidi: Wir haben viele Träume. Ich 
will eine neue Zukunft, eine gute Zu-
kunft für meine Kinder. Hier gibt es gute 
Chancen für uns. Mein großer Sohn, er 
ist 11 Jahre alt, träumt davon Polizist zu 
werden. Nach dem Gymnasium will er 
gleich bei der Polizei arbeiten, sagt er. 
Mein kleiner Sohn hat mir gesagt, dass 
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er wie ich Rechtswissenschaften studie-
ren will. Darüber habe ich mich gefreut. 
Ich hoffe, dass er hier studieren und am 
Gericht arbeiten können wird. Und ich 
hoffe, Richterin werden zu können. Ich 
habe mir von einer Freundin viele Bü-
cher ausgeborgt. Jeden Tag lese ich ein 
paar Seiten über österreichisches Fami-
lienrecht. Aber ich überlege auch, ob ich 
nächstes Jahr vielleicht nochmal an der 
Uni studieren soll. Wenn es eine Chan-
ce für mich gibt, will ich jedenfalls als 
Juristin arbeiten.
Schlintl: Sie haben gesagt, Ihre Ausbil-
dung wurde anerkannt. Was heißt das für 
Sie?
Alobaidi: Mein Studium wurde aner-
kannt. Ich muss hier nicht noch einmal 
Jus studieren. Aber ich kann nicht als An-
wältin arbeiten, weil ich nicht die öster-
reichische Staatsbürgerschaft habe. Und 
es gibt ein paar Unterschiede zwischen 
den irakischen und den österreichischen 
Gesetzen. Ich überlege noch, wie ich da-
mit umgehen soll, ob ich noch einmal stu-
dieren soll oder nur weiter ganz viel le-
sen und mir so alles beibringen kann.
Schlintl: Sie haben gerade gesagt, die 
irakische und die österreichische Ge-
setzeslage sind sehr unterschiedlich. 
Tatsächlich wurde die UN-Frauenrechts-
konvention in den 1980er Jahren so-
wohl von Österreich als auch vom Irak 
ratifiziert. Das heißt beide Länder haben 
sich zu umfassenden Maßnahmen für 
eine rechtliche und faktische Gleichstel-
lung von Männern und Frauen verpflich-
tet. Mich interessiert, wie Sie das sehen, 
wie würden Sie sagen, sind Frauenrechte 
in Österreich, und wie im Irak umgesetzt? 
Wie zeigt sich das in Ihrem Leben?
Alobaidi: Früher, in den 1960er und 

1970er Jahren, war der Irak ein sehr si-
cheres Land. Alle Frauen waren frei, 
konnten sich ohne Kopftuch bewegen, 
auch in kurzer Kleidung. Niemand hat ei-
nen Unterschied zwischen Frauen und 
Männern gemacht. Jetzt ist das im Irak 
anders. Frauen können nicht alles ma-
chen, haben keine Rechte. Werden sie 
von ihren Männern geschlagen und ge-
hen deswegen zu Gericht, bekommen sie 
keine Unterstützung. Wenn ich mit mei-
ner Familie spreche, erkläre ich ihnen, 
dass das hier anders ist, dass Frauen 
hier die gleichen Rechte haben wie Män-
ner, jede Arbeit machen können. Das ist 
bei uns im Irak ganz anders. Obwohl, 
jetzt in den letzten zwei, drei Jahren, ist 
die Situation im Irak besser geworden. 
Frauen sind ein bisschen freier. Aber sie 
haben immer noch keine Rechte. Frauen-
rechte gibt es nicht. Alle Rechte liegen 
bei den Männern. Frauen können nicht 
hinaus gehen, ohne ihren Mann zu fra-
gen, nicht einmal zu ihrer Familie.
Schlintl: Und wie erleben Sie die Situ-
ation hier? 
Alobaidi: Hier ist es natürlich viel bes-
ser. Ich habe Probleme mit meinem 
Mann. Er ist nicht nach Österreich ge-
kommen. Als wir geflüchtet sind, hat er 
noch auf der Uni studiert. Deswegen 
konnte er nicht gleich mitkommen, aber 
er wollte nachkommen. Dann hat er ge-
hört, dass ich hier ins Schwimmbad gehe 
und mit dem Rad fahre. Das will er nicht. 
Er hat mich gefragt, warum ich das ma-

che, hat mir gesagt, dass das nicht okay 
ist. Aber er hat verstanden, dass er kei-
ne Kontrolle über mich hat, wenn er 
herkommt, mir nichts verbieten kann, 
weil ich hier Rechte habe, weil ich hier 
Freunde habe. Deswegen will er nicht 
herkommen.
Schlintl: Und wie ist das für Sie? Wie 
finden Sie das?
Alobaidi: Für mich ist es natürlich sehr 
gut, dass er nicht herkommt. Ich bin seit 
drei Jahren hier. Das wollte ich für mich 
und meine Kinder. Und ich habe gese-
hen, dass es ohne Mann viel besser, 
viel ruhiger ist. Ich habe Ruhe hier, kei-
ne Probleme, kann schwimmen oder mit 
dem Rad fahren. Ich habe es hier sehr 
bequem ohne meinen Mann.
Schlintl: Und abgesehen davon: Was 
machen Sie als Frau sonst in Österreich 
anders? Wie hat sich Ihre Situation, Ihre 
Rolle als Frau, vielleicht auch als Mutter, 
geändert?
Alobaidi: Alles hat sich geändert. Ich 
kann mich hier abends mit meinen Freun-
den treffen, in einem Café, auch um Mit-
ternacht. Ich kann schwimmen und mit 
dem Rad fahren. Das ist alles verboten 
im Irak. Und ich schaffe alles, alle Ter-
mine, auch mit meinen Kindern. Ich gehe 
mit ihnen zum Arzt. Im März bin ich mit 
meinen Söhnen nach Venedig gereist, al-
leine. Meine ganze Familie fand das toll, 
hat mich gefragt, wie ich das alles allei-
ne machen kann, hat mir gesagt, dass 
ich tüchtig bin, weil ich in Österreich 
alleine lebe, obwohl das schwierig ist. 
Aber ich habe ihnen gesagt, dass Frauen 
hier Rechte haben, dass ich keine Angst 
habe, weil es hier Sicherheit gibt. Wenn 
etwas passiert, kann ich die Polizei ru-
fen. Ich kann hier alles schaffen.

„Hier kann ich schwimmen 
gehen und mit dem Rad  

fahren, hier habe ich Rechte.“
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Schlintl: Das ist ein großer Satz. Das 
heißt, Sie haben Kontakt zu Ihrer Familie 
im Irak?
Alobaidi: Manchmal fühle ich, dass ich 
meine Familie hier brauche. Ich wünsch-
te, dass ich meine Familie treffen könnte, 
dass sie herkommen könnte. Aber das 
ist unmöglich. Wir werden uns einmal 
in einem anderen Land treffen, vielleicht 
in der Türkei. Ich suche noch nach einem 
Land, das uns ein Visum gibt.
Schlintl: Dafür wünsche ich Ihnen viel 
Erfolg! Gibt es etwas, dass Sie noch er-
zählen wollen?
Alobaidi: Jeden Tag, wenn ich schla-
fen gehe, bedanke ich mich, dass ich 
das Schlauchboot überlebt habe und 

nicht gestorben bin im Meer. Dieses 
Schlauchboot war für 30 Menschen, 
aber wir waren 63. Eigentlich dauert die 
Fahrt von der Türkei nach Griechenland 
30 Minuten, aber wir waren zwei Stun-
den auf dem Schlauchboot. Meine Kin-
der haben geweint, sie wollten zurück. 
Aber ich konnte nicht zurück. Es war 
sehr schwierig. Immer, wenn ich schla-
fen gehe, denke ich deswegen daran, 
wie gut es ist, dass ich nicht gestorben 
bin, dass meine Kinder am Leben sind. 
Jeden Tag, wenn ich schlafen gehe, 
sage ich mir, dass ich träume, weil ich in  
Europa bin. Denn das ist für uns Irake-
rinnen eigentlich unmöglich, weil unser 
Reisepass wertlos ist. Damit kann man 

nur in arabische Länder, nicht aber nach 
Europa reisen. Und wenn ich mir sage, 
wow, ich bin in Österreich, denke ich 
oft an ein Lied, das wir in Bagdad ha-
ben. Es ist von einer irakischen Sänge-
rin und handelt von Österreich. Sie hat 
in den 1970er Jahren über Wien gesun-
gen. Die erste Zeile lautet: Guten Abend, 
Gute Nacht, beste Welt, Wien. Alle Leu-
te singen dieses Lied. Und ich sage mir, 
oh wow, hier bin ich, in Wien.
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Mein Name ist Jutta Schneeberger. Ich 
wurde als zweites von drei Kindern in 
Wien geboren. In meinem dritten Le-
bensjahr stellte meine Mutter fest, dass 
mit mir „etwas nicht stimmt“. Sie hegte 
den Verdacht, ich könnte schwerhörig 
sein. Meine Aussprache war undeutlich 
und ich hörte nicht immer zu. Die dar-
auffolgenden drei Jahre waren geprägt 
von Arztbesuchen und Logopädie. Mei-
ner Mutter erklärte man einiges, nur 
nicht, dass ich schwerhörig sei. Viel-
leicht wollte ich einfach nicht hören?

Mit sechs Jahren kam ich in die Vor-
schulklasse einer Sprachheilklasse im 
21. Wiener Gemeindebezirk. Die Volks-
schullehrerin stellte bald fest: Ich sei 
klug, habe eine gute Beobachtungsga-
be, aber mit dem Hören stimme es nicht. 
Sie empfahl meiner Mutter eine Logo-
pädin im alten AKH. Diese „überführte“ 
mich mit Hilfe eines Tests, den ich bis 
dahin schon oft machen musste. So-
bald ich einen Ton hörte, sollte ich bun-
te Stifte in ein weißes Brett stecken. Ich 
tat also, wie von mir erwartet. Aber es 
kam kein Ton. Die Logopädin überlistete 
mich und klein Jutta fiel darauf hinein.

„Was war mir bisher alles 
entgangen!“
Schließlich war mein erstes richtiges 
Audiogramm erstellt und meine Schwer-
hörigkeit bestätigt. Ich bekam Hörge-
räte, die ich sofort akzeptierte. Was war 
mir bisher alles entgangen! Ich verstand 

deutlich besser und konnte viele Ge-
räusche zum ersten Mal richtig hören.
In der Familie waren die Reaktionen 
sehr unterschiedlich. Meine Eltern wa-
ren glücklich, dass ihre Tochter jetzt 
wieder besser hören konnte. Meine 
Großmutter aber war anfangs skep-
tisch. Warum sollte ich Hörgeräte brau-
chen? Ich war doch noch nicht alt! Aber 
auch sie konnte von der Sinnhaftigkeit 
überzeugt werden. So haben dann alle 
meine Schwerhörigkeit akzeptiert.
Alle? Ich musste manchmal schon da-
mit kämpfen. Warum bin ausgerechnet 
ich schwerhörig? Alle können gut hören, 
nur ich nicht. Dass meine drei Jahre jün-
gere Schwester später auch Hörgeräte 
erhielt, war für mich nicht ausschlagge-
bend. Wir sind ja eine Familie. Aber in 
anderen Familien gibt es keine schwer-
hörigen Kinder.
Es war mir aber durchaus bewusst, 
dass meine Schulleistungen ohne Hör-
geräte nicht ausreichend sein würden. 
Ich entwickelte den Ehrgeiz, alles per-
fekt zu machen. Über kleine Fehler är-
gerte ich mich sehr. Die Volksschule er-
lebte ich als schöne Zeit, denn alle hat-
ten Sprachfehler. Das hat uns verbun-
den und unsere Klassengemeinschaft 
stark geprägt. Auch wenn ich die ein-
zige Schülerin mit Schwerhörigkeit war.

Strategien entwickeln
Mit der Zeit entwickelte ich Strategien, 
um meine Schwerhörigkeit zu kompen-
sieren. So sagte ich zum Beispiel im-
mer „nein“, wenn ich etwas nicht gleich 
verstanden habe. Das konnte natürlich 
nicht immer gut gehen. Eines Tages wur-
de ich in einer Gruppe von Kindern et-
was gefragt, was ich nicht verstanden 

hatte. Also wendete ich die Strategie 
des „Nein“-Sagens an. Als daraufhin das 
nächste Kind nach der Frage ein Zuckerl 
erhielt, war meine Enttäuschung groß.

Auch für das in meiner Kindheit beliebte 
Spiel „Stille Post“ musste ich eine eige-
ne Strategie entwickeln. Die von Ohr zu 
Ohr geflüsterten Worte kamen selbst 
bei meinen guthörenden Kameraden nur 
selten richtig an. Wenn mir wer was ins 
Ohr geflüstert hatte, hörte ich meist nur 
ein Krachen oder Rauschen. Verstehen 
konnte ich nichts. Um nicht öfter nach-
fragen zu müssen und dann auch noch 
ausgelacht zu werden, sagte ich einfach 
irgendein Wort weiter.
In der Hauptschule konnte ich ebenfalls 
die meisten Schuljahre mit ausgezeich-
netem Erfolg abschließen. Ich fand hier 
aber schwer Anschluss an meine Mit-
schülerInnen. Ich war die einzige Hörge-
räteträgerin. Oft hatte ich das Gefühl, 
dass hinter meinem Rücken über mich 
geredet wurde. Viele Jahre später traf 
ich einmal einen ehemaligen Mitschüler 
und sprach ihn an: „Hallo, ich bin Jutta  
aus der Hauptschule.“ Seine Antwort: 
„Aha.“ „Du bist doch N.N.?“ „Ja, der bin 
ich.“ „Ich bin das Mädchen mit den Hör-
geräten.“ Da schaute er mich verwun-
dert an und sagt: „Ich kann mich gar 
nicht erinnern, dass wir ein schwerhö-
riges Mädchen in der Klasse hatten.“ Da 
wurde mir klar, dass ich meiner Schwer-
hörigkeit ein viel zu großes Gewicht bei-
gemessen hatte.

SCHLECHT HÖREN, DAFÜR NICHT GUT SEHEN?
Was an meinem Leben so interessant ist
Jutta Schneeberger

„Warum bin ausgerechnet  
ich schwerhörig?“

„Ich entwickelte den Ehrgeiz, 
alles perfekt zu machen.“
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Nach der Hauptschule besuchte ich die 
höhere Lehranstalt für wirtschaftliche 
Berufe. Diese Ausbildung konnte ich 
mit der Matura abschließen. Mit Eng-
lisch und Französisch als Fremdspra-
chen hatte ich große Probleme. Heute 
weiß ich: mit einer StützlehrerIn in den 
Fremdsprachen hätte ich mir wesent-
lich leichter getan. So etwas gab es 
damals aber noch nicht. Nur durch das 
Lesen vieler fremdsprachiger Bücher 

konnte ich mich mit Müh und Not von 
einem Schuljahr ins nächste hangeln.
Nach der Matura arbeitete ich eini-
ge Jahre in einer großen Leasingfirma. 
Dort wurde meine Schwerhörigkeit ak-
zeptiert. Telefonieren konnte ich öster-
reichweit in alle Bundesländer ganz gut. 
Nur Vorarlberg bildete eine Ausnahme. 
Der Dialekt und die Sprachgeschwindig-
keit war für mich ein unüberwindliches 
Hindernis. Heute kann ich nur noch mit 

Menschen telefonieren, die ich kenne 
und die gut Deutsch sprechen. Meine 
Schwerhörigkeit ist inzwischen schon 
so stark, dass ich lieber Mails oder SMS 
schreibe. Aber ich habe schon als Kind 
nie gerne telefoniert.

Diagnose: Usher-Syndrom
Kurz vor meiner ersten Hochzeit er-
hielt ich die Diagnose: Usher-Syndrom. 
Das ist eine Erbkrankheit, die eine dop-

Foto: Jana Kaunitz
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pelte Sinnesbehinderung hervorruft: 
sehen und hören. Retinitis pigmento-
sa ist eine Netzhauterkrankung, die 
sich zuerst durch Nachtblindheit und 
in weiterer Folge durch eine Gesichts-
feldeinschränkung bemerkbar macht. 
Die Verschlechterung erfolgt meist so 
langsam, dass die Betroffene es nicht 
wahrnimmt. Heute habe ich einen Tun-
nelblick (schauen Sie einmal durch eine 
Klorolle!), weshalb ich in bestimmten 
Situationen (Bahnhöfe, in der Dunkel-
heit) einen Blindenstock verwende. Im 
Laufe der letzten 20 Jahre wurde mein 
Sehvermögen immer schlechter. Ich war 
frustriert, konnte ich mich doch früher 
immer noch auf meine Augen verlas-
sen. Mit zunehmendem Tunnelblick wur-
de meine innere Sicherheit geschwächt. 
Schließlich holte ich mir Hilfe bei der 
Hilfsgemeinschaft der Blinden und Seh-
schwachen Österreichs. Dort wurde 
ich bestens beraten und erfuhr, dass 
ich aufgrund meiner Sehschwäche so-
gar Anspruch auf Pflegegeld hätte. Ich 
reichte ein, kämpfte darum und bekam 
recht.
Aufgrund dieses Bescheides, konnte 
ich nun ein Mobilitätstraining beantra-
gen. Finanziert wurde es aufgrund mei-
ner Berufstätigkeit vom Sozialministeri-
umservice. In diesem Training wurde ich 
im Umgang mit dem Blindenstock un-
terrichtet. Meine Emotionen dabei sind 
nicht zu beschreiben.

Zurück zu den Ohren
Ich heiratete und bekam zwei gesun-
de Kinder, eine Tochter und einen Sohn. 
Meine Tochter ist normalhörend, mein 
Sohn wurde gehörlos geboren. Aller-
dings erfuhren wir das erst, als er be-

reits zweieinhalb Jahre alt war. Hörge-
räte waren nicht ausreichend. Also wur-
de über ein Cochlea-Implantat (CI) nach-
gedacht. Es war nicht klar, ob die Ursa-
che der Gehörlosigkeit in den Sinneszel-
len der Hörschnecke liegt oder ob der 
Hörnerv nicht funktioniert. Hier half nur 
ein Versuch. Das bedeutete aber auch, 
eine möglicherweise erfolglose Opera-
tion in Kauf zu nehmen. Andererseits 
ist für die Entwicklung der Sprache ge-
rade in den ersten sieben Lebensjahren 
das Hören sehr wichtig. Wir holten eine 
zweite Meinung ein.
Schließlich sagten wir zu. Mein Sohn er-
hielt mit drei Jahren sein erstes CI, mit 
fünf sein Zweites. Er konnte damit gut 
hören. Aber selbst nach einem Jahr blieb 
die Sprache noch immer aus. So führten 
wir innerhalb der Familie Gebärdenspra-
che als Kommunikationssprache ein. Ich 
musste diese Sprache auch erst lernen. 
Eine schwere Zeit. Unser Sohn war be-
reits vier Jahre alt und konnte seine Be-
dürfnisse und Gefühle noch immer nicht 
ausdrücken. Ich besuchte Kurse, lernte 
gehörlose Personen kennen und setzte 

mich dafür ein, dass unser Sohn in der 
Schule als Unterrichtssprache Österrei-
chische Gebärdensprache (ÖGS) erhält. 
Es war ein harter Weg, der sich aber 
ausgezahlt hat. Mein Sohn ist mittler-
weile 17 Jahre alt und kann in Einzel-
gesprächen gut lautsprachlich kommu-
nizieren. Er besucht zurzeit in Wien mit 
zwei weiteren gehörlosen Schülern die 
5. Klasse eines Gymnasiums, in dem bi-
lingual (= Unterrichtssprache in Deutsch 
und ÖGS) unterrichtet wird.
Durch meine persönlichen Erfah-
rungen kam ich auch mit dem Verein 
VOX-Schwerhörigenzentrum Wien in 
Kontakt. Dort begann ich, ehrenamtlich 
als Gruppenleiterin für Eltern hörbeein-
trächtigter Kinder im Verein mitzuwir-
ken. Als ein Arbeitsplatz im Projekt der 
„Technischen Assistenz & Beratungs
center für Schwerhörige Wien“ frei 
wurde, übernahm ich ohne viel nachzu-
denken diesen Posten. Damit hatte ich 
meine Berufung, als Betroffene andere 
schwerhörige Menschen mit Rat und Tat 
zu unterstützen, gefunden.
Heute bin ich zum zweiten Mal verhei-
ratet und führe ein erfülltes und glück-
liches Leben. Meine Kinder sind fast er-
wachsen und werden auch ihren Weg 
gehen. Ich bin dankbar für meine Fami-
lie, denn sie unterstützt mich, wo immer 
sie kann.
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7 Tage die Woche, 16 Stunden am Tag, für 500 Euro im Monat. Dieses Schicksal hat Mary*, eine philippinische 
Staatsangehörige, in einem diplomatischen Privathaushalt in Wien erleiden müssen. Und es ist kein Einzelfall. 
Expertinnen sprechen darüber, wie diese menschenrechtswidrige Praxis beendet werden kann und wie Frauen 
sich wehren können.

1200 Euro. 9 Stunden am Tag. Ein frei-
er Tag pro Woche. Zunächst klangen die 
Aussichten auf einen Job in einem di-
plomatischen Haushalt für Mary* viel-
versprechend. Bereits vor ihrer Ankunft 
erhielt die Philippina einen Arbeitsver-
trag, der ihr genau das zusicherte. Doch 
es kam schließlich anders.
Kaum in Österreich angekommen, wur-
de ihr gesagt, dass es nur 500 Euro in 
bar gibt. Zusätzlich sollte sie sich um 
das Kind der Arbeitgeberin kümmern. 
Ihre Arbeitszeiten: 7 Tage die Woche, 
16 Stunden am Tag und das ohne gere-
gelte Pausen. Hinzu kam der psychische 
Druck, den die Arbeitgeberin auf Mary 
ausübte. Mary erstattete dennoch eine 
Anzeige gegen ihre frühere Arbeitgebe-
rin. Doch die Staatsanwaltschaft brach 
das Verfahren aufgrund der diploma-
tischen Immunität der Beschuldigten 
ab. Eine Geschichte, die für viele in der 
Hausarbeit ausgebeutete Frauen ähn-
lich endet.

Hausarbeit ist Arbeit
Beim Wort Frauenhandel denken viele 
erstmal an Ausbeutung in der Prosti-
tution. Doch auch die Hausarbeit ge-
hört zu jenen Bereichen, in die Frauen 
gehandelt werden. Im Jahr 2017 
stammten 16 Prozent der bei LEFÖ, 
der Interventionsstelle für Betroffene 
des Frauenhandels, betreuten Frauen 
aus einem Ausbeutungsverhältnis im 
Haushalt. Diese Zahl bleibt laut Evelyn 
Probst, Leiterin der Interventionsstelle, 

auch seit Jahren konstant. Der Groß-
teil der Frauen kommt, so sagt sie, aus 
den Philippinen, Indonesien, manch-
mal Bangladesch, Äthiopien. Vereinzelt 
sind auch EU-Bürgerinnen aus Slowe-
nien oder Ungarn dabei. Der Ausbeu-
tungs-Mechanismus läuft meist ebenso 
sehr ähnlich ab, so Probst:
„Meistens werden Frauen falsche Ver-
sprechungen gemacht. Besonders wenn 
es um die Frauen aus Asien oder Afri-
ka geht, werden sie meistens über eine 
Agentur angeworben – manchmal of-
fiziell registriert in den Herkunftslän-
dern, manchmal nicht. Ihnen wird ge-
sagt, sie werden in einem Haushalt 
tätig sein. Manchmal wird ihnen dann 
gesagt, wie viel sie verdienen werden 
– das klingt dann für die Frauen nach 
sehr viel Geld.“ Die Realität sieht je-
doch anders aus: „Heute erst habe ich 
von einer Frau erfahren, die hat insge-
samt 700 Euro in einem Jahr bekom-
men. Die Frauen bekommen also we-
nig bis kein Geld, und müssen meistens 
rund um die Uhr zur Verfügung stehen. 
Das heißt nicht immer, dass sie rund um 
die Uhr arbeiten müssen, aber sie müs-
sen zur Verfügung stehen. Manchmal 
kommt psychische Gewalt dazu – mit 
Sätzen wie ,Du arbeitest nicht richtig!‘, 
Anschreien, Runtermachen, Drohen. 
Manchmal wird auch physische Gewalt 
im Sinne von Schlägen oder auch unter-
lassener Hilfeleistung, wenn sie medi-
zinische Hilfe brauchen und ihnen die-
se nicht gewährt wird, angewendet.“

Dennoch steht Österreich, was die Zu-
sammenarbeit mit Opferschutzorgani-
sationen betrifft, international sogar 
gut da: Denn anders als in den meisten 
Ländern der Welt muss sich in Wien 
eine Hausangestellte persönlich beim 
Außenministerium registrieren las-
sen. Und bei dieser Gelegenheit wer-
den auch gleich Kontaktadressen von 
Beratungsstellen weitergegeben, die 
bei Bedarf kontaktiert werden können. 
Probst: „Das Außenministerium ist hier 
dazu da, die Hausangestellten zuzulas-
sen und es schreibt den Diplomaten 
sehr genau vor, was sie zu tun haben, 
dass sie etwa ein eigenes Zimmer ha-
ben müssen, dass sie 200 Euro im Mo-
nat bekommen müssen, dass sie ver-
sichert sein müssen, ein eigenes Kon-
to und eine eigene Bankomatkarte ha-
ben müssen. Das wird auch überprüft, 
sobald die Legitimationskarte für die 
Hausangestellte ausgestellt wird.“

Diplomatische Immunität 
als Problem
Doch die diplomatische Immunität 
schützt die Arbeitgeber*innen meist 
vor weiteren Konsequenzen. Livia Va-
lensise, Projektkoordinatorin bei Ban 
Ying, Koordinations- und Fachbera-
tungsstelle gegen Menschenhandel in 
Berlin, sieht ein großes Problem in der 
Immunität: „Diese bringt die Arbeitneh-
mer*innen in eine äußert prekäre recht-
liche Lage: Regelverstöße, die von Di-
plomat*innen im Rahmen amtlicher wie 

HINTER VERSCHLOSSENEN TÜREN
Über die Ausbeutung von Hausangestellten 
Jelena Gučanin



AEP Informationen30

privater Handlungen begangen werden, 
unterliegen während des Zeitraums 
der diplomatischen Tätigkeit nicht der 
deutschen Gerichtsbarkeit. Somit kön-
nen beispielsweise unbezahlte Über-
stunden, fehlende Löhne, andere For-
men der Ausbeutung nicht arbeitsrecht-
lich eingeklagt werden. Auch körper-
liche Gewalt, sexuelle Nötigung können 
rechtlich – aufgrund der Immunität – 
nicht verfolgt werden.“
Für Valensise ist außerdem ein sicherer 
Aufenthaltsstatus, der nicht an den 
Job gebunden ist, ein Ausweg aus dem 
Ausbeutungssystem: „Hausangestell-
te, die aus dem Ausland einreisen, um 
in Diplomaten-Haushalten zu arbeiten, 
sind zwar de-facto legale Arbeitsmi-
grant*innen, unterliegen aber nicht dem 
Aufenthaltsgesetz. Ihr Aufenthaltstitel 
wird vom Auswärtigen Amt ausgestellt, 
und ist gebunden an den einen Arbeit-
geber/die eine Arbeitgeberin. Sobald 
das Arbeitsverhältnis endet, muss die/
der Hausangestellte das Land in der Re-
gel verlassen.“
Fehlende Wege legaler Arbeitsmigration  
erschweren die Problematik zusätzlich.

Ausbeutung in Österreich: 
Diese Möglichkeiten dagegen 
gibt es
Doch es gibt Wege, sich zu wehren, 
wie Evelyn Probst für Österreich er-
klärt: „Grundsätzlich hat natürlich jede 
die Möglichkeit, zum Arbeits- und So-
zialgericht zu gehen und den entgan-
genen Lohn einzufordern. Das Problem 
bei Frauen im diplomatischen Kontext 
ist, dass das nicht geht. Diplomaten 
genießen eine Immunität. Wir haben 
aber erreicht, dass es einen Beschluss 

gibt, dass die Diplomaten für den pri-
vatrechtlichen Teil zur Verantwortung 
gezogen werden können, wenn sie das 
Land verlassen haben. Da haben wir 
dann schon erreicht, dass es zu einer 
außergerichtlichen Einigung kam. Das 
ist ein Wissen, das jetzt existiert und 
dem man nachgehen kann.“
Auch den Weg der Mediation gibt es, 
hier konnte schon in einigen Fällen et-
was erreicht werden. Es gibt auch die 
strafrechtliche Anzeige im Kontext von 
Menschenhandel. „Die Frauen, die wir 
begleiten, sind anhand von unserer 
Identifikation Opfer von Menschen-
handel“, so Probst. „Da haben sie na-
türlich das Recht eine Anzeige zu ma-
chen und an einem Strafprozess teilzu-
nehmen. Da ist es auch immer wieder 
ganz schwierig, wie das bewiesen wer-
den kann, was ihnen angetan wurde. Es 
steht dann Wort gegen Wort.“
Politisch ändern muss sich laut Probst 
vor allem Folgendes: Es muss einen un-
bürokratischen Arbeitgeberwechsel ge-
ben. Und Sensibilisierung für die The-
matik.

„Ist ja nicht so tragisch“
Probst: „Es braucht auch weiterhin 
mehr Sensibilisierung dafür, was es be-

deutet, in der Hausarbeit ausgebeutet 
zu werden. Wir haben schon das Ge-
fühl, dass Hausarbeit nicht als Arbeit 
wahrgenommen wird. Das hat traditio-
nelle Gründe: ,das macht man so neben-
bei, ist ja nicht so tragisch‘ bekommt 
man noch immer zu hören.“
Ein Punkt wird dabei laut Probst immer 
deutlicher: die Überschneidungen zwi-
schen Hausarbeit und Pflegetätigkeit. 
„Wenn man sich genau anschaut, was 
24-Stunden-Betreuerinnen machen, ist 
ja vieles davon auch Hausarbeit. Dieser 
Rahmen wird manchmal verwendet, um 
eigentlich Hausangestellte zu haben. 
Und letztere sind per Gesetz um einiges 
teurer als Pflegerinnen.“ Es müsse also 
darauf geachtet werden, dass das rela-
tiv gute Hausangestelltengesetz nicht 
unterwandert wird und gleichzeitig die 
Bedingungen für Pflegerinnen verbes-
sert werden.
„Hausarbeit wird oft auf dem infor-
mellen Arbeitsmarkt geleistet und viele 
Frauen machen das aus einer undoku-
mentierten Situation heraus und trauen 
sich dann nicht, sich zur Wehr zu set-
zen. Da ist es wichtig, dass die Frauen 
wirklich ihre arbeitsrechtlichen Ansprü-
che geltend machen können“, so Probst. 
Rechtlich brauche es dafür keine Verän-

„Frauen werden gehandelt, weil sie in Armut leben und ihnen 
ein besseres Leben versprochen wird und sie sich dafür  

verantwortlich fühlen, dass ihre Kinder ein besseres Leben 
haben sollen als sie. Sie werden auch gehandelt, weil sie einer 
Minderheit angehören, die wiederum strukturell ausgegrenzt 

ist oder aber, weil sie vor (sexualisierter) Gewalt f liehen und sie 
das sehr verletzbar macht; und sie werden auch gehandelt, weil 

sie zu jung oder zu alt sind.“ (aus dem LEFÖ Jahresbericht)
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derungen. Rechtlich kann jede Person in 
Österreich, die einer Arbeit nachgegan-
gen ist, zum Arbeits- und Sozialgericht 
gehen, und sagen: Ich will mein Geld 
haben. „Praktisch können sie sich dann 
natürlich gefährden, weil bekannt wird, 
dass sie ohne Papiere da sind. Wenn 
es keine Sensibilität dafür gibt, dass 
hier in Österreich niemand ausgebeutet 
werden darf, ob es jetzt strafrechtlich 
oder eine totale Unterbezahlung ist –  
es geht darum gemeinsam drauf zu 
schauen, dass hier niemand unter ex-
trem schlechten Arbeitsbedingungen 
tätig sein muss und dass es hier um 
ganz klare Rechte geht, die die Frauen 
in Anspruch nehmen sollten.“

*anonymisierter Fall aus dem LEFÖ-Jah-
resbericht: http://www.lefoe.at/tl_
files/lefoe/Ibf_Ta%CC%88tigkeitsbe-
richt_2017.pdf
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Frauenhandel ist:
- wenn Frauen aufgrund von Täu-
schungen und falschen Verspre-
chungen migrieren und im Zielland in 
eine Zwangslage gebracht werden;
- wenn sie aufgrund ihrer rechtlosen 
Situation zur Ausübung von Dienst-
leistungen gezwungen werden;
- wenn sie ihrer Würde, ihrer persön-
lichen oder sexuellen Integrität von 
Ehemännern oder ArbeitgeberInnen 
beraubt werden.

Um das strafrechtliche Delikt des 
Menschenhandels zu erfüllen, müs-
sen folgende Kriterien erfüllt sein: 
der Vorsatz der Ausbeutung und der 
Prozess des Handels, das heißt u. a. 
Anwerbung, Transport oder Auf-
nahme und zuletzt die Aspekte Täu-
schung, Drohungen oder andere Ge-
waltanwendungen.

(QUELLE: LEFÖ-IBF)

Aus dem internationalen Bericht 
über „Menschenhandel zum Zwe-
cke der Arbeitsausbeutung in Haus-
halten“ (OSZE): 83 % der Befragten 
mussten ihren Reisepass abgeben, 
89 % mussten sich 24 Stunden täg-
lich auf Abruf zur Verfügung halten, 
79 % verdienten weniger als 150 Euro  
im Monat.

Jelena Gučanin, Foto: Lydia Stöckl
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Ein letzter Hammerschlag ertönt und es 
ist geschafft. Nach fünf intensiven und 
langen Verhandlungstagen gibt es ein 
gemeinsames Abschlussdokument der 
62. Frauenstatuskommission. Alle im 
Saal versammelten Regierungsvertre-
ter*innen stehen auf, klatschen, einige 
fallen sich in die Arme. Die Stimmung 
ist gelöst. Die 62. Frauenstatuskommis-
sion – das einzige zwischenstaatliche 
Organ der Vereinten Nationen, das die 
Gleichstellung der Geschlechter voran-
treiben soll – endet mit gemeinsamen 
Empfehlungen. Diese sollen weltweit 
die Menschenrechte von Frauen und 
Mädchen auf dem Land stärken.

Von 12. bis 23. März 2018 fand die  
62. Tagung der Frauenstatuskommissi-
on (62. CSW)* im Hauptsitz der Verein-
ten Nationen in New York statt. Vertre-
ter*innen aus 170 UN-Mitgliedstaaten 
nahmen an ihr teil. In rund 300 Veran-
staltungen und der Arbeit am gemein-
samen Abschlussdokument widmeten 
sie sich dem Schwerpunktthema 2018: 
den Herausforderungen und Möglich-
keiten um Geschlechtergerechtigkeit 
und Empowerment für Frauen und Mäd-
chen, die auf dem Land leben und arbei-
ten, zu erreichen. Ein gewichtiges The-
ma, da 80 Prozent der weltweit hun-
gernden Menschen auf dem Land leben, 

davon sind 60 bis 70 Prozent Frauen und 
Mädchen. Ein Thema, bei dem die Ver-
strickungen der Globalisierung deutlich 
zu Tage treten. Die menschenrechtliche 
Situation wird nämlich durch die geopo-
litische Bedeutung ländlicher Regionen 
und den internationalen Wettstreit 
um begehrte Bodenschätze bestimmt. 
„Frauen und Mädchen, die auf dem 
Land leben, befinden sich im Zentrum 
von globalisierten Konflikten rund um 
lebenswichtige Ressourcen wie Land, 
Wasser oder Öl“, stellte Maria Louisa 
Mendonca, Aktivistin aus Brasilien und 
Begründerin des Weltsozialforums, auf 
der 62. CSW fest.

FRAUENRECHTSVERTEIDIGER*INNEN BRAUCHEN 
EINEN LANGEN ATEM
Ein Bericht über die 62. Tagung der UN-Frauenstatuskommission
Aleksandra Kolodziejczyk

Foto: Jana Kaunitz
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Große Worte zum Auftakt
„Wir wissen, was das Wort Frauen-
rechte bedeutet. Wir müssen handeln.“ 
Mit eindringlichen Worten und Appellen 
wurde die 62. Frauenstatuskommission 
am 12. März 2018 eröffnet. 
Konkrete, umsetzbare Resultate for-
derte die Vorsitzende Geraldine By-
rne Nason aus Irland. Sie betonte, wie 
wichtig die Präsenz der Zivilgesell-
schaft bei der Tagung der Frauensta-
tuskommission ist. „So werden die Re-
sultate unserer Arbeit ihren Weg zu-
rückfinden in die Dörfer und Städte.“ 
2018 waren rund 4.300 Frauen aus 
ländlichen Regionen des Globalen Sü-
dens, Frauenrechtsaktivist*innen, Mit-
glieder von Graswurzelbewegungen 
und NGO-Mitarbeiter*innen bei der  
62. Tagung der Frauenstatuskommis-
sion anwesend. Sie organisierten rund  
440 Veranstaltungen, die parallel zu den 
300 Events der Regierungen und den 
Verhandlungen rund um das Abschluss-
dokument in New York stattfanden. 
Was der Verwirklichung der Menschen-
rechte von Frauen und Mädchen am 
Land im Wege steht, dazu gab es kei-
ne einhellige Meinung unter den Regie-
rungsvertreter*innen der verschiedenen 
UN-Mitgliedstaaten. Das zeigten die 
Verhandlungen rund um das Abschluss-
dokument während der zweiten Woche 
der 62. CSW. Einstimmiger war da der 
Standpunkt der Zivilgesellschaft.

Land ist Leben
„Landwirtschaft ist für Frauen in Sim-
babwe oft die Basis ihres Einkommens 
und Überlebens. Kein Land zu haben, 
bedeutet ein Leben in Armut“, so Dorcas  
Makaza Kanyimo von der Initiative 

Women and Law in Southern Africa in 
Simbabwe. Der Zugang zu Land wird 
jedoch durch transnationale Unterneh-
men, die zur Gewinnung von Diaman-
ten ins Land strömen, gefährdet. Eine 
häufige Folge der Unternehmensaktivi-
täten sind Zwangsumsiedlungen der lo-
kalen Bevölkerung. „Hat eine Familie zu-
vor 7 bis 8 Hektar Land bewirtschaftet, 
so bleibt ihnen nach der Übersiedlung 
nur noch 1 bis 2 Hektar Land“, so Dorcas 
Makaza Kanyimo.
„Der Zugang zu Land, formelle Besitz-
rechte und das Recht auf Landnutzung 
sind für Frauen und Mädchen zentral. 
Wenn Frauen Zugang zu Land haben, ha-
ben sie auch Zugang zu ihrem Recht auf 
Nahrung und Unterkunft. Das bedeu-
tet Empowerment“, betonte auch Maria 
Louisa Mendonca. Sie schilderte die Er-
folge der Landlosenbewegung in Brasi-
lien. Diese hat eine Landreform durchge-
bracht. Seitdem können Frauen Landtitel 
erwerben, unabhängig von ihrer Stellung 
im Haushalt. Nichtsdestotrotz bleiben in 
Brasilien wie in vielen anderen Ländern 
der Welt wesentliche Faktoren, die Men-
schenrechte von Frauen und Mädchen 
am Land verletzen, bestehen: der inten-
sive Monokulturanbau mit massivem Ein-
satz von chemischen Pestiziden und Dün-
gemitteln, Zwangsumsiedlungen, die Ge-
walt von Seiten privater Sicherheitskräf-
te und die Straflosigkeit. Dies alles zer-
stört die Lebensgrundlagen und gefähr-
det das Leben von Frauen und Mädchen, 
die auf dem Land leben und arbeiten.

Frauen kämpfen in den 
ersten Reihen
Viele Frauenrechtsverteidiger*innen 
haben während der 62. CSW eindrück-

lich geschildert, wie Frauen häufig an 
vorderster Front stehen, wenn es um 
die Verteidigung von natürlichen Res-
sourcen geht. Denn Frauen sind es, die 
in vielen Ländern für die Versorgung 
mit Wasser, Feuerholz und die Ernäh-
rung der Familie zuständig sind. Frauen 
und Mädchen sind auch diejenigen, die 
besonders von den negativen Auswir-
kungen der Unternehmensaktivitäten 
und von Gewalt betroffen sind. „Be-
sonders jene, die sich in den Bereichen 
Bergbau, Agrarindustrie und erneuer-
bare Energie für Menschenrechte ein-
setzen, sind am häufigsten von Gewalt 
bedroht“, so Felogene Anumo, eine 
panafrikanische Aktivistin und Mitar-
beiterin des feministischen Netzwerks 
AWID. 2017 haben die Attacken ge-
gen Menschenrechtsaktivist*innen im 
Vergleich zum Vorjahr weltweit sogar 
um 34 Prozent zugenommen. „Die Aus-
wirkungen von Unternehmensaktivi-
täten sind nicht neutral. Sie stehen im 
Zusammenhang mit Macht, Ungleich-
heiten und dem patriarchalen System. 
Wir können nicht auf den guten Wil-
len der Unternehmen warten, bis sie 
freiwillig Menschenrechte einhalten. 
Wir brauchen verbindliche Abkommen, 
die geschlechtergerecht sind“, so Felo-
gene Anumo weiter. AWID setzt sich mit 
#Feminists4BindingTreaty für ein ver-
bindliches UN-Abkommen ein. Dieses 
soll es ermöglichen, internationale Un-
ternehmen für Menschenrechtsverlet-
zungen verantwortlich zu machen.
Neben bindenden Verträgen wurden 
auf der Tagung der Frauenstatuskom-
mission auch Stimmen für mehr Steu-
ergerechtigkeit laut. „Afrika verliert  
50 Milliarden Dollar durch Finanzflüsse“,  
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stellte Crystal Simeoni vom afrikanischen 
Netzwerk FEMNET fest. „Davon sind  
5 Prozent der Korruption, 30 Prozent kri-
minellen Aktivitäten wie Geldwäsche 
und 65 Prozent kommerziellen Aktivi-
täten zuzurechnen.“ Würden nur 5 der 
50 Milliarden Dollar in Frauen und Mäd-
chen investiert werden, könnte viel be-
wegt werden. So könnte der Zugang 
zu Verhütungsmitteln vebessertund 
Rechtssysteme gestärkt werden, so 
Crystal Simeoni. Es sei entscheidend, 
eine kritische feministische Bewegung 
aufzubauen, die sich in die Wirtschaft 
einmischt und in Entscheidungspositi-
onen sitzt.

Gemeinsame Empfehlungen
Im Abschlussdokument der 62. Frauen-
statuskommission finden sich die For-
derungen von Frauen aus dem Globalen 
Süden nur teilweise wieder. Grundle-
gende Problemlagen, die der Verwirkli-
chung von Frauenrechten im Wege ste-
hen und zur Klimaerhitzung beitragen, 
werden in den gemeinsamen Empfeh-
lungen unzureichend adressiert. Die-
se wären zum einen die Aktivitäten 
internationaler Konzerne, die auf Ba-
sis transnationaler Handelsabkommen 
agieren und häufig zur Konzentrati-
on von Landbesitz in Händen weniger, 
zur Zerstörung lokaler Märkte und der 
Umwelt sowie Menschenrechtsverlet-
zungen führen. Zum anderen wird das 
großindustrielle Landwirtschaftsmodell 
nicht in Frage gestellt, das auf Monokul-
turen und den Export angelegt ist und 
mit einem hohen Einsatz an chemischen 
Pestiziden und Düngemitteln einher-
geht. Nichtsdestotrotz haben auch ei-
nige progressive Empfehlungen Eingang 

in das Abschlussdokument gefunden, 
wie zum Beispiel der Appell, die univer-
selle Registrierung von Geburten auch 
in ländlichen Gebieten zu garantieren, 
die ja die Voraussetzung für die Inan-
spruchnahme von bürgerlichen Rechten 
ist. Außerdem sollen Frauen unabhän-
gig von ihrem Personenstand Zugang zu 
Landtiteln bekommen.
„Macht wird niemals gegeben. Macht 
muss genommen werden“, sagte der 
UN-Generalsekretär António Guterres 
in seiner Rede während der Eröffnung 
der 62. Frauenstatuskommission. In den 
zwei Wochen der CSW hat sich erneut 
die Wahrhaftigkeit dieser Aussage he-
rausgestellt. Da das gemeinsam be-
schlossene Abschlussdokument nicht 
bindend ist, muss die Zivilgesellschaft 
nun auf die Umsetzung pochen. Es wird 
somit viel Engagement und Hartnäckig-
keit von der Zivilgesellschaft, den NGOs 
und Frauenrechtsverteidiger*innen er-
fordern, damit Staaten den Worten 
nun auch Taten folgen lassen. Von Sei-
ten der Vertreter*innen der Zivilgesell-
schaft gab es aber nicht nur Kritik am 
Abschlussdokument. Es wurde auch kri-
tisiert, dass die Zahl der Ablehnungen 
von Visa für Frauen aus ländlichen Ge-
bieten so hoch ist. Und das obwohl es 
ein Abkommen zwischen den Verein-
ten Nationen und den USA gibt, wonach 
die USA alle von der UNO eingeladenen  
Gäste einreisen lassen müssen. Auf den 
Podien und im Publikum blieben den-
noch einige Sitze leer.
Trotz der berechtigten Kritik bleibt die 
Tagung der Frauenstatuskommission ein 
wichtiger Ort für Vertreter*innen der 
Frauenbewegung aus allen Teilen der 
Welt, um sich auszutauschen, zu ver-

netzen und zu solidarisieren. „Frauen 
müssen sich selbst organisieren. Es ist 
unabdingbar, dass sie Handlungsmacht 
haben, ihre Forderungen selbst formu-
lieren, die Zusammenhänge und Heraus-
forderungen verstehen“, betonte Mer-
cia Andrews von der Rural Women´s  
Assembly während der 62. CSW. Die 
Handlungsmacht und Präsenz tausender 
engagierter und entschlossener Frauen 
waren auf der 62. Tagung der Frauensta-
tuskommission deutlich zu spüren.

 ANMERKUNG
*Die 1946 von den Vereinten Nationen ge-
gründete Frauenstatuskommission hat als ein-
ziges zwischenstaatliches Organ die Aufgabe 
die Umsetzung der Geschlechtergleichstellung 
zu prüfen und voranzutreiben. CSW bedeutet 
die Abkürzung für Commission on the Status 
of Women.

 AUTORIN
ALEKSANDRA KOLODZIEJCZYK ist Mitarbei-
terin von Brot für die Welt und hat als NGO- 
Delegierte für das österreichische entwick-
lungspolitische Frauenrechtsnetzwerk WIDE 
an der 62. Tagung der Frauenstatuskommissi-
on teilgenommen. Sie hat auf einem Blog di-
rekt von der CSW vor Ort berichtet: https://cs-
w2018blog.wordpress.com/

Aleksandra Kolodziejczyk, Foto: Nadja Meister
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„Uns reicht's! Die negativen Entwick-
lungen in Landwirtschaft und Ernäh-
rungspolitik schockieren uns. Wir wol-
len stattdessen ein Wirtschaftssystem, 
in dessen Zentrum das gute Leben für 
alle steht!“ Uns ÖBV-Frauen ist Gleich-
stellung nicht genug. Wir fordern einen 
Systemwechsel! Unsere Forderungen 
wollen wir laut, lustvoll, solidarisch und 
kreativ an die Öffentlichkeit tragen.
Kein Fortschritt für Frauen – zumindest 
nicht „von oben“
Die Situation von Frauen auf dem Land 
und in der Landwirtschaft hat sich in 
der Zeit seit dem letzten NGO Schat-
tenbericht zur UN-Frauenrechtskonven-
tion nicht verbessert. Frauen sind in 
der Agrarpolitik und -verwaltung stark 
unterrepräsentiert. Der Anteil der Be-
triebsführerinnen ist wieder rückläufig. 
Frauen sind beim Zugang zu Land, un-
ter anderem durch die traditionelle Hof-
weitergabe an Söhne, stark benachtei-
ligt. Das agrarische Ausbildungssystem 
ist immer noch weitgehend geschlecht-
lich segregiert. Alles in allem gibt es 
leider wenige positive Entwicklungen 
für Frauen in der Landwirtschaft, zumin-
dest keine, die politisch gestützt wer-
den. Aber all das sind keine „Nebenwie-
dersprüche“ in einem generell gut funk-
tionierenden System, vielmehr hakt es 
im Agrar- und Lebensmittelsystem an 
allen Ecken und Enden.

„Wachsen oder Weichen“
Die EU-Agrarpolitik zielt auf Export und 
Dumpingpreise, Konkurrenzfähigkeit am 
Weltmarkt ist das Ziel. Die Konzentrati-
on und Industrialisierung der landwirt-
schaftlichen Produktion nimmt zu, eben-
so die Abhängigkeit von multinationalen 

Konzernen, die entscheidende Macht 
ausüben. Soziale und ökologische oder 
klimaschonende Landwirtschaft sind 
höchstens Aufputz oder Fassade. Aus-
gleichszahlung sind ungerecht verteilt: 
20 Prozent der Betriebe bekommen  
80 Prozent der öffentlichen Gelder. Wer 
mehr Hektar hat, bekommt mehr. Das 
gilt auch für Österreich. All dies führt 
dazu, dass täglich durchschnittlich zehn 
Höfe das Wirtschaften einstellen – be-
schönigend wird das „Strukturwan-
del“ genannt. Es herrscht die Prämis-
se „Wachsen oder Weichen“. Diese 
Rahmenbedingungen erzeugen starken 
Druck und Stress auf den Höfen. Er-
freulich viele, vor allem kleinere Höfe 
in Österreich wollen sich diesem Sche-
ma nicht beugen. Doch sie haben es 
oft schwer ein ausreichendes Einkom-
men zu erwirtschaften. Wenn die Pro-
duktpreise niedrig sind, dann könnte 
die Bäuerin ja noch ein weiteres Stand-
bein aufbauen: Urlaub am Bauernhof, 
Direktvermarktung, Schule am Bau-
ernhof, neuerdings auch „Green Care“, 
also Initiativen, die mit Natur und Tie-
ren dazu beitragen, dass es anderen 

besser geht. Zusätzlich zu all ihren bis-
herigen Aufgaben, versteht sich …

Frauenorganisierung in der 
Landwirtschaft
Wie also organisieren sich Frauen in 
der Landwirtschaft unter diesen Rah-
menbedingungen? In Österreich domi-
niert das Feld ganz klar die „ARGE Bäu-
erinnen“, die Frauenorganisation der 
Landwirtschaftskammern. Von den lo-
kalen Funktionärinnen, den „Ortsbäue-
rinnen“, über die „Landesbäuerinnen“ 
bis hin zur „Bundesbäuerin“ und auch 
die Landwirtschaftsministerin, fast alle 
haben sie Bauernbund- und ÖVP-Hinter-
grund. Viel zu oft sitzen bei den Treffen 
die Frauen in Dirndl in Reih und Glied und 
lassen sich von männlichen Rednern die 
Agrarpolitk oder –märkte erklären. Die 
Parteinähe und exklusive Förderung der 
ARGE Bäuerinnen, die sich mehr der Kul-
tur- und Brauchtumspflege als gesell-
schaftskritischer politischer Themen an-
nimmt, erzeugen ein systemerhaltendes, 
wenig emanzipatorisches Umfeld für 
Frauen auf dem Land. Unter den Land-
wir tschaf tskammerfunktionär_innen 

AUS DEM SCHATTEN SPRINGEN!  
MIT KÜHEN, CHOR UND KAMERA
Kreative feministische Interventionen in der Agrarpolitik
Monika Thuswald, Maria Vogt
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sind nach wie vor wenige Frauen. Mitt-
lerweile fordert die ARGE Bäuerinnen ei-
nen Frauenanteil von 30 Prozent. Doch 
was bedeutet das angesichts der Partei
nähe der dominierenden Bäuerinnenor-
ganisation? Von dieser Seite ist leider 
wenig frischer Wind und feministische 
Aufbruchsstimmung zu erwarten.

Gleichberechtigung im 
herrschenden System?
Wollen wir Frauen – in der Landwirt-
schaft und darüber hinaus – wirklich 
Gleichberechtigung im herrschenden 
System? Wollen wir überhaupt diese 
aktuelle Form der vorherrschenden neo-
liberalen Politik, der ausgrenzenden Be-
sitzverhältnisse, der ausbeuterischen 
Landwirtschaft und wachstumsorien-
tierten Wirtschaft teilen? Was würde 
das bedeuten? Das hieße doch Anteil 
daran nehmen und haben, uns dort ein-
richten, dort mitentscheiden und Ver-
antwortung übernehmen, diese Politik 
weiterentwickeln und womöglich noch 
mehr auf die Spitze treiben. Genügt es 
Frau zu sein, um eine Veränderung in 
Systemen zu bewirken? Johanna Dohnal 
meinte: „Frau sein ist kein Programm!“

Aber was sonst? – Gremienar-
beit und Frauenarbeitskreis
Frau allein, auf sich gestellt, kann we-
nig bewirken. Daher schlossen sich die 
Frauen in der überparteilichen Öster-
reichischen Bergbauernvereinigung be-
reits im Jahr 1978 zu einem Bäuerinnen-
arbeitskreis zusammen, um ihre spezi-
fischen Probleme zu bearbeiten. Heute 
sind die Frauen auch im Namen des Ver-
eins repräsentiert – und das ist kein Lip-
penbekenntnis. Seit vielen Jahren stel-

len Frauen die Hälfte des Vorstandes, 
die letzten sechs Jahre geleitet von ei-
ner Obfrau. Frauen gestalten die Ge-
schicke des Vereins auf gleicher Augen-
höhe mit Männern. Die kontinuierliche 
Arbeit des Frauenarbeitskreises spielt 
dabei eine entscheidende Rolle.
Im Arbeitskreis treffen sich Frauen – mit 
durchaus diverser Herkunft, Alter, for-
mellen Bildungsabschlüssen, Familien-
stand, Landbesitz – regelmäßig, und wir 
kultivieren ein Klima der gegenseitigen 
Wertschätzung, Solidarität und Koopera-
tion untereinander, aber auch mit ande-
ren Initiativen, seien sie feministisch, an-
tikapitalistisch, antirassistisch ... Wir tau-
schen uns kritisch über unsere Lebenssi-
tuation aus, diskutieren politische Hin-
tergründe und gesellschaftliche Zusam-
menhänge. Um ein gutes Essen und Le-
ben für alle zu verwirklichen entwickeln 
wir neue Ideen, stärken uns gegenseitig 
und erarbeiten mit Kreativität und Humor 
gemeinsame Aktivitäten und unser eige-
nes Bildungsprogramm. Veranstaltungen, 
Seminare sowie eine jährliche Frauen-
ausgabe der Zeitschrift „Bäuerliche Zu-
kunft“ werden so auf den Weg gebracht. 
Auch eine Bergwanderung im Sommer, 
weg von Haus und Hof, eröffnet neue 
Blickwinkel und Freundschaften. Die Ka-
barettgruppe „Miststücke“ ist aus einem 
Bäuerinnenseminar heraus entstanden – 
seit 20 Jahren touren sieben Frauen mit 
ihren Szenen durch ganz Österreich.

Manifest und kreative  
Interventionen
Ein immer wiederkehrendes Thema 
bei den ÖBV-Frauen ist jenes der „Un-
sichtbarkeit“ bzw. mangelnden Wert-
schätzung von „typischer Frauenar-

beit“, also Sorgearbeit oder Reproduk-
tionsarbeit. Die ÖBV-Frauen verknüpf-
ten dieses Thema mit der anden-indige-
nen Kosmovision des „Guten Lebens für 
alle“ („Buen vivir“). Daraus entstand in 
vielen Diskussionen ein „Bäuerinnenma-
nifest“ mit dem Titel „Wirtschaften für 
ein gutes Leben für alle“.
Die männlich- und ÖVP-dominierte 
Agrarpolitik provozierte wenig später 
eine kreative Präsentation dieses Ma-
nifests. Landwirtschaftsminister Andrä 
Rupprechter lud im April 2017 zur inter-
nationalen Konferenz „Frauen in Bergre-
gionen“ nach Alpbach. Kritische Frauen-
organisationen waren nicht aufs Podi-
um geladen. Deshalb überraschten die 
ÖBV-Frauen und ihre Freundinnen den 
Minister und die Teilnehmer_innen der 
Tagung mit einem Frauenchor mit auf-
müpfigen Liedern; darunter auch das 
ÖBV-Bäuerinnenmanifest. Die lustvolle 
Darbietung sowie das ignorante und ar-
rogante Verhalten des Ministers wurden 
filmisch dokumentiert (viacampesina.at/
film_alpbach). Als der Minister in autori-
tärer Manier dann auch noch die lebens-
großen Cartoon-Kühe der ÖBV von der 
Wiese vor dem Tageszentrum entfernen 
ließ, widmete die Tiroler Tageszeitung 
dem Vorfall sogar ein Titelbild.
Diese Geschehnisse in Alpbach zeigen 
exemplarisch, wie bitter nötig die öster-
reichische Agrarpolitik diesen bunten, 
kreativen, lustvollen, feministischen 
Aktionismus braucht. Inzwischen führt 
eine Frau das Ministerium, statt „Land-
wirtschaft“ stehen jetzt „Nachhaltigkeit 
und Tourismus“ im Namen des Ressorts. 
Auf zukunftsfähige Konzepte für Land-
wirtschaft und Gesellschaft sowie auf 
feministischen Aufwind brauchen wir 
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von dieser Seite leider nicht zu warten. 
Daher braucht es dringend Druck von 
unten: Tun wir uns zusammen, schaffen 
wir eine Willkommenskultur für feminis
tische Initiativen in Stadt und Land und 
setzen wir uns gemeinsam ein für ein 
„Gutes Leben für alle“.

 AUTORINNEN
MARIA VOGT ist Biobäuerin im Weinviertel 
und Kabarettistin.
MONIKA THUSWALD ist ÖBV-Bildungsrefe-
rentin.

 ANMERKUNG
Das Frauenministerium hat die Förderung für 

die Aktivitäten des ÖBV-Frauenarbeitskreis für 
das laufende Jahr 2018 um die Hälfte gekürzt.
Wenn Sie mit uns gemeinsam darauf reagie-
ren wollen oder Unterstützungsideen haben, 
dann wenden Sie sich gerne an frau@viacam-
pesina.at
Weitere Infos gibt es hier: 
viacampesina.at/inhalte/frauen/

ÖBV-Bäuerinnenmanifest
Uns reicht's! Die negativen Entwick-
lungen in Landwirtschaft und Ernäh-
rungspolitik schockieren uns. Gleichzei-
tig leben wir in unserem Alltag Zuwen-
dung zu Lebensmitteln, Menschen und 
Natur. Wir wollen dich ermutigen und 
auffordern:
Wirtschaften für ein gutes Leben 
für alle!
Das herrschende Wirtschaftssys
tem basiert auf der Logik von Grö-
ßenwachstum.
Die Folgen sind einerseits Profit für we-
nige und andererseits Hunger, Macht-
konzentration sowie Ausbeutung und 
Unterdrückung von Menschen und Na-
tur.
Wir wollen stattdessen ein Wirt-
schaftssystem, in dessen Zentrum das 
gute Leben für alle steht!
Gutes Leben bedeutet für uns gut essen, 
trinken, tanzen, gut schlafen, arbeiten 
können, Spiritualität leben, lieben und 
geliebt werden, hören können, sich aus-
drücken können, gehen können.* Gut zu 
leben bedeutet für uns, Zeit zum Träu-
men zu haben und Zeit um Träume um-
zusetzen, mit anderen, aber auch allein. 
Gut zu leben bedeutet, ruhen zu kön-
nen und aktiv sein zu können. Gutes Le-
ben bedeutet für uns Ideen auszutau-
schen, sich zu vernetzen, neugierig und 
weltoffen zu sein, mit Lust und Humor 

leben zu können. Gut zu leben bedeutet, 
selbstbestimmt zu leben. Ein gutes Le-
ben ist für uns kein genormtes Modell, 
sondern es beinhaltet die Vielfältigkeit 
der Menschen und deren Grundbedürf-
nisse und gibt Freiraum für soziale, kul-
turelle, emotionale, sinnliche Ausfor-
mungen.
Wir sind Bäuerinnen, die ihr Wirt-
schaften auf den Höfen an einem 
guten Leben für alle orientieren.
Unsere Arbeit ist eingebunden in natür-
liche Kreisläufe. Wir erzeugen Lebens-
mittel für unsere Region und tragen da-
bei Sorge für lebendigen Boden, sau-
beres Wasser, gesunde Luft und schöne 
Landschaft. Wir lernen viel von unseren 
Vorfahren und in Weiterbildungen, und 
setzen unser Können und Wissen zum 
eigenen Wohl und zum Wohl unserer 
Mitmenschen und Mitgeschöpfe ein. 
Das Wirtschaften für ein gutes Leben 
verstehen wir als konkrete Alternative 
und als Widerstand gegen die herr-
schende Logik von Profitmaximierung 
und Wachstumsideologie.
Wir sind Bäuerinnen, die für einen 
Systemwechsel in der Landwirt-
schaft auftreten!
Wir entlarven menschen- und natur-
verachtende Praktiken in der Landwirt-
schaft, leisten dagegen Widerstand und 
treten für Alternativen ein. Wir brau-
chen eine Lebensmittelpolitik mit Aus-

richtung auf Ernährungssouveränität. 
Es braucht mehr Bäuerinnen und Bauern 
und Zugang zu Land für jene, die für ein 
gutes Leben für alle wirtschaften wol-
len.
Ausgehend von unseren Erfahrungen 
in der Landwirtschaft treten wir für 
ein Wirtschafts- und Politiksystem ein, 
welches sich an einem guten Leben für 
alle orientiert und unsere Lebensgrund-
lage, Mutter Erde, bewahrt. Wir sind 
nicht Herrscherinnen, sondern Teil der 
Natur und in hohem Maße abhängig von 
Biodiversität. In einem solchen Wirt-
schaftssystem nimmt die Verantwor-
tung für Menschen, Tiere und Pflanzen 
eine zentrale Stellung ein. Diese wich-
tige und wertvolle Arbeit muss wertge-
schätzt, gerecht verteilt und entspre-
chend entlohnt werden.
Für diesen gesellschaftlichen Wandel 
braucht es viele Menschen, die in ihren 
jeweiligen Lebensumfeldern den Fokus 
auf das gute Leben für alle richten. Tun 
wir uns zusammen!
Frauenarbeitskreis der Österreichischen 
Berg- und Kleinbäuer_innen Vereinigung 
(ÖBV-Via Campesina Austria), Oktober 
2016, www.viacampesina.at, 
frau@viacampesina.at
*Die Definition vom „Guten Leben“ 
(„Buen vivir“, „Sumak kawsay“) haben 
wir von Indigenen aus Bolivien über-
nommen.
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Elisabeth Udl: Ich schlage vor, wir star-
ten unser Gespräch mit einer „Blitz-Run-
de“. Die UN-Frauenrechtskonvention for-
dert in Artikel 3 Maßnahmen, durch die 
„gewährleistet wird, dass alle Frauen die 
Menschenrechte und Grundfreiheiten 
gleichberechtigt ausüben und genießen 
können.“ Wenn du das liest, welche The-
menbereiche und „Baustellen“ fallen dir 
als erstes ein? Wo gibt es Handlungsbe-
darf?
Elisabeth Löffler: Ein paar Stich-
worte, die mir dazu sofort durch den 
Kopf gehen, sind: Barrierefreiheit in al-
len Bereichen, Mutter zu sein mit Behin-
derung, „Sonder- und Heilpädagogik“, 
Role-Models, und vieles mehr... Über 
allem steht immer die Frage: Wer passt 
sich an wen an? Wer wird eingeladen 
teilzuhaben, und unter welchen Bedin-
gungen ist das möglich?
Udl: Da möchte ich gerne genauer nach-
fragen, etwa beim Thema Barrierefrei-
heit. Es gibt ja in Österreich das Behin-
dertengleichstellungsgesetz, das unter 
anderem ein klares Bekenntnis zur bau-
lichen Barrierefreiheit enthält – aber die 
Umsetzung lässt an vielen Orten nach 
wie vor auf sich warten. Schwierig wird 
es meiner Erfahrung nach oft dort, wo vor 
allem als „Zugeständnis“ an gesetzliche 
Vorgaben einige Elemente von baulicher 
Barrierefreiheit umgesetzt werden –  
ohne dass aber wirklich darüber nachge-
dacht wird, wie ein Ort für gemeinsames 
und gleichberechtigtes Leben gestaltet 
sein müsste. Wie sind deine Erfahrungen 
dazu?
Löffler: Ich erlebe, dass der Wunsch 
nach gleichberechtigter Teilhabe etwa 
an jenen Orten stark ist, die von Per-
sonen gestaltet und belebt werden, die 

selbst Diskriminierungserfahrungen ha-
ben. Ich denke da an die politische LGB-
TIQ*-Szene oder auch an People of Co-
lor. Teilhabe bedeutet ja nicht nur, dass 
es theoretisch möglich sein soll, als 
Rollstuhlfahrerin an einer Veranstal-
tung teilzunehmen. Teilhabe bedeutet, 
dass ich zu dieser Veranstaltung ge-
nauso eingeladen bin wie andere auch. 
Die Veranstalter*innen müssen sich Ge-
danken darüber machen, welche Bedin-
gungen nötig sind, damit ich gleichbe-
rechtigt teilnehmen kann. Das bedeutet 
etwa bei einer Konferenz, dass es in der 
Pause sowohl Sitz- als auch Stehtische 
in ausreichender Anzahl geben muss. 
Es reicht nicht, wenn es einen Roll-
stuhlplatz in einer Ecke gibt und jemand 
mir dort netterweise Brötchen und Ge-
tränke hinbringt. Ich wünsche mir Veran-
staltungen, wo selbstverständlich einen 
Schritt weiter gedacht wird – und das 
nicht nur dann, wenn das Konferenzthe-
ma mit „Behinderung“ zu tun hat.
Udl: Du hast auch das Schlagwort „Son-
der- und Heilpädagogik“ angesprochen – 
wie hängt das für dich mit den Themen 
Frauenrechte und Gleichberechtigung zu-
sammen?
Löffler: Das erklärt sich schon aus dem 
Begriff an sich. Wie soll „Gleich“-Be-
rechtigung möglich werden, wenn schon 
in der Überschrift deutlich wird, dass 
in diesem Bereich über „Sonder-“ und 
„Heil-“ Maßnahmen nachgedacht wird? 
Teilhabe heißt, aus dieser „Sonder“-Lo-
gik auszusteigen. Stattdessen geht es 
darum, die diskriminierenden Rahmen-
bedingungen wahrzunehmen und zu ver-
ändern. Solange das nicht gelingt, bleibt 
es weiterhin beim Status Quo: Wir 
Frauen mit Behinderung sehen uns über-

all aufgefordert uns anzupassen, uns zu 
verändern, oder sonst wie die fehlende 
Unterstützung auszugleichen.
„Grundfreiheiten gleichberechtigt aus
üben und genießen können“ – das be-
deutet ja, dass wir nicht erst erklä-
ren müssen, warum wir Zugang wol-
len, räumlich und inhaltlich, sondern 
dass die nötigen Rahmenbedingungen 
ganz selbstverständlich vorhanden 
sein müssen. Dass wir uns darauf ver-
lassen können, mitgedacht zu werden. 
Dass wir selbstverständlich auch einge-
laden werden, und dass wir selbstver-
ständlich unser Leben als Frau mit allen 
„Grundfreiheiten“ leben können.
Udl: Unter diese Grundfreiheiten fällt 
meiner Ansicht nach auch das Thema 
„Mutterschaft“ – das hast du ja ein-
gangs bereits angesprochen. Wie erlebst 
du das Mutter-Sein mit Behinderung, wo 
sind da die Barrieren und die Herausfor-
derungen?
Löffler: Herausgefordert sehe ich vor 
allem die Gesellschaft. Das beginnt 
schon, wenn ich mich als Frau mit Be-
hinderung für meinen Kinderwunsch 
rechtfertigen muss, erklären muss, wie-
so ich Elternschaft anstrebe, mir von 
allen Seiten Skepsis entgegenschlägt 
und ich immer wieder gefragt werde, 
ob ich mir das auch gut überlegt habe 
und wie das praktisch alles funktionie-
ren soll. Fragen, die jede Frau mit Kin-
derwunsch beschäftigen, die mir aber 
auf eine Weise gestellt werden, die na-
helegt, dass ich es mir lieber doch an-
ders überlegen sollte. Weiter geht’s mit 
den medizinischen Abläufen. Da gibt es 
viel zu wenig Wissen etwa zu der Fra-
ge, wie es sich anfühlt und auswirkt, als 
Schwangere immer zu sitzen. Oder auch 

MENSCHENRECHTE UND GRUNDFREIHEITEN: 
WER PASST SICH AN WEN AN?
Elisabeth Udl und Elisabeth Löffler im Gespräch über Gleichberechtigung, 
Teilhabe und Frauen mit Behinderung
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ganz „praktische“ Dinge im Spital. Wer 
unterstützt die Frau nach der Geburt 
beim Duschen etc.? Vieles, was ich als 
problematisch erlebt habe, hat vor allem 
mit Unwissenheit und daraus folgender 
Unsicherheit zu tun – und damit, dass 
dann lieber nichts gemacht wird, um 
nicht irgendetwas „falsch“ zu machen. 
Auch hier bleibt die Aufgabe zu formu-
lieren und einzufordern, was ich an Un-
terstützung brauche, wieder bei mir. 
Aber in der Situation, in der ich all mei-
ne Kraft für die Geburt gebraucht habe, 
hatte ich schlicht keine Kapazitäten 
mehr, um auch noch allen im Raum die 
Sicherheit zu vermitteln, dass sie schon 
alles richtig machen.
Und weiter geht’s dann natürlich auch 
beim Mutter-Sein mit dem Thema der 
Barrierefreiheit: Wo gibt’s barrierefreie 
Wickeltische, Spielplätze, Kindergär-
ten? Wie lange muss ich suchen, um ei-
nen Kindergarten zu finden, zu dem ich 
mein Kind selbst hinbringen und abho-
len kann? Gibt es andere Eltern, die be-
reit sind, Kindergeburtstage so zu pla-
nen, dass ich mein Kind dorthin beglei-
ten kann? Wo sind Tanzkurse, Reitstun-
den, Spielzeugabteilungen, die auch mit 
einem E-Rollstuhl einfach erreichbar 
und nutzbar sind? Ganz abgesehen von 
öffentlichen Verkehrsmitteln wie etwa 
den Wiener U-Bahnen, die zwar als bar-
rierefrei gelten, von denen aber nur die 
neuen Garnituren wirklich selbständig 
mit einem Rollstuhl genutzt werden kön-

nen. Zwei oder drei U-Bahnen „davon-
fahren“ lassen, bis endlich die richtige 
kommt, ist an sich schon anstrengend –  
mit einem zweijährigen Kind auf dem 
Schoß wird die Herausforderung gleich 
noch eine Nummer größer.
Udl: All das bringt uns zum anfangs ge-
nannten Thema der „Role Models“ – wo 
gibt es sie, und wo würdest du sie dir 
wünschen?
Löffler: Überall! Bereits jetzt gibt es 
in den meisten gesellschaftlichen Be-
reichen auch Frauen mit Behinderung 
– aber immer noch so wenige, dass die 
öffentliche Sichtbarkeit meist nicht ge-
geben ist. Erst wenn in allen Ausbil-
dungen, Förderprogrammen und Be-
werbungsverfahren Frauen mit Behin-
derungen wirklich mitgedacht werden, 
wenn es also eine wirkliche Bereitschaft 
gibt, uns auch anzusprechen und dabei 
haben zu wollen, erst dann bekommen 

wir einen gleichberechtigten Zugang zu 
Menschenrechten und Grundfreiheiten. 
Dafür reicht es nicht, von Inklusion zu 
schreiben und es reicht auch nicht, eine 
Rampe vor den Eingang zu legen – nötig 
ist ein proaktives Nachfragen der privi-
legierten Gruppe, sodass Frauen mit Be-
hinderungen in allen gesellschaftspoli-
tischen Positionen mitgestalten und tat-
sächlich Entscheidungsträgerinnen sind. 
Dann werden wir sichtbar – als Role Mo-
dels sowohl für andere Frauen mit Be-
hinderung als auch für alle anderen!

AUTORINNEN
ELISABETH LÖFFLER ist Lebens- und Sexualbe-
raterin, Rollstuhlfahrerin und neben ihrer künst-
lerischen Tätigkeit in der Selbstbestimmt Leben 
Bewegung und im queerfeministischen Umfeld 
aktiv.
ELISABETH UDL ist Geschäftsführerin im Ver-
ein „Ninlil – Empowerment und Beratung für 
Frauen mit Behinderung“ und personenzen-
trierte Psychotherapeutin in Ausbildung unter 
Supervision.

Elisabeth Löffler, Foto: privatElisabeth Udl, Foto: privat

Foto: Jana Kaunitz
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Almer: Die UN-Frauenrechtskonventi-
on CEDAW wird oft als wichtigster völ-
kerrechtlicher Vertrag für die Rechte von 
Frauen bezeichnet. Was ist an der CE-
DAW so besonders?
Ulrich: Die CEDAW aus dem Jahr 1979 
ist das erste internationale Überein-
kommen, das die besonderen Lebens-
realitäten und Diskriminierungserfah-
rungen von Frauen und Mädchen in den 
Mittelpunkt rückt. Durch die Konventi-
on soll Frauen und Mädchen weltweit 
der gleichberechtige Genuss der Men-
schenrechte de jure und de facto ermög-
licht werden. Sie wird deshalb auch als 
„Magna Charta der Frauenrechte“ be-
zeichnet. Die CEDAW wurde bisher von  
189 Staaten ratifiziert und ist – gemes-
sen an der Anzahl der Vertragsstaaten –  
eines der erfolgreichsten Menschen-
rechtsdokumente. Das verleiht ihr zu-
sätzliches internationales Gewicht.
Almer: Welche Lebensbereiche sind in 
der CEDAW geregelt?
Ulrich: Die CEDAW geht von einem 
ganzheitlichen, alle Lebensbereiche um-
fassenden Gleichstellungsgebot aus. 
Dieser transversale Ansatz grenzt die 
Lebensbereiche nicht voneinander ab, 
sondern setzt sie zueinander in Bezug. 
Die Umsetzung der Staatenverpflich-
tungen ist somit eine Querschnittsauf-
gabe, die u.a. Erwerbsleben, Bildung, 
Gesundheit und reproduktive Rechte, 
Teilhabe an ländlicher Entwicklung bis 
hin zur Partizipation im öffentlichen Le-
ben und in der Politik erfasst.
Almer: Was hat die CEDAW mit meinem 
Leben als Frau zu tun?
Ulrich: Die CEDAW verlangt formale 
Rechtsgleichheit im Sinne eines umfas-
senden Diskriminierungsschutzes. Aber 

auch die Herstellung von geschlechter-
gerechten Lebensverhältnissen in der 
sozialen Realität wird gefordert.
Wir haben z.B. bis heute massive struk-
turelle Benachteiligungen von Frauen im 
Wirtschaftsleben, insbesondere in Ver-
bindung mit familialer Sorgearbeit. Da-
raus resultieren ökonomische Abhängig-
keit und Altersarmut. Die Probleme ba-
sieren nicht zuletzt auf geschlechtsba-
sierten, stereotypen Grundannahmen.
Diese Zuschreibungen sind wirkmäch-
tige Faktoren, die u.a. auch Gewalt an 
Frauen begünstigen. Sie sind eine fun-
damentale Bedrohung der beruflichen 

und persönlichen Entwicklungschan-
cen für alle Frauen und Mädchen. Art 5 
fordert die Staaten daher auch explizit 
dazu auf, geschlechtsspezifische Vor-
urteile und Rollenstereotypen auf allen 
Ebenen zu bekämpfen.
Almer: Kann man wirklich sagen, dass 
die CEDAW jede Frau betrifft? Schließ-
lich gibt es große Unterschiede, je nach-
dem wo eine Frau auf der Welt lebt und 
unter welchen Bedingungen.
Ulrich: Die CEDAW ist darauf ausge-
richtet, benachteiligende Lebensreali-
täten von Frauen und Mädchen in all ih-
ren Erscheinungsformen zu bekämpfen. 
Frauen leiden weltweit an vergleich-
baren, aber auch an sehr unterschied-
lichen geschlechtsspezifischen Repres-
sionen.
Dies zeigt sich sehr deutlich in den Ge-
neral Recommendations, den Conclu-
ding Observations zu den Staatenbe-
richten und in den Mitteilungsverfah-
ren: sei es der mangelnde Zugang zu 
Bildung, zum Gesundheitssystem, dem 
Ausschluss von ländlicher Entwicklung, 
Female Genital Mutilation usw. Die Ver-
tragsstaaten müssen die Diskriminie-
rungsformen, die auf Traditionen beru-
hen, auf nationaler Ebene bekämpfen. 
Die Gleichstellungsmaßnahmen sollten 
an den umfassenden Schutzzielen der 
CEDAW ausgerichtet sein.
Almer: Kann ich persönlich als Frau von 
der CEDAW Gebrauch machen?
Ulrich: Wenn Frauen mit einer Klage 
innerstaatlich alle Instanzen durchlau-
fen haben, können sie eine Menschen-
rechtsverletzung durch den Staat an 
das CEDAW-Komitee melden. Das ist im 
Rahmen des Fakultativprotokolls mög-
lich.

DIE FRAUENRECHTSKONVENTION UND ICH
Was hat die Frauenrechtskonvention CEDAW mit dem Leben von uns Frauen zu tun? 
Diese und viele weitere Fragen hat Silvia Ulrich von der Uni Linz beantwortet

Silvia Ulrich, Foto: privat

„Das Schutzziel der Konven-
tion ist eine allumfassende 
rechtliche und tatsächliche 
Gleichstellung von Frauen  
in allen Lebensbereichen.“
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So können Verfehlungen im Bereich der 
Geschlechtergleichheit in ihrer juristi-
schen Dimension sichtbar gemacht wer-
den. Die CEDAW ist aber zugleich auch 
ein Menschenrechtsdokument, das die 
Selbstermächtigung von Frauen in den 
Blick nimmt und zu Bewusstseinsbil-
dung und Sensibilisierung in Hinblick auf 
Geschlechtergleichstellung auffordert.
Die Botschaft der CEDAW ist auch, dass 
sich Frauen und Mädchen in ihrer Identi-
tät und in ihren Rechten gestärkt fühlen 
und sich trauen, ihre Rechte auch ein-
zufordern.
Almer: Mit diesem Interview versuchen 
wir gerade, die CEDAW, die ja an und für 
sich recht sperrig ist, etwas anschau-
licher zu machen. Wie könnte das noch 
gelingen?
Ulrich: Ein wichtiger Ansatz wäre eine 
altersgerechte und praxisnahe Dar-
stellung der CEDAW für Mädchen und 
Frauen. Aus intersektioneller Perspek-
tive müssen weitaus mehr Anstren-
gungen unternommen werden, um be-
sonders verletzliche Gruppen, wie 
Frauen mit einer Beeinträchtigung oder 
migrantische Frauen für ihre Rechte zu 
sensibilisieren.
Almer: Müsste nicht jedes Mädchen in 
der Schule von der CEDAW hören? Ei-
gentlich erfährt von der CEDAW nur, wer 
sich auf der Uni damit beschäftigt.
Ulrich: In der Menschenrechtsbildung 
sollte die Problematik der Geschlechter-
diskriminierung breiten Raum einneh-
men, auch die intersektionelle Perspek-
tive. Antidiskriminierung und Gleich-
stellung ist nicht nur „Mädchensache“. 
Auch die Buben müssen für Geschlech-
tergleichstellung sensibilisiert und mit 
den fundamentalen Schutzzielen der CE-

DAW als einem Menschenrechtsthema 
vertraut gemacht werden.
Almer: Österreich hat die CEDAW 1982 
ratifiziert. Welche Verpflichtungen erge-
ben sich daraus für den Staat?
Ulrich: Österreich muss erstens die ge-
samte Rechtsordnung diskriminierungs-
frei gestalten. Das nennt sich Achtungs-
pflicht. Zweitens müssen Diskriminie-
rung und gewaltsame Übergriffe zwi-
schen Privaten unterbunden werden. Da 
sind wir bei der Schutzpflicht. Drittens 
muss der Staat Maßnahmen ergreifen, 
die Frauen und Mädchen den gleichbe-
rechtigten Genuss ihrer Rechte auch in 
der sozialen Realität gewährleisten. Das 
ist die Gewährleistungspflicht. Wenn es 
strukturelle Nachteile gibt, müssen die-
se mit positiven Maßnahmen ausgegli-
chen werden.
Almer: Immerhin sind seit der Ratifizie-
rung mehr als 30 Jahre vergangen. Im 
CEDAW-Kommentar schreiben Sie, das 
Übereinkommen reflektiere den Stand 
der Gleichstellungsdebatte von damals. 
Anders gefragt: Ist die CEDAW noch zeit-
gemäß? Seit den 1980er Jahren hat sich 
ja hoffentlich etwas verbessert in Öster-
reich?
Ulrich: Zentrales Anliegen der CEDAW 
1979 war die Beseitigung des Androzen-
trismus im internationalen Menschen-
rechtsschutz, also die Orientierung an 
männlich konnotierten Werten, Normen 
und Lebenszusammenhängen. Mit der 
Betonung der gleichen Menschenrechte 

für Frauen und Mädchen sollten diese 
Defizite im Menschenrechtsschutz be-
seitigt werden.
Somit basiert die CEDAW auf einem 
Konzept der Zweigeschlechtlichkeit, das 
nur Frauen und Mädchen schützt. Das 
CEDAW-Komitee interpretiert den Dis-
kriminierungsbegriff jedoch dynamisch 
und integriert mittlerweile auch eine 
intersektionelle Perspektive. Betont 
wird die besondere Schutzwürdigkeit 
von Frauen, wenn mehrere diskriminie-
rende Faktoren zusammentreffen, etwa 
sexuelle Orientierung und Geschlechtsi-
dentität. Im weitesten Sinn lassen sich 
alle Diskriminierungen erfassen, die an 
weiblich konnotierte Existenzweisen 
bzw. an stereotype Vorstellungen von 
Weiblichkeit anknüpfen.
Mit diesem weiten Verständnis von Dis-
kriminierung konnte das CEDAW-Ko-
mitee auch Schutzlücken innerhalb der 
Konvention schließen. Dies betraf vor 
allem den Gewaltschutz. Mangelnder 
Schutz vor Gewalt an Frauen wird den 
Vertragsstaaten heute als eine spezi-
fische Form geschlechtsspezifischer 
Diskriminierung angelastet. In Bezug 
auf den Gewaltschutz hat sich in Öster-
reich zweifellos sehr viel verbessert.
Das Schutzziel der Konvention, eine al-
lumfassende rechtliche und tatsächliche 
Gleichstellung in allen Lebensbereichen 
zu verwirklichen, ist in Österreich aber 
nach wie vor in weiter Ferne. Insofern 
sind die Staatenverpflichtungen der CE-
DAW weiterhin von zentraler Bedeutung 
und als zentrale Reformaufgabe gegen-
über der Regierung einzumahnen.
Es sind die klassischen Diskriminie-
rungsbaustellen, die als strukturelle 
Langzeitprobleme endlich gelöst wer-

„Antidiskriminierung und 
Gleichstellung ist nicht nur 

Frauen- und Mädchensache.“
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den müssen: Benachteiligung am Ar-
beitsmarkt, mangelnde Vereinbarkeit 
von familialer Sorgearbeit und Beruf, 
unzureichende Infrastruktur in der Kin-
derbetreuung usw. Daran hat sich kaum 
etwas geändert. Nach wie vor stützt 
das Familien-, Arbeits- und Sozialrecht 
strukturkonservative geschlechterse-
gregierende Lebensverhältnisse. Hin-
zu kommt, dass die Teilzeitarbeit von 
Frauen in den letzten zehn Jahren so-
gar massiv zugenommen hat. All dies 
hat auch fundamental mit geschlechts-
spezifischen Stereotypen und interna-
lisiertem Rollenverständnis zu tun. Art 
5 der CEDAW verlangt gerade in diesem 
Bereich große Anstrengungen, um einen 
Wandel in den sozialen und kulturellen 
Verhaltensmustern zu bewirken und dis-
kriminierende Praktiken zu verhindern.
Almer: Wie funktioniert das Monito-
ring? Was passiert, wenn sich Österreich 
nicht an die CEDAW hält?
Ulrich: Als Kontrollorgan wurde ein un-
abhängiges Komitee eingerichtet, das 
aus 23 Expert_innen besteht. Die Ver-
tragsstaaten müssen alle vier Jahre 
über Umsetzungsmaßnahmen und Fort-
schritte berichten. Das CEDAW-Komitee 
überprüft als unabhängiger Vertrags-
ausschuss diese Berichte und veröffent-
licht dazu Abschließende Bemerkungen 
(concluding observations), die den Sta-
tus quo beurteilen und konkrete Empf
ehlungen für weitere Umsetzungsmaß-
nahmen enthalten.
Ein unmittelbares Sanktionssystem be-
steht nicht. Die Abschließenden Be-
merkungen schaffen jedoch innerhalb 
der Staatengemeinschaft Transparenz 
über den Umsetzungsstand und bauen 
Reformdruck auf. Aus zivilgesellschaft-

licher Perspektive dienen sie dazu, die 
Bekämpfung von Geschlechterdiskri-
minierung innerstaatlich auf der poli-
tischen Agenda zu halten und weitere 
Reformprozesse anzustoßen.
Almer: Welche Möglichkeiten hat die 
Zivilgesellschaft, hier Einfluss zu neh-
men?
Ulrich: Neben dem offiziellen Staaten-
berichtssystem hat sich in der Praxis 
auch ein Schattenberichtssystem eta-
bliert. Zum offiziellen Staatenbericht 
werden zusätzlich Berichte von NGOs 
und Aktivist_innen erarbeitet, die sich 
aus zivilgesellschaftlicher Perspektive 
kritisch mit der Umsetzung der CEDAW  
in ihrem Land auseinandersetzen. Das 
Komitee berücksichtigt diese Schatten-
berichte und ist dadurch in der Lage, 
sich ein umfassendes und differen-
ziertes Bild über den tatsächlichen Fort-
schritt zu machen. Nicht nur in Öster-
reich, sondern auch im globalen Kontext 
hängt der Fortschritt der Umsetzung 
ganz entscheidend von NGOs und sozi-
alen Aktivist_innen vor Ort ab.
Almer: Was würden Sie sagen, sind 
nach den jüngsten concluding obser-
vations, also den Abschließenden Be-
merkungen des CEDAW-Komitees, die 
wichtigsten Baustellen, die die öster-
reichische Regierung in punkto Frauen-
rechte zu bearbeiten hat?
Ulrich: Eine notorische Baustelle sind 
die unzureichenden Bemühungen Öster
reichs, den Geschlechter- und Rollen-
stereotypen effektiv entgegenzuwir-
ken, insbesondere in den Bereichen Bil-
dung und Arbeitsmarkt. Ich habe be-
reits zuvor betont, wie grundlegend 
diese Gewährleistungspflicht für eine 
nachhaltige Verwirklichung geschlech-

tergerechter Lebensverhältnisse ist.
Kritisiert wird auch, dass Migrantinnen 
in Österreich rechtlich und faktisch in 
vielen Bereichen unzureichend abgesi-
chert sind. Eingemahnt wird ein umfas-
sender Gewaltschutz von Migrantinnen, 
wobei besonders kritisch gesehen wird, 
dass das restriktive Aufenthaltsrecht in 
problematischer Wechselwirkung zum 
Gewaltschutzziel steht.
Almer: Wie bewerten Sie aktuell die Si-
tuation von Frauenrechten in Österreich? 
Maßnahmen wie der Familienbonus ver-
stärken den Eindruck, dass nicht die Un-
abhängigkeit von Frauen gefördert wird, 
sondern ihre Rolle als Mutter und „ca-
ring person“.
Ulrich: Es ist offensichtlich, dass 
Frauen damit wieder in ihre Rolle als 
Mutter und „caring person“ eingeengt 
werden sollen. Das ist eine gleichstel-
lungsfeindliche Lenkungsmaßnahme. 
Dazu zählen aber auch die Möglichkeit 
der überlangen Bezugsdauer von Kin-
derbetreuungsgeld, die Defizite in der 
Kinderbetreuungsinfrastruktur und – in 
Oberösterreich – die Wiedereinführung 
von Gebühren für Betreuungsleistungen, 
die bisher kostenfrei waren.
Almer: Die CEDAW sieht auch die Mög-
lichkeit von Individualbeschwerden vor. 
Mit diesem Instrument können Men-
schenrechtsverletzungen durch den 
Staat angezeigt werden. Zwei Individu-
albeschwerden aus Österreich haben 
weitreichende Verbesserungen im Ge-
waltschutz nach sich gezogen. Allerdings 
ist das inzwischen auch mehr als zehn 
Jahre her. Was hindert Frauen daran, In-
dividualbeschwerden zu machen? Wäre 
es sinnvoll, dieses Rechtsinstrument ver-
stärkt einzusetzen?
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Ulrich: In diesen zehn Jahren gab es 
zwei weitere Mitteilungen (Individu-
albeschwerden), die sich gegen Öster-
reich richteten. Eine Mitteilung aus dem 
Jahr 2016 wurde aufgrund von Form-
fehlern als unzulässig zurückgewiesen, 
eine aus dem Jahr 2017 ist derzeit an-
hängig. Die Anzahl der Mitteilungen ist 
auch weltweit sehr gering.
Es spielen sowohl formale als auch fak-
tische Hürden eine Rolle. Bevor eine 
Mitteilung an das CEDAW-Komitee ge-
macht werden kann, müssen innerstaat-
lich alle Rechtsmöglichkeiten ausge-
schöpft werden. Das ist sicher ein Hin-
dernis. Es erfordert zeitliche und finan-
zielle Ressourcen, die Frauen oft nicht 
zur Verfügung stehen.
Zum anderen ist die CEDAW nach wie 
vor nicht ausreichend bekannt. Das Wis-
sen über die Anwendung der Frauen-
rechtskonvention und die Möglichkeiten 
zur Durchsetzung der Frauenrechte sind 
daher dringend zu stärken. Vor allem 
muss bewusst gemacht werden, dass 
eine Individualbeschwerde mit Zustim-
mung der Betroffenen auch von Dritten, 
also z. B. auch von einer NGO, einge-
bracht werden kann.
Auch wenn die Empfehlungen des  
CEDAW-Komitees nicht bindend sind, 
können sie den Vertragsstaat unter 
Druck setzen.
Insofern ist es von großer Bedeutung, 
dass Verletzungen der CEDAW dem Ko-
mitee zur Kenntnis gebracht werden. 
Um eine substanzielle Verbesserung der 
Lage der Frauen in einem Vertragsstaat 
zu erreichen, sollten Mitteilungen auch 
verstärkt zur strategischen Prozessfüh-
rung eingesetzt werden. Damit kann 
die individuelle Fallgeschichte grund-

legende Bedeutung für den Schutz und 
die Fortentwicklung der Frauenrechte 
gewinnen.
Almer: Damit kommen wir zum Themen-
komplex „Frauen und der Zugang zum 
Recht“: Frauen sind im Justizsystem un-
terrepräsentiert, sowohl in Funktionen 
wie z.B. Richter_innen aber auch als Klä-
ger_innen, die um ihre Rechte kämpfen. 
Haben Sie Vorschläge, wie der Zugang 
von Frauen zum Recht verbessert werden 
könnte?
Ulrich: Das CEDAW-Komitee hat in den 
Concluding Observations aus dem Jahr 
2013 positiv festgestellt, dass der An-
teil von Frauen im Bundesdienst und in 
der Justiz in Österreich gesteigert wer-
den konnte. Dies zeigen auch die sta-
tistischen Zahlen z. B. in Berichten des 
Bundeskanzleramtes. Hier gibt es mitt-
lerweile also durchaus positive Weiter-
entwicklungen.
Zur Frage „Frauen als Klägerinnen“ 
gibt es – soweit ersichtlich – in Öster-
reich kein Datenmaterial. Es gibt jedoch 
strukturelle Hürden: Im Antidiskriminie-

rungsrecht müssen Klagen auf dem Zi-
vilrechtsweg geführt werden. Diese 
Klagen sind mit einem Prozess- und Ko-
stenrisiko verbunden.
Ökonomische Asymmetrien zwischen 
Männern und Frauen haben in dieser Hin-
sicht zweifellos Bedeutung (Stichwort: 
ungleiche Lohnverhältnisse). Oftmals 
mangelt es aber auch an grundlegendem 
Wissen wie und wo Rechte tatsächlich 
durchgesetzt werden können. Bei mi-
grantischen Frauen und Frauen mit einer 
Beeinträchtigung kommen weitere hem-
mende Faktoren dazu (u.a. Sprachbarrie-
ren, prekäre Lebensbedingungen, Fehlen 
von persönlicher Assistenz).
Das CEDAW-Komitee hat sich in seiner 
General Recommendation Nr. 33 expli-
zit mit dem Thema „Zugang zum Recht 
für Frauen“ befasst und sechs Kriterien 
herausgearbeitet, die entscheidend sind 
für einen verbesserten Zugang zur Jus
tiz. Dies sind u.a. entsprechende Ver-
fügbarkeit und Zugänglichkeit sowie ein 
gendersensibel und leistbar ausgestal-
tetes Justizsystem. Für Österreich gibt 
es da viel zu tun.
Almer: Danke für das Gespräch!
Das Gespräch führte Daniela Almer

ANMERKUNG
SILVIA ULRICH ist Universitätsprofessorin für 
Legal Gender Studies, Diversity und Antidiskri-
minierungsrecht an der Johannes Kepler Uni-
versität Linz und Leiterin des Instituts für Le-
gal Gender Studies. Mitherausgeberin der Lin-
zer Schriften zu Gender und Recht. Mitglied im 
Sachverständigenbeirat des European Institute 
for Gender Equality (EIGE).

AUTORIN
DANIELA ALMER ist Leiterin der Öffentlich-
keitsarbeit beim Klagsverband und freie Jour-
nalistin.Daniela Almer, Foto: Ulrike Wieser
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Der Klagsverband ist eine Dachorganisation mit 50 Mitgliedsvereinen in ganz Österreich. Die Vereine beraten Personen, die 
diskriminiert wurden, der Klagsverband unterstützt bei der Rechtsdurchsetzung. Als einzige Nicht-Regierungsorganisation in  
Österreich arbeitet der Klagsverband mit allen Diskriminierungsgründen, die im österreichischen Recht festgelegt sind: 
Geschlecht, ethnische Zugehörigkeit, Religion und Weltanschauung, sexuelle Orientierung, Alter und Behinderung. Be-
sonders Frauen sind häufig von intersektioneller Diskriminierung betroffen. Auf diesem Gebiet konnte der Klagsverband 
den Zugang von Frauen zum Recht verbessern.
Seit der Gründung 2004 hat der Klagsverband mehr als 50 Musterverfahren geführt, die zur Auslegung des Gleichstel-
lungsrechts im Sinne der Opfer beitragen. Neben der Rechtsdurchsetzung bietet der Klagsverband Seminare und Schu-
lungen an und engagiert sich mit Stellungnahmen und Schattenberichten rechtspolitisch.

2018 hat der Klagsverband den NGO-Schattenbericht zur UN-Frauenrechtskonvention koordiniert.

www.klagsverband.at

DER KLAGSVERBAND. 
MIT RECHT GEGEN DISKRIMINIERUNG

SPRECHEN WIR ÜBER LEISTUNG!

Dem Klagsverband wurden vom Frauenmi-
nisterium für das Jahr 2018 25.000 Euro 
weniger an Förderung gewährt. Als Drauf-
gabe wurde via ORF verbreitet, der Klags-
verband würde zu wenig leisten.
In einem offenen Brief hat der Klagsver-
band diese unverständlichen Vorwürfe 
entkräftet. Wer wissen will, was der Ver-
band und seine 50 Mitgliedsvereine alles 
leisten, muss sich nur die Internetseite 
www.klagsverband.at oder die Jahresbe-
richte, ebenfalls auf der Internetseite, an-
sehen.
Die Kürzung der Fördermittel trifft den 
Klagsverband hart, ohne die 25.000 Euro 
kann der Betrieb nicht bis zum Ende des 

Jahres weiterlaufen. Es ist die Aufgabe 
der Regierung, die europarechtlichen Vor-
gaben einzuhalten und den Menschen in 
diesem Land den Schutz vor Antidiskrimi-
nierung in Form von qualifizierter NGO- 
Arbeit zu garantieren.
Es ist NICHT die Aufgabe der Zivilgesell-
schaft für diese Finanzierung einzusprin-
gen. Trotzdem müssen wir eine Ausnahme 
machen: Ohne Spenden geht es nicht.
Wir bedanken uns bei den zahlreichen Per-
sonen und Organisationen, die uns schon 
unterstützt haben und appellieren wei-
terhin an die Solidarität der Zivilgesell-
schaft. Spenden geht ganz einfach über  
www.klagsverband.at
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TKI OPEN 19
RES PUBLICA – EINE ÖFFENTLICHE SACHE

Gesucht werden Projekte und künstle-
rische Interventionen, die den öffentli-
chen Raum (oder dessen Grenzbereiche) 
zum Experimentierfeld machen, die vor 
Ort relevante Fragen stellen und zum Aus-
tausch einladen. Arbeiten, die signalisie-
ren: Wir sind hier, wir wollen mitreden 
und wir laden alle dazu ein, ins Gespräch 
zu kommen. Betrachten wir die Welt da 
draußen als das, was sie ist: eine öffent-
liche Sache!

KRITERIEN 

•	 Explizite Auseinandersetzung mit dem 

Ausschreibungsthema 

•	 Originalität und Qualität der Umsetzung 

•	 Tirolbezug 

•	 Realisierung des Projekts in Tirol im 

Jahr 2019 

•	 Sensibilität in Bezug auf Genderfragen 

und gesellschaftliche Ausschlussme-

chanismen bei der Formulierung, Kon-

zeption und Umsetzung des Projekts 

NEU: ONLINE-EINREICHUNG 
Die deutschsprachige Projekteinreichung bit-

te im pdf-Format per E-Mail an office@tki.at 

schicken: 

•	 Formular mit den Basisdaten (Down-

load: www.tki.at) 

•	 Ausführliche Projektbeschreibung (max. 

5 Seiten) 

•	 Kosten- und Finanzierungsplan 

•	 Zeitplan für die Umsetzung des Projekts 

•	 Informationen zu den Projekteinreicher

Innen 

WER KANN EINREICHEN? 

Gemeinnützige Kulturvereine und Arbeitsge-

meinschaften sowie Einzelpersonen 

WER KANN NICHT EINREICHEN? 

•	 Gebietskörperschaften, parteipolitische 

oder religiöse Organisationen sowie 

kommerzielle KulturveranstalterInnen 

und Unternehmen 

•	 Laufende, abgeschlossene oder bei TKI 

open bereits geförderte Projekte (Wie-

derholungsprojekte) 

•	 Projekte, die bereits eine Förderung der 

Kulturabteilung des Landes Tirol erhal-

ten 

DOTIERUNG 

TKI open 19 ist mit 68.500 Euro an Fördermit-

teln des Landes Tirol dotiert. Eine Ausfinan-

zierung der ausgewählten Projekte durch TKI 

open ist möglich.

JURY 

Eine überregional besetzte Fachjury wählt 

in einer öffentlichen Jurysitzung die über-

zeugendsten Projekte aus und schlägt diese 

dem Land Tirol zur Förderung vor. Pro Einrei-

cherIn kann maximal ein Projekt ausgewählt 

werden. 

TERMINE 

•	 Einreichfrist: Sonntag, 14.10.2018,  

24 Uhr 

•	 Öffentliche Jurysitzung: Samstag, 

10.11.2018 

UNTERSTÜTZUNG FÜR 
EINREICHER/INNEN 

•	 Info- und Beratungstermin: Freitag, 

28.9.2018, 17 Uhr, Die Bäckerei, Inns-

bruck 

•	 Trainingslager zu Förderungen in Kunst- 

und Kultur (Workshop): Freitag/Sams-

tag, 5./6.10.2018. Inhalt: Infos zu Kultur-

förderungen, Übersetzung der Projekt

idee in ein professionelles Förderansu-

chen 

•	 Details und Anmeldung: www.tki.at  

RECHTLICHE BEDINGUNGEN 

EinreicherInnen entsteht durch die Einrei-

chung eines Projekts kein Rechtsanspruch. 

Die Jury entscheidet unter Ausschluss des 

Rechtswegs. Die finanzielle Abwicklung der 

ausgewählten Projekte erfolgt direkt über die 

Kulturabteilung des Landes Tirol. 

EIGENHONORARE 

EinreicherInnen ohne Verein beachten bitte 

die Bestimmungen zu den Eigenhonoraren 

(Details auf www.tki.at). Bei Fragen können 

Sie uns auch persönlich kontaktieren – wir 

beraten Sie gerne! 

KONTAKT UND INFORMATIONEN 

TKI – Tiroler Kulturinitiativen 

Helene Schnitzer 

Dreiheiligenstrasse 21a, 6020 Innsbruck 

0512 586781, office@tki.at, www.tki.at
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Annemarie Regensburger, geb. 1948 in Stams, lebt in Imst. Schreibt seit 1980 Lyrik/
Kurzprosa im Dialekt und in Schriftsprache, stets mit einem scharfen Blick auf sozi-
ale Missstände. 2003 wurde sie zur Mitbegründerin von WORTRAUM, einer Platt-
form für Oberländer Autorinnen, um im Tiroler Oberland der Literatur einen Raum zu 
bieten.
Ihr bewegtes Leben kann in ihrem 2013 erschienen autobiographischen Roman  
„Gewachsen im Schatten – Geschichte einer Befreiung“ nachgelesen werden.

Verliererinnen
Putzfrauen
Pflegerinnen
Prostituierte
Geflüchtete

von überall her
schutzlos
da wie dort

Kinder
Küche
Religion

System
funktioniert
auch heute

Nein
Du
brauchst nicht lernen
du heiratest
wirst Besitz des Mannes
bei Tag am Herd
nachts im Bett -
deine Pflicht
gebären, versorgen
pflegen -
und wenn du alt
unsichtbar sein -
und immer wieder
Frauen
Systemerhalterinnen

Frauenvolksbegehren
Begehrt 
das Volk
begehren Frauen
begehrt
das Frauenvolk
oder
das ganze Volk –
wer begehrt
hat einen Mangel
noch immer nicht
ausbegehrt
das Begehren
unerhört

ANNEMARIE REGENSBURGER
Schriftstellerin, Lyrik, Prosa in Dialekt und Schriftsprache

Foto: privat



Heft 3/18 47

LISTE DER GRAUSLICHKEITEN
Kürzungen für Frauenvereine bis zur Existenzvernichtung
Monika Jarosch

Vielen Frauenvereinen wurden in den 
letzten Wochen ihre Förderungen ge-
kürzt. Es sind keine hohen Beträge, aber 
sie treffen diese Vereine hart, die schon 
immer mit sehr geringen Förderungen 
auskommen mussten. Frauen arbeiteten 
hier aus Engagement und Begeisterung 
für eine bessere Welt schon immer mehr 
ehrenamtlich als bezahlt. Es war bisher 
schon schwierig, mit so kleinen Budgets 
etwas weiter zu bringen. Jetzt wissen 
viele nicht, wie es weitergehen soll. Die 
gegenwärtigen Streichungen von der 
Bundesseite her sind existenzbedro-
hend.
Die Kürzungen werden vom Frauenminis
terium mit „Umschichtungen“ begrün-
det. Diese Umschichtungen zeigen eines 
deutlich: Explizit feministische Vereine 
trifft es am stärksten.
Das FrauenLesbenZentrum in Innsbruck 
erhält gar nichts mehr. Gekürzt wurden 
der seit 1974 existierende Arbeitskreis 
Emanzipation und Partnerschaft (AEP) 
in Innsbruck, der eine Familienberatung 
und eine Frauenbibliothek mit feminis-
tischer Bildungs- und Kulturarbeit be-
treibt. Der feministisch-entwicklungs-
politischen Zeitschrift „Frauen*solidari-
tät“ wurde die Förderung des Frauenmi-
nisteriums komplett gestrichen, ebenso 
dem Wiener Verein „Frauenhetz“, der 
wie der AEP feministische Bildungs- und 
Kulturarbeit betreibt, der Zeitschrift 
„L'Homme“, Europäische Zeitschrift für 
feministische Geschichtswissenschaft 
sowie dem Magazin „an.schläge“. Auch 
dem Frauenarbeitskreis der „Österrei-
chischen Berg- und Kleinbäuer_innen 
Vereinigung“ (ÖBV-Via Campesina Aus-
tria), der seit fast 30 Jahren emanzipa-

torische Bildungsarbeit für Frauen am 
Land betreibt, wurde die bisherige Un-
terstützung auf die Hälfte gekürzt. Von 
einer gänzlichen Streichung der bishe-
rigen Förderung ist der Verein „One Bil-
lion Rising Austria“ (OBRA) betroffen. 
OBRA setzt sich im öffentlichen Raum 
für ein Ende der Gewalt an Frauen* und 
Mädchen* ein. Und es gibt noch viele 
Frauenorganisationen, die schlichtweg 
nicht die Ressourcen haben um auf ihre 
Kürzungen und Streichungen öffentlich 
zu reagieren.
Mit „Förderung der Gleichberechtigung 
von Frauen und Männern“ – so der Auf-
trag in der österreichischen Verfassung 
– hat das alles nichts zu tun.
Diese Kürzungen reihen sich nahtlos 
ein in all die Vorhaben und neuen Rege-
lungen der Bundesregierung, die nichts 
anderes zum Ziel haben: nämlich die bis-
herigen Errungenschaften für Frauen zu-
nichte zu machen.

Grauslichkeiten der 
türkis-blauen Bundesregie-
rung in der Frauenpolitik

Verschiedenheit zwischen  
Männern und Frauen als Pflicht
– so steht es im Regierungsprogramm. 
Nur wenn Frauen verschieden sind, ha-
ben sie Würde. Dies ist eine Drohbot-
schaft, die wirklich ernst genommen 
werden muss. Die Aussage über die Ver-
schiedenheit von Frauen kann als eine 
Gegenideologie nicht nur gegen Gleich-
stellungspolitik im engeren Sinne, son-
dern gegen die Politik der Modernisie-
rung der österreichischen Gesellschaft 
seit den 1970er Jahren gesehen werden.

Konservatives Familienmodell im 
Regierungsprogramm
Familie sei „Gemeinschaft von Frau und 
Mann mit gemeinsamen Kindern als na-
türliche Keimzelle und Klammer für eine 
funktionierende Gesellschaft und Ga-
rant unserer Zukunftsfähigkeit“. Dies 
ist ein Familienmodell, das Alleinerzie-
hende und Regenbogenfamilien diskri-
miniert und das völlig an der Realität in 
unserer Gesellschaft vorbei geht.

Familienberatungsgelder gekürzt
Die aktuellen (gesetzlich vorgeschrie-
benen!) Förderraten sind nun tatsäch-
lich – ohne jede vorherige Ankündigung 
überfallsartig und ohne jede Erklärung(!) 
um 8 % gekürzt worden. 18.000 Fami-
lien sind davon betroffen – 26.000 Be-
ratungsstunden müssen österreichweit 
eingespart werden. „Familienberatungs-
stellen sollen mit ihrem niederschwel-
ligen Angebot die körperliche, soziale 
und psychische Gesundheit von Fami-
lien, Paaren und Kindern in Österreich 
absichern“. So steht es im Gesetz.

Einschränkungen beim 
Gewaltschutz
Es soll im Gewaltschutz „umgeschichtet“ 
werden. Doch wird auch dem Verein „One 
Billion Rising Austria“ alles gestrichen. 
Ebenso gestrichen die Zusammenarbeit 
mit der Polizei seitens der Frauenhäuser 
(Trainerinnengeld für Polizeischulungen 
zu häuslicher Gewalt). Die Polizei zieht 
sich aus den sogenannten Marac-Konfe-
renzen zurück, die sämtliche Helfer*innen 
– von der Polizei bis zum Frauenhaus – 
versammelten, um in Hochrisikofällen die 
Gefahren für Opfer häuslicher Gewalt ab-
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zuwenden). Und in den nächsten 4 Jahren 
sind nur 100 Gewaltopferplätze mehr in 
Österreich vorgesehen – nur ein Tropfen 
auf den heißen Stein.

„Familienbonus“
Als Steuerabsetzbetrag kommt der Fa-
milienbonus nur jenen zugute, die Lohn- 
bzw. Einkommenssteuer bezahlen. Für 
viele Familien ist es ein Familien-Malus, 
da sonstige Steuervergünstigungen, 
wie Absetzbarkeit der Kinderbetreuung 
wegfallen. Frauen fallen weit seltener 
in die begünstigten Steuergruppen. Der 
Familienbonus ist ein negativer Anreiz 
für die Erwerbstätigkeit der jeweiligen 
(zumeist weiblichen) PartnerInnen und 
wirkt als Prämie für das männliche Fa-
milienernährer-Modell. Es ist schlicht 
und einfach eine Steuererleichterung 
für besser Verdienende.

Mindestpension neu
Bei der geplanten Mindestpension neu 
werden Kindererziehungszeiten nicht 
berücksichtigt – wenige Frauen werden 
40 Jahre durchgängige Arbeitszeit vor-
weisen können, also geringe Mindest-
pension.
Wer nicht ausreichend Deutsch oder 
Englisch kann, keinen Pflichtschulab-
schluss hat, der/die müssen nun mit 583 
Euro überleben.
Kinderreiche Familien bekommen viel 
weniger, bei fünf Kindern sind es 776 
Euro weniger. Schon jetzt können es 
sich viele Familien nicht leisten ihre Kin-
der bei Schulaktivitäten anzumelden.

Weniger Geld für Kindergärten
Der Bund stellt den Ländern statt wie 
zuvor 140 Millionen nur mehr 110 Mil-

lionen für die Kinderbetreuung zur Ver-
fügung. Zynisch: Es gebe keinen Bedarf 
mehr bei der Betreuung von Drei- bis 
Fünfjährigen. Dabei besonders perfide: 
die Junktimierung der spärlichen Mit-
telvergabe mit dem Kopftuchverbot für 
Mädchen.

Kürzung der Mittel für den 
Ausbau der schulischen 
Nachmittagsbetreuung
Die zum Ausbau der ganztägigen Schul-
formen bis 2025 vorgesehenen Mit-
tel mit dem Ziel, die Betreuungsquote 
von derzeit 20 auf 40 Prozent der Schü-
ler*innen an den Pflichtschulen zu stei-
gern, wurden bis 2032 gestreckt und da-
mit um die Hälfte gekürzt.

12-Stundentag
Unter diesem Titel werden die noch 
bestehenden Hürden für den 12-Stun-
den-Arbeitstag und die 60-Stunden-Ar-
beitswoche abgebaut. Dies betrifft 
Frauen und Männer. Frauen jedoch be-
sonders, die immer noch den Großteil 
der familiären Arbeit leisten oder dann 
bei einem 12-Stundentag des Mannes 
diese Arbeit zusätzlich übernehmen 
müssen. Auch wenn dies auf freiwilli-
ger Basis erfolgen soll, werden Frauen 
die ersten sein, die nicht länger arbei-
ten können und daher von den flexib-
leren Männern verdrängt werden. Wie 
soll sich Kinderbetreuung bei einem 
12-Stunden-Arbeitstag ausgehen? Wer 
macht die unbezahlte Arbeit (Hausar-
beit, Pflege, Kinderbetreuung)?

Streichung der Notstandshilfe
Mit der geplanten Streichung der Not-
standshilfe und deren Ersatz durch die 

Mindestsicherung neu wird die erst vor 
einem Jahr aufgehobene frauendiskri-
minierende Anrechnung des Partnerein-
kommens wieder eingeführt.

Gleichstellung als 
Unterrichtsprinzip gekippt
Ein Ziel dieses Prinzips war u.a. „Be-
wusstmachung von alltäglichen Formen 
von Gewalt und Sexismus in der Schule, 
am Arbeitsplatz, in den Medien.

Angriff auf geschlechtergerechte 
Sprache
Einschränkung des geschlechterge-
rechten Sprachgebrauchs an Schulen 
und Universitäten, verbindliche Ver-
wendung des generischen Maskulinums 
und Untersagung der Verwendung des 
Binnen-I oder die Nennung beider Ge-
schlechter auch in abgekürzter Form im 
Verteidigungsministerium.

Was tun?
Diese Liste der Grauslichkeiten ist nicht 
vollständig und sie wird wahrscheinlich 
fortgesetzt werden. Probleme der Ge-
walt gegen Frauen und der Diskriminie-
rung von Frauen werden im Regierungs-
programm nur auf Flüchtlinge projiziert 
und damit abgelenkt von der allgegen-
wärtig existierenden Gewalt gegen 
Frauen. Die Kürzungen, die Flüchtlinge 
betreffen, können hier gar nicht aufge-
zählt werden.
Monat für Monat geht die Regierung 
mit neuen Maßnahmen an die Öffent-
lichkeit. Allen neuen Maßnahmen und 
Gesetzesvorlagen ist eines gemein-
sam: Sie sind zutieftst frauenfeindlich 
und greifen den in der Verfassung ver-
ankerten Grundsatz der Gleichberechti-
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gung und die Verpflichtung zur Gleich-
stellung massiv an.
„Solche Maßnahmen, inklusive Zwölf-
stundentag, treffen und betreffen mehr-
heitlich Frauen; sie sollen wieder ver-
stärkt und flexibel zur Verfügung ste-
hen, wo man sie gerade braucht – für 
die Kinder, die Familie, die Pflege, die 
Wirtschaft. … das Abdrehen einer er-
folgreichen Arbeit [fügt sich] in eine Rei-

he von Entscheidungen, die an der Wie-
derherstellung eines Frauenbildes ar-
beiten, wie es sich die rechtskonserva-
tive Regierung so vorstellt.“*

Es muss immer wieder auf diese 
frauenfeindliche Politik hingewie-
sen werden, immer wieder aufs 
Neue, die Liste verlängert sich 
Monat für Monat.

ANMERKUNG
*derstandard.at /2000084351655/Gewalt-
schutz Kommentar der anderen. 30.7.2018, Chri-
stine Stromberger
Quellen: Eigene Recherche und „Max Preglaus 
Regierungs-Watch“ mit Dank an Max Preglau. 
https://www.uibk.ac.at/soziologie/dokumente/
pdf/mitarbeiter/team/info_fpoe_preglau_max.
pdf

Bogner-Strauß will  
Förderungen 2019 für  
Frauenvereine weiter kürzen
Auf die Frauenvereine kommen nächstes 
Jahr weitere Förderkürzungen zu. Der 
Budgetplan für 2019 sieht 230.000 Euro  
weniger vor, wie das Frauenministeri-
um der APA bestätigte. Ministerin Juli-
ane Bogner-Strauß (ÖVP) sprach zuletzt 
von einem „Fokus“ auf den Bereich Ge-
waltschutz. Vertreterinnen der Gewalt-
schutzzentren weisen diese Darstellung 
aber zurück und kritisieren das Vorge-
hen der Regierung.
Das Förderbudget des Frauenministeri-
ums wurde heuer bereits um 179.000 Euro  
gekürzt, 2019 fallen noch einmal 
230.000 Euro weg. Dann stehen knapp 
5,3 Millionen Euro für Fraueninitiati-
ven zur Verfügung. 2017 waren es noch  

6,1 Mio. Euro. Bogner-Strauß begründe-
te die Kürzungen zuletzt damit, dass die 
Mittel zu den Gewaltschutzzentren um-
geschichtet würden. Vertreterinnen der 
Gewaltschutzzentren übten dennoch 
deutliche Kritik am Vorgehen der Regie-
rung. Sie haben im Juli von einem gra-
vierenden Anstieg an Hochrisikofällen 
und Tötungsdelikten gesprochen und 
deutlich mehr Budget gefordert. Dass 
das Ministerium die Kürzungen bei Frau-
eninitiativen nun mit „Umschichtungen“ 
in den Gewaltschutz begründet, sei un-
verständlich. Bei den zusätzlichen Mit-
teln handle es sich nur um die vertrag-
lich zugesicherte Inflationsabgeltung. 
Das Geld dient demnach hauptsächlich 
zur Abgeltung der steigenden Personal-
kosten der Opferschutzeinrichtungen. 
Gleichstellungspolitik soll nicht in Kon-

kurrenz zu Gewaltschutz stehen, denn 
Gewalt an Frauen und Gewalt in der 
Familie sei nur ein Bereich der Gleich-
stellungspolitik. Nötig wären etwa auch 
Mittel für Bewusstseinsbildung und 
Aufklärung.
Kritik kommt auch vom Frauenvolksbe-
gehren mit einer Rücktrittsaufforde-
rung: Die Kürzungen der Förderungen für 
Frauenorganisationen hätten System 
und seien ein Angriff auf die unab-
hängige Frauenbewegung. Die frühere 
Frauenministerin Gabriele Heinisch- 
Hosek: „Diese Regierung macht Poli-
tik gegen die Frauen. Anstatt deren Le-
bensverhältnisse zu verbessern, wer-
de bei Kinderbetreuung gekürzt, wür-
den die Mittel für Ganztagesschulen 
halbiert und der 12-Stunden-Arbeitstag 
eingeführt.“ (APA 1.8.2018, TT 7.8.2018)
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Die feministische Szene Österreichs 
befürchtete – nachdem für viele frau-
enspezifische Organisationen die Ant-
worten auf die Förderansuchen seitens 
der Bundesregierung auf sich warten 
ließen oder sogar bis jetzt noch nicht 
eingegangen sind – schon seit Monaten 
jene Kürzungen, die nun raue Realität 
geworden sind.

Im Budgetentwurf werden 
weder Gewaltschutz noch 
Gleichstellung adäquat 
berücksichtigt
Als im April das Budget für „Frauenan-
gelegenheiten und Gleichstellung“ von 
der Bundesregierung behandelt wurde 
und Kürzungen in diesem Bereich fest-
standen, berichteten einzelne Medien 
darüber.
•	 „So werden Frauen von der  

Regierung im Stich gelassen
Im aktuell diskutierten Budgetent-
wurf werden weder Gewaltschutz 
noch Gleichstellung adäquat be-
rücksichtigt, warnt die Allianz ,Ge-
waltfrei leben’. Um Frauen und Kin-
der vor Gewalt schützen zu können, 
bräuchte es 21-mal so viel Geld wie 
geplant“, Jelena Gučanin, Wiene-
rin, 13.04.2018

•	 „Budget 2018/19: Bei der 
Gleichstellung wird gekürzt –  
Frauen als Verliererinnen
Frauenring kritisiert anlässlich der 
Budgetdebatten im Parlament den 
unfairen Familienbonus und feh-
lende Mittel für Gewaltschutz und 
fordert mehr Geld für Gleichstel-
lungsagenden“, Presseaussendung,  
Österreichischer Frauenring,
10.04.2018

Die Kürzungen erreichen die 
breite Öffentlichkeit
Mitte Juli wurde es schließlich lauter 
um dieses Thema. Nach und nach wurde 
das Ausmaß der Entwicklungen sicht-
barer. Immer mehr Kürzungen von fe-
ministischen Projekten und Organisati-
onen wurden bekannt und drangen an 
die Öffentlichkeit.
In einer gemeinsamen Presseerklärung 
machten der Frauenarbeitskreis der 
Österreichischen Berg- und Kleinbäu-
er_innen Vereinigung, die Frauenhetz, 
die Frauen*solidarität, der Arbeitskreis 
Emanzipation und Partnerschaft – AEP, 
One Billion Rising Austria (OBRA) und 
WIDE – Entwicklungspolitisches Netz-
werk für Frauenrechte und feminis
tische Perspektiven auf die Kürzungen 
aufmerksam. Zudem wurden struktu-
relle Maßnahmen seitens der Bundesre-
gierung wie die Auflösung der Abteilung 
„Gender Mainstreaming – Gleichstel-
lung und Schule“ (Woman, 19.07.2018) 
und der Rückzug der Polizei aus einem 
erfolgreichen Gewaltschutzprojekt für 
Frauen publik.
Am 17. Juli wandte sich der Österrei-
chische Frauenring mit einem offenen 
Brief an die Mitglieder der Bundesregie-
rung an die Öffentlichkeit und löste da-
mit Debatten in den Medien aus.

•	 „[...] In Ihrem Regierungsprogramm 
betonen Sie vielfach die Wichtigkeit 
und Bedeutung der Familien und 
Kinder, Sie betonen, wie sehr Ihnen 
Familien am Herzen liegen und wie 
sehr Sie Familien unterstützen wol-
len und werden. [...] Frauen sind Teil 
der Familie, Kinder sind Teil der Fa-
milie, Mütter sind Teil der Familie, 

alleinerziehende Mütter sind Teil 
der Familie. Dennoch lassen Sie es 
zu, dass heuer die Mittel für Fami-
lienberatungsstellen um 4,2% ge-
kürzt werden und damit auch für 
zahlreiche Frauenberatungsstellen. 
Viele Familienmitglieder, Eltern, 
Männer und Frauen, Erziehungsbe-
rechtigte, die Hilfe für sich selbst 
oder für ihre Kinder benötigen, wer-
den vor die Tür gestellt werden und 
erhalten keine Unterstützung mehr! 
Dennoch lassen Sie es zu, dass 
Frauenorganisationen und Frauen-
projekten die bisher bewilligten und 
angesuchten Förderungen gestri-
chen oder gekürzt werden! Dennoch 
lassen Sie es zu, dass noch immer 
Informationen über Förderungen 
aus dem Familienressort fehlen! Es 
ist bereits Juli und viele Organisa-
tionen müssen seit Anfang Jänner 
Personalkosten vorfinanzieren und 
wissen nicht, ob ihnen auch diese 
Förderungen gestrichen werden. [...] 
Mit geringen öffentlichen Förder-
mitteln wird seit Jahren und Jahr-
zehnten unverzichtbare Arbeit für 
unsere Gesellschaft geleistet. [...] 
Wir appellieren an Ihre politische 
Verantwortung und fordern Sie auf, 
das Budget für Gleichstellungspoli-
tik und Gewaltprävention dringend 
um das 21-fache zu erhöhen! Mit 
einem Budget von 10 Millionen Euro 
kann diese Arbeit nicht geleistet 
werden. [...]“, Offener Brief, Öster-
reichischer Frauenring, 17.07.2018 
(Auszüge)

Die Kürzungen seitens des Frauenmi-
nisteriums und die Presseaussendung  

MEDIENECHO ZUR FRAUENPOLITIK DER 
SCHWARZ-BLAUEN BUNDESREGIERUNG
Andrea Urthaler
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erhielten ein breites Medienecho. 
Große Teile der nationalen Presse von 
Standard bis Kurier griffen das Thema 
auf. Aber auch regionale Medien be-
richteten über die Kürzungen und in den 
Sozialen Medien wurde teils heftig dis-
kutiert. „Kürzungen bei Frauenorganisa-
tionen ,existenzbedrohend’“, „Kritik an 
Kürzungen bei Frauenorganisationen“, 
„Feministische Organisationen protestie-
ren gegen Förderkürzungen“, lauteten 
die dazugehörigen Überschriften.
Besonders ausführlich berichtete 
Beate Hausbichler vom Standard 
über die Entwicklungen:
•	 „Wie die Regierung jahrzehn-

telange feministische Arbeit 
kaputtspart
Geht es in diesem Tempo weiter, 
werden wir uns noch wundern, wie 
schnell gesellschaftspolitischer 
Fortschritt zerstört werden kann“, 
dieStandard, Blog Beate Hausbich-
ler, 18.07.2018
„Kürzungen für Frauenvereine: 
Mit Eifer gegen Feminismus 
Es zeigt sich, dass Gleichberech-
tigung für die türkis-blaue Regie-
rung nur einen Zweck hat – und 
der hat mit feministischer Frauen-
politik nichts zu tun“, dieStandard, 
Kommentar Beate Hausbichler, 
26.07.2018

•	 „Denkarbeit für Gleichberech-
tigung ist bedroht“

•	 dieStandard, Interview Beate 
Hausbichler mit Birgit Sauer, 
26.07.2018

Am 19. Juli blickt Theresa Aigner in 
der Zeitschrift Woman auf eine frauen-
politisch bewegte Woche zurück und 

fragt sich, ob Österreichs Frauenpolitik 
an ihr Ende gebracht wird. In ihrem Ar-
tikel berichtet sie sehr ausführlich über 
die derzeitigen Entwicklungen „vom fi-
nanziellen Kahlschlag bei den Frauen-
organisationen bis hin zur Auflösung ei-
ner eigenen Abteilung für ,Gender Main
streaming’ im Bildungsministerium.“ Am 
Ende des Artikels geht sie auf die frag-
würdige Kommunikation des Frauenmi-
nisteriums ein.

•	 „Irritierend ist bei all dem nicht nur 
die politische Herangehensweise, 
sondern auch die kommunikative. 
Wie bereits erwähnt, wurden zahl-
reiche betroffene Organisationen zu 
einem sehr späten Termin über die 
Kürzung oder komplette Streichung 
der finanziellen Mittel informiert 
bzw. wissen sie nach wie vor nicht, 
ob sie von Kürzungen betroffen sind 
und wie es weiter geht. [...] Und 
auch wenn man als Journalistin die-
sen Dingen nachgehen will, wird es 
einem nicht gerade leicht gemacht. 
[...]“, Woman, 19.07.2018

Die Tiroler Tageszeitung berichtet über 
die Streichung der Förderung seitens 
des Frauenministeriums für das hiesige 
autonome FrauenLesbenzentrum: „Ex-
klusivem Frauenraum in Innsbruck droht 
Aus. Der Bund streicht unerwartet die 
jährlichen 5.000 Euro Subvention für das 
Autonome Frauen-Lesben-Zentrum in 
Innsbruck.“ (TT, 20.07.2018).

Initiatorinnen des Frauen*-
Volksbegehrens fordern 
den Rücktritt von Juliane 
Bogner-Strauß
Im Zuge dieser Entwicklungen forderten 
die Initiatorinnen des Frauen*Volksbe-
gehrens den Rücktritt von Familien- und 
Frauenministerin Juliane Bogner-Strauß 
(ÖVP) und starteten eine diesbezügliche 
Petition. Bogner-Strauß mache Politik 
für „die oberen 10.000“ und schwäche 
die Frauenrechte.
Obwohl die Medien selbst entweder 
rein informativ oder zugunsten der Fe-
ministinnen berichteten, gab es nicht 
nur Zusprüche seitens der Leser*innen. 
Viele – natürlich anonyme – Kommen-
tare äußerten nicht nur Kritik, sondern 
kamen Hasspostings mindestens nahe.
Unmittelbar vor Redaktionsschluss die-
ser AEP Ausgabe, am 28. Juli, meldete 
sich Juliane Bogner-Strauß zu Wort und 
versuchte die Förderkürzungen durch 
bereits bekannte Argumente in keines-
wegs überzeugender Form zu „verteidi-
gen“:
•	 „Es gebe einen Fokus auf den Ge-

waltschutz, verwies sie im Ö1-Mit-
tagsjournal. [...] Nun habe es eine 
,geringfügige’ Umschichtung in 
Richtung Gewaltschutz gegeben“, 
berichten etwa die Salzburger 
Nachrichten am 28.07.2018

Die Debatte ist hiermit keineswegs zu 
Ende – wir befürchten, es wird noch 
Schlimmes auf uns zukommen.
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AEP: Unsere Gesellschaft ist geprägt 
von sehr vielschichtigen Gewalt- und 
Machtverhältnissen und damit auch von 
unterschiedlichen Formen der Diskrimi-
nierung. Das Frauen*Volksbegehren 2.0 
möchte eines für alle* sein. Wie kann 
diese komplexe Utopie in konkrete For-
derungen eines Frauen*Volksbegehrens 
gegossen werden? Welche Abstriche 
mussten bei der Formulierung gemacht 
werden? Und warum denkt ihr, dass es 
dennoch eines für alle* ist?
LENA JÄGER: Ich erlaube mir zu Beginn 
eine persönliche Anmerkung voran zu 
stellen: Ich gebe dieses Interview zwar 
als Projektleiterin und als eine der Initia
tor*innen der ersten Stunde, aber auch 

aus meiner persönlichen Sicht und mei-
nen Erfahrungen als lesbische, queer- 
feministische Frau*, als stark überge-
wichtige Frau*, die alltägliche Diskri-
minierungen auf Grund ihres Körpers 
kennt, und als eine kämpferische Frau*, 
die wie viele andere unserer Gruppe, 
stets generell gesellschaftliche Dyna-
miken, aber auch die eigenen Privile-
gien hinterfragt. Ich beantworte also 
alle Fragen aus mehreren Perspektiven 
heraus und verweise darauf, dass das 
Frauen*Volksbegehren hunderte ver-
schiedener Perspektiven vertritt.
CHRISTIAN BERGER: Unsere Forde-
rungen betreffen unterschiedliche Men-
schen in unterschiedlichen Lebens- und 

Politikbereichen. Dass sich nicht jede 
Person von jeder Forderung gleicherma-
ßen angesprochen fühlt, ist sowohl auf 
sprachlicher als auch auf inhaltlicher 
Ebene naheliegend. Gleichheit, Viel-
falt, Inklusivität stehen darüber hinaus 
in einem Spannungsfeld, dessen wir uns 
bewusst sind. Zwischen diesen Werten 
und Zielen eine Übereinkunft zu finden 
und sie populär zu machen, war und ist 
eine Herausforderung, der wir uns ge-
stellt haben und weiterhin gerne stel-
len.
AEP: Könnten bei der Forderung Vielfalt 
leben nicht die Sichtbarkeit von Migran-
tinnen*, Frauen* mit Behinderung und 
Frauen* verschiedenen Alters und Aus-

DAS FRAUEN*VOLKSBEGEHREN – EINES FÜR ALLE
Lena Jäger und Christian Berger im Gespräch über das unmögliche Unterfangen, 
Utopien abzubilden und es allen Recht zu machen

Foto: Frauen*volksbegehren
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sehens in Medien und Bildung deutlicher 
benannt und gefordert werden?
LENA JÄGER: Wir leben in einer sehr 
komplexen Welt. Ich komme aus einem 
Elternhaus, in dem Ausgrenzung und 
Marginalisierung von Minderheiten, ge-
rade von Menschen mit Migrationsbio-
graphie oder mit körperlichen und gei-
stigen Beeinträchtigungen immer The-
ma war. In meiner Familie gibt es eini-
ge Pflegekinder mit geistigen und kör-
perlichen Beeinträchtigungen und Päda-
gog*innen, die in integrativen Projekten 
arbeiten. Ich persönlich mag den Begriff 
der Beeinträchtigung schon nicht. Mei-
ne Erfahrung aus dem Leben und Arbei-
ten mit „beeinträchtigten“ Menschen 
ist, dass jede „Schwäche“, die wir ha-
ben, immer auch als Ausgleich eine 
„Stärke“ in einem anderen Bereich mit 
sich bringt.
Natürlich ist es gut, dass wir im Bereich 
Diversität und Inklusion mittlerweile 
eine sehr differenzierte Sprache benut-
zen, gerade um die verschiedenen Grup-
pen sichtbar zu machen. Dieses Anlie-
gen haben wir als Initiator*innen immer 
verfolgt. Und für mich persönlich ist die 
Forderung Vielfalt leben immer eine der 
wichtigsten gewesen. Wenn in sämt-
lichen Medien unsere bunte Gesell-
schaft mit kleinwüchsigen Menschen, 
wie es zwei meiner Geschwister sind 

oder mit verschiedenen Körperformen, 
damit auch kräftige Frauen, wie ich, ab-
gebildet werden würden, hätte das ei-
nen positiven Effekt auf alle von uns. 
Wenn als Eltern auch ab und zu zwei 
Frauen* oder zwei Männer* gezeigt 
werden, werde ich als lesbisch lebende 
Frau auch angesprochen.
Das ist die Vision – dafür kämpfen wir. 
Aber ich habe auch die Erfahrung ge-
macht, dass um so mehr der marginali-
sierten und ausgegrenzten Gruppen ge-
nannt werden, desto mehr fühlen sich 
nicht gesehen, eben weil sie nicht ex-
plizit genannt wurden. Es gibt also nur 
zwei Möglichkeiten: Entweder Über-
gruppen zu bilden oder eine Fußnote 
zu machen und alle zu nennen um dann 
doch wieder festzustellen, welche ver-
gessen zu haben.
Also stellt sich hier die Frage, wie wir 
diese komplexe Situation abbilden, und 
das mit möglichst wenig Text, und ver-
ständlich soll es ja auch noch sein.
Das Frauen*Volksbegehren hat sich hier 
entschieden eine Vision zu benennen. 
Wir wissen und erkennen an, dass inner-
halb der Gruppe Frauen*, die als Ganzes 
Diskriminierung vielfältigster Art auf 
Grund des Geschlechtes erlebt, viele 
Frauen* sind, die Mehrfachbenachtei-
ligung erfahren. Was wir nicht wollen 
ist zu werten und bewerten, welche der 

Mehrfachbenachteiligung wie schwer 
wiegt. Das ist eine sehr schwierige Dis-
kussion, bei der am Ende in meinen Au-
gen eigentlich immer alle verlieren. Am 
Ende können wir jede nicht vorhandene 
Mehrfachdiskriminierung als Privileg 
bezeichnen. Unserer Privilegien sollten 
wir uns bewusst sein, wir können sie 
aber weder ablegen noch tauschen.
Hier hilft am Ende nur die Idee einer in-
klusiven vielfältigen Gesellschaft, die 
das Frauen*Volksbegehren verfolgt. 
Jeder Mensch ist einzigartig. Wenn 
wir über Benachteiligungen reden mag 
es sinnvoll sein, auf die Zugehörigkeit 
zu bestimmten diskriminierten Grup-
pen hinzuweisen. Trotzdem ist es wich-
tig auch hier immer wieder auf die Ver-
schiedenheit der Menschen innerhalb 
einer solchen Gruppe hinzuweisen. 
Queer-Feministin zu sein bedeutet für 
mich, jede Kategorisierung immer auch 
zu hinterfragen und den höchsteigenen 
Menschen hinter allem zu sehen.
CHRISTIAN BERGER: Was Lena hier 
sehr eindringlich ausgeführt hat ist, 
dass es uns um Gleichheit in der Viel-
falt geht und wie wenig es nützt, un-
terschiedliche Erfahrungen und Positio
nen gegeneinander auszuspielen. Fe-
minismus ist mehr als sichtbare Diver-
sität. Feminismus will Herrschaft und 
Geschlechterhierarchien benennen, ab-

1.–8. OKTOBER 2018 
Eintragungswoche für das Frauen*Volksbegehren 

Wenn bereits eine Unterstützungsunterschrift zwischen 12.2. und 4.4.2018 geleistet wurde, zählt diese  
bereits = nur 1 x unterschreiben! 
Alle Wahlberechtigten ab 16 Jahren können das Frauen*Volksbegehren unterstützen,  
in jedem Gemeindeamt, UNABHÄNGIG VOM WOHNSITZ.
Amtlichen Lichtbildausweis mitnehmen! Auch per Handysignatur oder mit der Bürgerkarte von  
zuhause aus möglich. 
Kontakt: tirol@frauenvolksbegehren.at · www.frauenvolksbegehren.at
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bauen und beseitigen und nicht als so-
ziale Differenzen analysieren und her-
vorheben.
AEP: Könnte die Forderung Selbst  
bestimmen besonders im Kontext von 
Sexualpädagogik mit Kindern und Ju-
gendlichen nicht auch vermehrt auf die 
Verschiedenheit von Begehrens- und 
Beziehungsstrukturen hinweisen und 
Selbstbestimmung in diesem Zusam-
menhang bestärken?
LENA JÄGER: Diese Forderung ist ja 
eine, die auch des Öfteren von Men-
schen aus der Trans-Community kri-
tisiert wurde, als exkludierend. Wir  
haben uns mehr als einmal diesem Dis-
kurs gestellt. Aus Überzeugung. Ich bin 
in der queeren Community verortet, wie 
viele andere Menschen aus dem Vor-
stand und unter unseren aktionistas*, 
dem entsprechend haben wir die Kri-
tikpunkte mehr als einmal eingehend  
diskutiert. Wir nehmen sie ernst. Wir 
bedauern auch, dass Menschen sich 
ausgeschlossen fühlen. Aus diesem 
Grunde sprechen wir immer wieder Ein-
ladungen aus, mitzuarbeiten und dieses 
Frauen*Volksbegehren als eines für alle 
auch zum eigenen Volksbegehren zu ma-
chen. So divers wie unsere Gesellschaft 
ist, so divers wie die Gruppe der Frauen* 
ist, so divers ist auch jede andere Com-
munity, die wir unter einem Namen zu-
sammenfassen. Ich kenne Trans*frauen, 
die sich als Frau und nicht als Frau* se-
hen. Sie hätten sich gewünscht, dass 

wir ein Frauenvolksbegehren sind und 
sie darin inkludiert sind. Das sind sie für 
mich auch. Ebenso gibt es Transfrauen*, 
denen unser Frauen*Volksbegehren mit 
den Forderungen nicht genug ist, sie 
hätten in jeder Forderung extra genannt 
werden wollen, ebenso wie viele ande-
re Communities auch. An dieser Stel-
le haben wir uns für den eingeschla-
genen Weg entschieden. Was bleibt ist 
die Möglichkeit zum Diskurs. Heute und 
morgen.
Ich habe, und ich denke es geht vielen 
der Menschen beim Frauen*Volksbegeh-
ren, die seit Beginn an dabei sind, eben-
so, gelernt, dass wir nur unser Bestes 
geben können. Aus voller Überzeugung. 
Und das tun wir. Ich wie viele hunder-
te anderer beim Frauen*Volkbegehren.
CHRISTIAN BERGER: Wir müssen uns 
auch unserer Grenzen bewusst sein: Wir 
würden daran scheitern, würden wir 
versuchen, als Frauen*Volksbegehren 
jedes berechtigte und wichtige Anliegen 
jeder von Ausgrenzung, Diskriminierung 
und Gewalt betroffenen Person oder 
Gruppe in gleicher Weise einzutreten – 
nicht weil wir es nicht wollen, sondern 
weil wir es nicht können. Wir würden 
an Fokus und argumentativer Schärfe  
einbüßen und vor Aufklärungs- und 
Vermittlungshürden gestellt werden, 
die wir nicht nehmen können. Und wir 
sind der festen Überzeugung, dass un-
ser Versuch, Unterdrückung von Frauen* 
auf ganz unterschiedlichen Ebenen ab-

zubauen, allen zugutekommt, die ein Le-
ben führen, das von der weißen, hetero-
sexuellen, männlichen Norm abweicht.
LENA JÄGER: Wir haben uns bewusst 
entschieden, die Besonderheit eines je-
den Menschen als Mehrwert der Ge-
sellschaft zu nennen. Für echte Vielfalt. 
(so steht es in unserem Forderungsfol-
der bei der Forderung Vielfalt leben.) 
Wir beim Frauen*Volksbegehren reden 
stets von der Gleichwertigkeit aller Ge-
schlechter. Und genau dies ist auch das 
Ziel des Frauen*Volksbegehren. Ein 
Volksbegehren zu sein für alle. #eines-
füralle.
AEP: Wir danken euch für dieses Ge-
spräch und darüber hinaus für euer  
politisches Engagement. Ganz große An-
erkennung für eure Arbeit!

Das Gespräch führten Verena Sperk,  
Tiroler aktionista, und Elisabeth Grabner- 
Niel, Koordinatorin des Frauen*Volksbe-
gehrens in Tirol.

AUTOR*INNEN
LENA JÄGER ist Projektleiterin und eine der 
Erstinitiatorinnen des Frauen*Volksbegehrens, 
umtriebig in Kultur, Bildung und Genuss – im-
mer kompromisslos feministisch.
CHRISTIAN BERGER ist Vorstand und Sprecher 
des Frauen*Volksbegehrens, leitender Redak-
teur der Zeitschrift Politix, Forschungsassistent 
sowohl am Institut für Arbeits- und Sozialrecht 
der Universität Wien als auch in der Abteilung 
Frauen und Familie der Bundesarbeitskammer.
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Der auf den ersten Griff nicht sehr um-
fangreich scheinende Sammelband, der 
aus einer gleichnamigen Tagung im Jahr 
2016 an der Philipps-Universität in Mar-
burg hervorgegangen ist, bietet aber 
dann eine Vielzahl und Vielfalt von „the-
oretischen und empirischen Reflexionen 
über die gegenwärtigen mütterlichen 
Einstellungen und ihre Problemlagen“ (8). 
Die „Diversität in der Auseinanderset-
zung mit Konstruktions- und Erfahrungs-
prozessen“ (9) spiegelt sich auch in der 
unterschiedlichen Sprache der Beiträge 
wider – von sperrig bis leicht lesbar, von 
wissenschaftlichen Abschlussarbeiten 
bis zu Auszügen aus Forschungsprojekten 
und Studien (… manchmal hätte ich mir 
ein noch genaueres Lektorat gewünscht). 
Klar strukturiert und in der relativen Kürze 
der zehn Einzelbeiträge von jeweils um die 
15 bis maximal 20 Seiten werden jedoch 
effizient breit gestreute, aktuelle Infor-
mationen rund um den gemeinsamen „Be-
zugspunkt […], ein konstruktivistisches 
Verständnis von Mutterschaft und der da-
mit verbundenen Handlungsmöglichkeiten 
von Müttern und Familien“ (8), geboten.
Der Sammelband führt vom „Allgemeinen 
ins Besondere“, wenn er im ersten Teil 
„kulturhistorische und gegenwärtige Ein-
stellungen und Politiken“, im zweiten Teil 
den „Zusammenhang von gesellschaft-
lichen Deutungsmustern und subjektiven 
Erfahrungen“ und im dritten Teil „intra-
psychisches und intersubjektives Erleben“ 
angesichts „sich ereignender, verleug-
neter, doppelter oder auch ausbleibender 
Mutterschaft“ thematisiert (9). Die Bei-
träge sind zwar transdisziplinär gedacht, 
aber doch hauptsächlich von Expert*innen 
aus Psychologie, Psychotherapie und Psy-
choanalyse sowie Soziologie (dazu ein-
zelne aus Kommunikationswissenschaft, 

Politologie, Sozialarbeit und Erziehungs-
wissenschaft) verfasst.
„In welcher Weise wird Mutterschaft 
mit Fragen von Gleichheit, Differenz und 
Emanzipation in Verbindung gesetzt?“ 
(15) Dies diskutiert Samira Baig gleich 
eingangs als „Herausforderung an femi-
nistische Theorie“ (15) und kommt zu der 
Kernfrage, was „Mutterschaft bedeutet, 
wenn diese von der Gebärfähigkeit ent-
koppelt ist“ (22). Die Konstruktion dieser 
sozialen ebenso wie der biologischen 
Mutterschaft wird von Janine Schallat 
in doppelten (lesbischen) Mutterschaften 
untersucht. Sie verwendet dazu Familien-
fotografien, die „ein kulturell verankertes 
und bisweilen auch hoch normatives Bild-
archiv bedienen und konstituieren“ (124) 
sowie Paarinterviews als „performative 
Akte“ (124), die als „(Re-)Präsentations-
medium eines Paar- und Familienmodus 
verstanden“ (125) werden. Auf die tradi-
tionelle Sicht- und Lebensweise, d.h. die 
in westdeutschen Elternratgebern auf-
findbaren Mutterschaftskonzepte wirft 
Beatrice Hungerland einen kritischen, 
historischen Blick. Diese Konzepte rei-
chen von der „tüchtigen Versorgerin zu 
(Wieder-)Herstellerin der sozialen Ord-
nung“ (31) in der Nachkriegszeit über die 
„Mutter als Lehrerin“ (33) mit der damit 
einhergehenden „Professionalisierung 
der Erziehung für eine demokratische 
Gesellschaft“ (33) und „Mutter Natur – 
die sanfte Revoluzzerin für eine bessere 
Welt“ (35) bis zur „Verhandlerin und indi-
vidualisierte[n] Grenzzieherin“ (37) anfang 
des 21. Jahrhunderts. Sie kommt zum un-
erfreulichen Schluss: „Noch immer wird 
am ‚Produkt Kind` die Leistung der Mütter 
bewertet.“ (40)
Katharina Mannhart kritisiert, dass sich 
die Psychoanalyse traditionell wenig mit 

der „Subjektposition der Frau als Mutter“ 
(79), sondern primär mit der Beziehung 
zwischen Mutter und Kind beschäftigt 
hat. Sie weist darauf hin, dass drei Dis-
kurse „innerlich und äußerlich ausge-
tragen werden“ (80): erstens der mit der 
eigenen (Kindheits-)Mutter, zweitens der 
mit „sich selbst als Mutter“ (80) und drit-
tens der mit dem eigenen Kleinkind. Eben-
falls drei Diskurse findet Natalie Berner in 
Printmedien: den der „Karriere-Mutter“ 
(50 ff.), den „Kindeswohl-Diskurs“ (51 ff.) 
und den „Vereinbarkeitslügen-Diskurs“ 
(53 ff.), den sie jedoch eng verwoben sieht 
mit dem nicht nur Mütter betreffenden 
„Selbstoptimierungs-Diskurs“ (55), dies 
alles unter der neoliberalen Selbstkon-
trolle, die „strenger als jede Kontrolle von 
außen“ (54) wirkt. Dazu kommt noch der 
„Regretting-Motherhood-Diskurs“ (56 ff.), 
der zum Ziel hat, den „Machtkampf um 
das Mutterbild zu Gunsten einer individu-
ellen Auslegung zu drehen und die Ableh-
nung von Mutterschaft bei bereits beste-
hender Mutterschaft zu legitimieren“ (57). 
Letztere sprechen Merve Winter, Timo 
Storck und Anna Müller-Hermann in ihrer 
Analyse von TV-Serien auch als postpar-
tiale Depression an, die gesellschaftlich 
als Bruch mit dem „Bild der glücklichen 
Mutter“ (113) weitgehend tabuisiert ist. 

Rezensionen

Krüger-Krin, Helga; Wolf, Laura (Hg.innen). Mutterschaft 
zwischen Konstruktion und Erfahrung. Aktuelle Studien und 
Standpunkte
Barbara Budrich Opladen, Berlin 2018, ISBN 9-78-3847-4211-22, 174 S., 26,80 Euro
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Ich selbst muss gestehen, dass ich – mit 
sehr schlechtem feministischen Gewis-
sen – aggressive Gedanken gegenüber 
meiner Tochter vor allem in den Zeiten ih-
rer Pubertät hegte, doch diese Phase der 
Mutterschaft wird leider in dem Sammel-
band nicht angesprochen. Tina Kleikamp 
etwa erwähnt zwar die (internalisierten) 
gesellschaftlichen Ansprüche an Mütter 
betreffs der Erziehung und Förderung ih-
rer Kinder, fokussiert dabei aber auch eher 
auf die ersten Jahre, wenn sie „Mutter-
schaftskonzepte von Akademikerinnen“ 
untersucht (91 ff.).
Mehrfach werden in den verschiedenen 
Beiträgen die leiblichen Erfahrungen 
rund um Schwangerschaft, Geburt und 
Stillen angesprochen, wobei „die sub-
jektiven Körperwahrnehmungen in der 
Schwangerschaft auf komplexe Weise 

mit dem herrschenden geschlechtlichen 
und medizinisch-wirtschaftlichen Dis-
kurs in Bezug stehen“ (155), wie Helga 
Krüger-Kirn betont. Tina Jung beschreibt 
dazu die bedenklichen Entwicklungen in 
der „Geburtshilfe in Zeiten der Ökonomi-
sierung des Gesundheitssystems“ (64) in 
Deutschland, wo die „Geburtsmedizin […] 
nach Pathologien fahndet, Risiken doku-
mentiert und den Schwangerschafts- und 
Geburtsprozess unter ärztliche und tech-
nische Überwachung stellt“ (66). Dies 
alles vor dem Hintergrund des „struktu-
relle[n] Sexismus im Geburtshilfesystem 
[…]“ (76). Karin Dies erhob – nicht wirklich 
im Gegensatz dazu – vor dem Hintergrund 
der „historisch noch jungen Möglichkeiten 
von Frauen, selbstbestimmter für oder ge-
gen Kinder zu entscheiden“ (136), in Inter-
views das „Körpererleben bei ungewollter 

Kinderlosigkeit“ (135 ff.). Sie konstatiert, 
dass „im Zuge der zunehmenden Kontrol-
lierbarkeit von Schwangerschaft“ (144) 
und Empfängnis ein „kulturelles Milieu 
[geschaffen werde], in welchem Kinder-
losigkeit, gewollt wie ungewollt, als Pro-
dukt einer individuellen Wahl angesehen 
werde“ (144). Also: Frau* ist wieder ein-
mal selber schuld …
Mein Fazit: Dieser Sammelband bietet 
spannende Nachdenkimpulse und wich-
tige Infos sowie nicht zuletzt sehr viele Li-
teraturangaben für eine dringend nötige, 
weitere, vertiefende Beschäftigung mit 
den Themen rund um Mutterschaft, wo-
bei deren „körperliche […] Bedingungen 
[…] in den Blick genommen werden kön-
nen und zwar ohne daraus biologistische 
Schlussfolgerungen zu ziehen“ (168).

Sabine Prokop

Geber, Eva. Louise Michel.  
Die Anarchistin und die Menschenfresser
bahoe books Wien 2018, ISBN 978-3-903022-74-4, 338 S., 24,00 Euro

Das vorliegende Buch von Eva Geber ist 
ein biographischer Roman über das Le-
ben von Louise Michel – eine der uner-
müdlichsten Kampfer*innen der sozialen 
Revolution und eine der bekanntesten 
Vertreter*innen des Anarchismus. Die 
Ikone der Pariser Kommune (1871) war 
für die einen eine blutrünstige Wölfin, 
für die anderen die große Bürgerin, die 

rote Jungfrau, die gute Louise. Ihr Mut 
im Kampf und ihre Unerschrockenheit 
vor Gericht sind legendär. Verurteilt zur 
Deportation nach Neukaledonien, suchte 
Louise Michel Kontakt mit der indigenen 
Bevölkerung. Sie erlernte die Sprache der 
Kanak, vermittelte deren Mythen und 
Kultur in zwei Schriften und befürwor-
tete deren antikolonialen Widerstand ge-
gen die Kolonialmacht Frankreich. Nach 
ihrer Begnadigung erfolgte die Rückkehr 
nach Paris. Durch zahlreiche Vorträge 
und ihre aktive Parteinahme für die Rech-
te der Arbeiter*innen und Frauen wurde 
sie zu einer der bekanntesten Vertrete-
rinnen des Anarchismus. Sie überlebte 
einen Mordanschlag, wurde von der Ju-
stiz verfolgt und zwangspsychiatrisiert. 
Obwohl Louise Michel keine Gelegenheit 
ausließ, im Kampf zu sterben, erreichte 
sie ein hohes Alter.
Eva Geber schreibt sympathisch und fes-

selnd – ohne sich durch übertrieben er-
zählerisches Getue behaupten zu wollen. 
Sie tritt als Autorin in den Hintergrund 
und überlässt die Bühne Louise Michel 
und ihrer Sicht der Dinge. Damit ist – oder 
jedenfalls sollte – auch klar sein, dass 
das Buch nicht als Geschichtsbuch mit 
verbuchter Faktenlage (wenn es so et-
was überhaupt geben kann) zu lesen ist. 
Vielmehr geht es darum, die Leser*innen 
miterleben zu lassen, was Louise Michel 
erlebt hat und vor allem wie es ihr dabei 
ergangen ist.
Das Buch thematisiert gesellschaft-
liche bzw. politische Konfliktlinien, die 
immer und zu jeder Zeit aktuell waren 
und in der letzten Zeit vielleicht wieder 
von ganz besonderer Relevanz sind. Es 
geht um geschlechtsspezifische Identi-
tätszuschreibungen und -zumutungen, 
um Konflikte zwischen Nationalstaaten, 
um Verschärfung von Überwachung, 
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schlechtere Löhne für Frauen, globale 
Ausbeutung, um politische Überzeugun-
gen und um die Selbstverortung zwi-
schen Freund*innen, Familie und Gesell-
schaft. Und um menschliche Gräueltaten, 
die man sich nicht vorstellen mag, aber 
vermutlich muss. Im Sinne einer beson-
deren Bewusstseinsbildung empfiehlt 
es sich daher, beim Lesen gelegentlich 
innezuhalten, um sich die heutige Situ-
ation vor Augen zu führen. Zitat: „Die 
Lügen waren so dick, dass sie nur Hohn 

hervorriefen.“ (S. 113) Innehalten muss 
man beim Lesen sowieso, um im Nach-
schlagewerk der Wahl das ein oder an-
dere historische Ereignis nachzulesen. 
Solche führt Eva Geber nämlich ebenso 
selbstverständlich ein wie Personen – 
als würden die geneigten Leser*innen 
die Epoche ohnehin kennen.
Eva Geber hat ein inspirierendes Buch 
über ein bewegtes Leben verfasst und 
Louise Michels fiktivem Monolog über 
ihr Leben und ihren Einsatz für soziale 

Gerechtigkeit und Freiheit – für alle 
Geschlechter, alle Menschen, gleich 
welcher Herkunft, ja auch für die Tiere –  
zugehört und ihn entlang der historischen 
Tatsachen aufgezeichnet. Ein sehr be-
reicherndes, lesenswertes Buch und 
um es mit den Worten von Ruth Klüger 
(Vorwort) zu sagen, „hat man am Ende 
dieses Buches ein bisschen weniger 
Fortschrittsstolz und ein wenig mehr Zu-
kunftshoffnung.“

Isabella Hafele

Sanders, Eike; Achtelik, Kirsten; Jentsch, Ulli. 
Kulturkampf und Gewissen. 
Medizinethische Strategien der Lebensschutz Bewegung
Verbrecher Verlag Berlin 2018, ISBN 978-3-95732-327-9, 159 S., 15,00 Euro

In diesem Buch werden die neuen 
medizinethischen Strategien der „Le-
bensschutz“-Bewegung, ihre Stärken, 
Schwächen und internen Widersprüche 
aufgezeigt und zu kritischer Auseinan-
dersetzung und Widerstand animiert.
Einführend wird der Aufschwung der 
Rechten dargestellt, sodann werden der 
Kulturkampf der „Lebensschutz“-Be-
wegung sowie deren medizinethische 
Argumentation beschrieben. Auch der 
ärztlichen Ethik, Religions- und Ge-
wissensfreiheit und den Akteur*innen 
der Bewegung wird jeweils ein Kapitel 
gewidmet. Ein genereller „Backlash“ 
zu einem populistischen, rechten Wan-
del lässt sich in der Politik und Bewe-
gungskultur feststellen. Lange wurde 
die „Lebensschutz“-Bewegung als 
zerfallendes Phänomen und die Akti-
vist*innen als christlich-fundamenta-
listische Traditionalist*innen gesehen. 
Im letzten Jahrzehnt kann jedoch eine 
Zunahme der Aktivitäten in diese Rich-
tung erkannt werden. Die „Lebens-
schutz“-Bewegung ruft den „Kultur-
kampf“ aus. Jahrelang war der Kampf 
für ein Recht auf Selbstbestimmung in 
Bezug auf Schwangerschaftsabbruch 

zentrales Thema feministischer Anlie-
gen. Die „Lebensschutz“-Bewegung 
als antifeministischer Akteur stellt 
sich seit je her dagegen. In Publika-
tionen der rechten Autor*innen wird 
oftmals von einer Gefahr, welche von 
der „Gender-Ideologie“ ausgeht, ge-
sprochen.
Die „Lebensschutz“-Bewegung ver-
folgt das primäre Anliegen, Abtrei-
bungen einzuschränken und abzuwen-
den. Zusammen mit der Verhinderung 
von Abtreibung wird eine restriktive 
Sexualmoral vertreten. Frauen, die 
aus eigenem Willen keine Nachkom-
men bekommen möchten oder gar eine 
Schwangerschaft abbrechen, handeln 
in dieser Philosophie „wider die Natur“. 
Die „neue“ „Lebensschutz“-Bewegung 
hat ihre Themenpalette jedoch erwei-
tert. Nun wird ein Schwangerschafts-
abbruch als „Gewalt gegen Frauen und 
Verletzung ihrer Rechte“ gesehen und 
für die Entscheidung für einen Abbruch 
vor allem die Männer und das Umfeld 
der Frauen verantwortlich gemacht, 
somit möchte sich die Bewegung „frau-
enfreundlich“ präsentieren. Meist ist 
diese Bewegung mit religiösen Glau-

benssätzen verbunden. Allerdings wird 
neuerdings auch versucht, nicht-christ-
liche Personen zu erreichen. Auch die 
Anliegen der Akteur*innen haben sich 
auf Sterbehilfe und Pränatal- und Prä-
implantationsdiagnostik ausgeweitet.
Ziel der „Lebensschutz“-Bewegung ist 
es, das Leben vom natürlichen Anfang 
bis zum natürlichen Ende zu schützen. 
So lehnen die Akteur*innen alle repro-
duktiven Technologien, mit denen Em-
bryonen außerhalb des Körpers erzeugt 
werden, ab.
Organisationen wie Ärzte für das Le-
ben, Arbeitsgemeinschaft Christlicher 
Mediziner oder Aktion Lebensrecht 
für Alle in Deutschland und European 
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Dignity Watch oder Alliance Defending 
Freedom International kämpfen, getra-
gen vom rechten Aufschwung, für eine 
Retraditionalisierung der Geschlech-
ter- und Familienmodelle. Unter dem 
Slogan „Kultur des Lebens“ vertreten 
sie eine Gegenbewegung zur aufge-
klärten, feministischen Gesellschaft 
und versuchen mit Argumenten rund 
um Menschenrechte, Religions- und 
Gewissensfreiheit, medizinische An-
gebote und Förderungen zu reduzieren 
und sexuelle und reproduktive Rechte 
zu untergraben.

Hier liegt ein Buch vor, das vor allem 
zur Aufklärung der Hintergründe und 
Intentionen der populistischen Bewe-
gung dient und die bedrohliche erneute 
Präsenz der Bewegung aufzeigt. Die 
Verfasser*innen schaffen es, die The-
matik verständlich darzustellen und 
eindringlich klar zu machen, dass Hand-
lungsbedarf herrscht. „Insofern ist 
eine personelle und inhaltliche Abgren-
zung von der ‚Lebensschutz’-Bewegung 
unbedingt nötig. Die dargestellten 
‚Lebensschutz’-Akteur*innen wollen 
eben nicht nur Abtreibungen verbieten, 

sondern haben ein tendenziell christ-
lich-fundamentalistisches, antiplura-
listisches und antiemanzipatorisches 
Weltbild. Ihr Kulturkampf umfasst 
nicht nur die Ablehnung der erreichten 
feministischen Errungenschaften, er 
ist eine Gefahr nicht nur für die Frauen, 
sondern auch für von (sexueller und 
religiöser) Diskriminierung betroffene 
Minderheiten. Deswegen bedarf es 
Aufklärung über die Akteur*innen und 
ein explizit feministisches, faktenfun-
diertes Gegenhalten.“ (150)

Sylvia Aßlaber

Behnke, Cornelia. Mut zum Altern. 
Wie das Alter seine eigene Würde entfalten kann. 
Gespräche und Betrachtungen
transcript Bielefeld 2018, ISBN 978-3-8376-4290-2, 111 S., 19,99 Euro

Der Anteil alter Menschen an der Ge-
samtbevölkerung nimmt weiter zu, somit 
gewinnt das Thema Alter in den öffent-
lichen Debatten immer mehr an Bedeu-
tung. Alter wird nach allen Regeln der 
wissenschaftlichen Kunst erforscht und 
doch muss jede/jeder individuell damit 
umgehen. Wie sehr es dem einzelnen 
Menschen gelingt, das Unvermeidliche 
zu tragen, hängt auch damit zusammen – 
so die Autorin –, „wie eine Gesellschaft 
insgesamt das Alter trägt, inwieweit die 
Themen Langsamkeit, Innehalten, Rück-
gang, in letzter Konsequenz Themen wie 
Sterben, Tod und Transzendenz, im ge-

sellschaftlich-kulturellen Leben Platz und 
Wert haben. Und da sieht es in unserer 
temporeichen, lauten, auf Konsum und 
raschen Ereignisfolgen ausgerichteten 
Welt des spätbürgerlichen Kapitalismus 
schlecht aus. Tendenziell haben wir es 
mit einer Gesellschaft zu tun, die das Al-
ter aus ihrer Mitte verbannt und gleich-
zeitig schönredet.“
Dieses Buch stellt die Normalität und 
auch die Irritationen des Alters aus un-
terschiedlichen Perspektiven dar. In einer 
theoretischen Annäherung werden phi-
losophische Betrachtungen unterschied-
licher Autorinnen zum Thema Alter zitiert 
und die eigenen Reflexionen der Autorin 
resümiert. Zudem stützt sich die Auto-
rin auf empirisches Material sowie auf 
Interviews mit Betroffenen. Es kommen 
alte Frauen zu Wort, die in ihrer nach-
beruflichen Phase nach wie vor aktiv im 
Leben stehen, deren Lebensführung also 
zunächst einmal so zu sein scheint wie 
es aktuellen geriatrischen und geronto-
logischen Empfehlungen entspricht. Die 
Interviews werden zu Portraits gestaltet, 
wo die zentralen Strategien der alternden 

Interviewten herausgearbeitet werden 
– wie mit dem Altern umgehen. Zu die-
sen Perspektiven eines aktiven Alterns 
kommen noch bildungswissenschaftliche, 
medizinische und theologische „Außen-
ansichten“ hinzu: Alter aus Expert_innen-
sicht, einer Sozialpädagogin, eines Medi-
ziners und eines Theologen.
Ratschläge, Botschaften des „gelin-
genden Alters“ gibt es viele. Die an die 
Älteren gerichtete Botschaft lautet ten-
denziell, den eigenen Alterungsprozess 
aktiv mitzugestalten. „Weiter am Ball“ 
bleiben, also z.B. das Gedächtnis zu trai-
nieren, Kurse zu besuchen, um mit dem 
technischen Fortschritt mithalten und 
weiter am öffentlichen Leben teilhaben 
zu können, weiterhin in soziale Bezie-
hungen oder soziale Netzwerke zu inve-
stieren usw. Aber „Gelingen“ weist auf 
eine prinzipielle Machbarkeit des Unter-
nehmens hin, es könnte eine Erfolgsge-
schichte werden, wenn man/frau sich nur 
richtig verhält. Das Alter sei zu meistern 
mit Autonomie, Selbstbestimmung, le-
benslangem Lernen, bürgerschaftlichem 
Engagement, Teilhabe, Vielfalt usw. Der 
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Leitfaden für glückliches Altern, all die 
zahlreichen physiologischen, psycho-
logischen und sozialwissenschaftlich 
fundierten Empfehlungen sollten befolgt 
werden. Darin liegt auch eine Drohbot-
schaft, denn wenn etwas gelingen kann, 
dann kann es ebenso misslingen. Wenn 
ich nicht alles befolge, könnte andernfalls 
das Unternehmen Alter schiefgehen. Und 
etwas wird nie gesagt: Schließlich wird 
uns auch ein maximal aktiv gestaltetes 
Leben im Alter nicht vor Leid und Tod be-
wahren können, irgendwann wird das Un-
ternehmen Alter bei uns allen misslingen. 
Altern bedeutet zunächst einmal, dass 
die Zeit vergeht. Altern ist ein Prozess, 
der mit der Geburt beginnt und mit dem 
Tode endet. Es ist ein unumkehrbarer Ver-
änderungsprozess. Bei den Interviewten 
zeigen sich einige Muster, wie das eige-

ne Alter gesehen wird. Alter kann etwas 
Schönes sein, wenn Eigenständigkeit, 
Selbstbestimmung, soziale Ungebunden-
heit und eine gewisse Fitness bestehen. 
Es geht um den Erhalt der Kräfte, soweit 
es möglich ist. Der Schrecken beginnt 
dann, wenn Ohnmacht, Rückgang und 
Angewiesen-Sein sich einstellen. Es wird 
versucht, zu altern ohne alt zu sein, das 
Alter so lange wie möglich in die Flucht zu 
schlagen oder doch zumindest in Schach 
zu halten. Langsamkeit, Rückzug, Rück-
gang werden eher als Scheitern angese-
hen. Lakonie und Sarkasmus sind Strate-
gien, Gelächter als Spannungsabfuhr und 
Form der Distanzierung.
In ihrem Schlusswort meint die Autorin, 
die eigentliche Herausforderung des Al-
ters sei, ganz bewusst eine Schwelle zu 
übertreten und einen neuen Abschnitt 

zu wagen, in dessen Mitte nicht mehr 
so sehr das Machen und Gestalten, son-
dern das Lassen, die Gelassenheit und 
das Schauen stehen. Diese Bereitschaft, 
den Schritt ins Alter bewusst zu gehen, 
werde sich nicht einfach so ergeben. 
Das Alter mache nicht automatisch wei-
se, sondern Menschen werden ihr Alter 
so begehen, wie sie ihr ganzes Leben 
begangen haben. In einer Welt, die sehr 
einseitig auf die Vita activa setzt (und 
dies vielfach auch wiederum in einer ein-
seitig-oberflächlichen Manier, nämlich 
des geschäftigen Treibens) und die Mo-
mente des Innehaltens, der Pause, des 
Schauens verbannt, ist es schwer, alt zu 
werden und alt zu sein. Es sei nötig, dass 
die Alten sich trauen, alt zu sein. Ein sehr 
lesenswertes Buch.

Monika Jarosch

Unterweger, Claudia. Talking Back. Strategien Schwarzer 
österreichischer Geschichtsschreibung
zaglossus Wien 2016, ISBN 978-3-9029-0240-5, 250 S., 19,95 Euro

„Die österreichische Geschichtsschrei-
bung über Menschen afrikanischer 
Herkunft spiegelt deren gegenwärtige 
Repräsentation in der österreichi-
schen Öffentlichkeit wider. Sichtbar 
als stumme, fremd-definierte Objekte 
und zugleich unsichtbar als handelnde 
Subjekte tauchen sie im Diskurs vorwie-
gend als exotisierte oder kriminalisierte 
‚Andere’ auf.“
2005 setzte sich in Wien eine Recher-
chegruppe zusammen, um historische 
und gegenwärtige Erfahrungen Schwar-
zer Personen in Österreich sichtbar zu 
machen. Diese Recherchegruppe wird 
im Laufe des Buches gründlich vorge-
stellt, auch die Autorin selbst ist im 
Rahmen dieser Projekte tätig. Damit 
befindet sie sich in unmittelbarer Nähe 
zum Gegenstand, was sowohl als Mög-
lichkeit, aber auch als Herausforderung 
gesehen werden kann. Die Recher-

chegruppe befasst sich mit Sichtweisen 
und Standpunkten Schwarzer Personen 
in der österreichischen Geschichte.
Die Bezeichnung „Schwarz“ wird von 
der Recherchegruppe und somit auch 
im Buch absichtlich groß geschrieben, 
da die ermächtigend gemeinte (Selbst-)
Bezeichnung einer gesellschaftlich 
marginalisierten Gruppe und ihrer un-
terdrückten Positionen gemeint ist und 
die widerständige, ursprünglich rassi-
stische Bedeutung betont werden soll.
Begrifflich gesehen meint die Autorin 
mit Schwarzen Menschen, welche „mit 
rassisierenden Zuschreibungen konfron-
tiert sind und die ihre familiengeschicht-
lichen und kulturellen Identitäten (unter 
anderem) in Afrika verorten“. (S. 26)
Das Buch teilt sich in sechs Kapitel. 
Das erste beschäftigt sich mit grund-
sätzlichen Begriffsklärungen und der 
thematischen Verortung. Im zweiten 

Kapitel werden die Recherchegruppe, 
deren Herangehensweise und Ergeb-
nisse präsentiert. Das dritte Kapitel be-
schäftigt sich mit kollektivem Gedächt-
nis, Sprache und Wissen, während sich 
der vierte Teil des Buches mit Einzelfäl-
len der Repräsentation von Schwarzen 
Frauen befasst. Im fünften Kapitel geht 
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es um die Geschichte von Männern und 
das sechste Kapitel bildet das Fazit.
Der Titel des Buches bezeichnet die 
Art der Geschichtsschreibung der Re-
cherchegruppe. „Talking back“ ist ein 
Begriff, der sich auf den gleichnamigen 
Artikel der afroamerikanischen Soziolo-
gin und Autorin bell hooks bezieht und 
alltagssprachlich mit „ungebetene Wi-
derrede“ übersetzt werden kann. Hooks 
beschreibt in ihrer Veröffentlichung, 
wie schwierig sie es empfand, sich als 
junge Schwarze Frau und gerade als 
Autorin Gehör zu verschaffen und dabei 
eine eigene selbstbestimmte Sprache 
zu finden.
Die Idee der Recherchegruppe, eine 
eigene „Gegen-Geschichtsschreibung“ 
ins Leben zu rufen, war vor allem eine 
Reaktion auf die damals negative und 
rassistische Repräsentation Schwarzer 
Menschen in österreichischen Medien. 
Die zentrale Idee war es, die Geschichte 
Schwarzer Personen in Österreich prä-
sent zu machen, indem eine Gruppe von 
Personen afrikanischen Hintergrunds 

aus ihrer Perspektive die Geschichte 
der afrikanischen Diaspora in Öster-
reich an die Öffentlichkeit trägt. Dabei 
wurden künstlerische wie auch wissen-
schaftliche Beiträge gestaltet. Da die 
Mitglieder der Gruppe aus unterschied-
lichen Ländern, Altersgruppen und sozi-
alen Umfeldern stammten, war es eine 
große Aufgabe, eine Gruppenidentität 
zu entwickeln. Die gemeinsame Moti-
vation und Zielsetzung schaffte dies 
jedoch. Diese besteht bis heute darin, 
„rassistisch diskriminierte junge Men-
schen afrikanischer Herkunft dabei zu 
unterstützen, sich selbst zu ermäch-
tigen, ihre Isoliertheit voneinander zu 
überwinden, und ihnen die Identifikati-
on als Kollektiv Schwarzer Menschen zu 
ermöglichen“. Auch die historische Auf-
arbeitung stellte sich als teils schwie-
rig dar. Dabei mussten schließlich auch 
Verbindungen zu Erfahrungen von Per-
sonen außerhalb Österreichs geknüpft 
werden. Wichtig war es der Gruppe 
auch, den Bezug zur Gegenwart nicht zu 
verlieren.

Beispiele aus der Schwarzen Frauen- 
und Männergeschichte machen das 
Buch besonders spannend. Eine wich-
tige historische Person bildet Josefine 
Soliman. Wie sich ihr widerständiges 
Handeln gegen unterdrückende Institu-
tionen äußerte und entwickelte, kann 
im vierten Kapitel des Buches nach-
gelesen werden. Eine weitere interes-
sante Geschichte beschäftigt sich mit 
dem Phänomen des „kriminalisierten 
Schwarzen Mannes“.
Auch der Anhang des Buches bietet 
noch ansprechende Inhalte, beispiels-
weise im Rahmen der Recherchegruppe 
entstandene Plakate oder Broschüren 
und ein von der Gruppe selbst geschrie-
benes Lied.
Wer mehr über die Schwarze österrei-
chische Geschichte wissen und damit in 
einen ganz besonderen Teil der Historie 
eintauchen möchte sowie sich durch ab-
wechslungsreiche Informationen über-
raschen lassen möchte, ist bei diesem 
Buch an der richtigen Adresse.

Sylvia Aßlaber

Mayer, Stefanie. Politik der Differenzen. Ethnisierung, 
Rassismus und Antirassismus im weißen feministischen 
Aktivismus in Wien
Barbara Budrich Opladen, Berlin 2018, ISBN 9-78-3847-41196-3, 465 S., 51,30 Euro

Dieses Buch behandelt den autonomen 
antirassistisch-feministischen Aktivis-
mus in Wien, wie er sich in den 1970er, 
1980er, 1990er Jahren bis 2010 ent-
wickelte. In einer detaillierten, histo-
risierten Rekonstruktion aktivistischer 
Wissensproduktion und aktivistischer 
Praktiken in Wien beschreibt und 
analysiert die Autorin, wie sich die 
autonomen Feministinnen dem Anti-
rassismus und den damit verbundenen 
Problematiken näherten. Damit sollen 
Anstöße, eine Basis für das Nachden-
ken über akademisch-feministische 
Theorien gewonnen werden. Ihr Anlie-

gen orientiert sich an der These von Gu-
drun-Axeli Knapp, dass feministische 
Theorie, die sich sowohl von den Bezü-
gen auf soziale Bewegungen als auch 
auf institutionalisierte Politik separiere 
und sich selbstgenügsam in den Paral-
lelwelten ihrer wissenschaftlichen Dis-
ziplinen einrichte, an dem Ast, der sie 
(noch) trage, sägt.
Feministisch-aktivistische Praktiken 
und Debatten nahmen seit den 1970er 
Jahren in politischen Auseinanderset-
zungen einen unübersehbaren Raum 
ein. Als schrill inszeniertes Event, in 
traditionellen Formen demokratischer 

Beteiligung oder auch als kontinuier-
liche Bildungsarbeit gefasst, dabei 
stets vielstimmig und häufig dissonant, 
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mischten sie sich in politische Aus-
einandersetzungen ein und setzen neue 
Themen.
Die Autorin geht u. a. der Frage nach, 
wie sich die weißen Aktivistinnen in der 
Wahrnehmung von Ungleichheiten und 
Machtunterschieden positionierten und 
welche Strategien sie entwickelten. 
Und wie fassten sie die ‚eigene‘ Posi-
tion als Angehörige der Dominanzge-
sellschaft? Wurde diese als spezifische 
Position reflektiert oder erschien sie als 
unmarkierte Normalität? In den 1980er 
Jahren war der weiße feministische 
Fokus deutlich auf gemeinsame Unter-
drückung und gemeinsame Kämpfe ge-
richtet und vom Opferdiskurs gerahmt. 
Den ‚Anderen‘ wurde Aufholbedarf in 
Sachen Emanzipation unterstellt. Es 
gab Solidaritätsdiskurse, Bewunderung 
für die ‚kämpfenden Schwestern‘, Ana-
lysen einer gemeinsamen Betroffen-
heit. Langsam begannen jedoch weiße 
Aktivistinnen, ihre eigene Involviertheit 
in Herrschaftsverhältnisse und den ei-
genen Beitrag zur patriarchalen Herr-
schaft kritisch zu betrachten. Doch war 
der generelle Trend, Frauen als Leid-
tragende sozialer Verhältnisse statt 
als aktiv Handelnde zu sehen, der sich 
allerdings schließlich zugunsten einer 
Anerkennung der prekären Handlungs-
fähigkeit von Frauen in Migrationspro-
zessen wandelte. Damit begaben sie 
sich in eine – wesentlich unbequemere 
– Position innerhalb von Macht- und 
Herrschaftsverhältnissen. Ihre Kompli-
zenschaft als Mitglieder der weißen Do-
minanzgesellschaft musste reflektiert 
und analysiert werden. Gleichzeitig 
ging damit allerdings auch die Gefahr 
einher, globale Ungleichheitsstrukturen 
aus dem Blick zu verlieren, die dazu füh-
ren, dass Frauen in Migrationsprozes-

sen in sehr unterschiedlichem Ausmaß 
von Zwang und Gewalt bedroht sind.
Die Autorin geht dieser Geschichte aus-
führlich und detailliert nach. Es ist nicht 
nur eine Beschreibung und Analyse, 
sondern sie bringt sich selbst als ‚Be-
troffene‘ immer wieder ein und resü-
miert, dass ihrem Verständnis nach die 
unmittelbare und durchaus eigennüt-
zige Notwendigkeit antirassistischen 
Engagements für weiße Feministinnen 
erst deutlich wird, wenn (auch) Weiß-
sein als untrennbarer Bestandteil von 
Rassierungs-/Ethnisierungsprozessen 
verstanden und damit eigene ‚Betrof-
fenheit‘ (freilich nicht im Sinne eines 
Opferdiskurses) deutlich wird. „Die ex-
plizite Positionierung als weiß soll die 
Infragestellung der ‚Normalität‘ beför-
dern und den eigenen Blick für Macht-
verhältnisse schärfen – etwa in Form 
einer Infragestellung der Universali-
sierbarkeit eigener Erfahrungen, einem 
Verständnis für die eigene (privilegier-
te) Verstricktheit in Herrschaftsverhält-
nisse und einer Kritik der ‚Selbstver-
ständlichkeit‘ weißer Dominanz“ (397). 
Andererseits müsse die Idee einer stets 
klar zu ziehenden Grenze zwischen 
Sexismus und Rassismus aufgegeben 
werden – nicht weil diese Herrschafts-
verhältnisse aufeinander reduzierbar 
wären, sondern weil sie sich in der so-
zialen Realität gegenseitig durchdrän-
gen. So sei eine ‚Handlungsfähigkeit‘ 
für weiße feministische Aktivistinnen 
nur als Handeln in Widersprüchen zu 
denken.
Einerseits lassen sich in den letzten 
Jahren verstärkt Debatten um weiße 
Selbstreflexion und den Umgang mit 
eigenen Privilegien beobachten. Gleich-
zeitig gibt es auch das unbeirrbare 
Festhalten an Viktimisierungsdiskursen 

und Othering-Prozessen, die sich in der 
Verstrickung mancher feministischer 
Positionen mit antimuslimischen Ras-
sismus zuspitzen. Ungleichzeitigkeiten, 
Vielfalt und Widersprüche sind nach 
wie vor Bedingungen, in und mit denen 
feministische Aktivistinnen agieren. 
Queere Theoriepositionen haben das 
Feld feministischer Kämpfe verbreitert 
und damit neue Allianzen ermöglicht, 
aber auch Gräben geschaffen, über 
die hinweg eine Verständigung oft nur 
schwer möglich scheint. Doch viele 
weiße Aktivistinnen bemühen sich um 
ein Verständnis von Feminismus, das 
den vielfältigen Verschränkungen von 
Macht- und Herrschaftsverhältnis-
sen Rechnung trägt. Ohne die Arbeit 
an Bündnissen, die Aktivistinnen zu-
sammenbringen, die in rassistischen 
Machtverhältnissen unterschiedlich 
positioniert sind, bleiben widersprüch-
liche Anforderungen uneinlösbar.
Ein sehr lesenswertes Buch, das nicht 
nur eine Beschreibung und Analyse 
des weißen feministischen Aktivismus 
in Wien gibt. Das darüber hinaus zum 
Nachdenken auch über die ‚eigene Be-
troffenheit‘ anregt. Weißer feministi-
scher Aktivismus findet ja nicht nur in 
Wien statt.
Eine eigene Schlussbemerkung: Es ist 
sicherlich kein Zufall, dass die Kür-
zungen des Frauenministeriums beson-
ders die feministische, antirassistische 
Zeitschrift „Frauensolidarität“ betrifft, 
die sich immer sehr differenziert – auch 
die globale Perspektive einbeziehend – 
um eine Kritik an Rassismen bemühte. 
Angesichts der rassistischen Politik der 
jetzigen Regierung in Österreich muss-
te wohl dieser Kritik eine Zensur mittels 
Kürzungen entgegengestellt werden.

Monika Jarosch
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Frauenkollektiv RitClicque (Hg.) Zündende Funken. 
Wiener Feministinnen der 70er Jahre
Löcker Wien 2018, ISBN 9783854099055, 300 S. 24,90 Euro 

Nun liegt ein weiteres Buch über die 
Autonome Frauenbewegung, im Spezi-
ellen die Aktion Unabhängiger Frauen 
(AUF) vor. Ehemalige Aktivistinnen 
berichten über die wilden Kämpfe und 
die neuen Horizonte, die sich ihnen 
eröffneten. All dies hat zu einer nach-
haltigen Bereicherung ihres Lebens als 
Frau geführt. Von der Gesundheit und 
Berufsproblemen, vom Altwerden und 

feministischer Kunst, vom Kampf der 
Prostituierten und der Übernahme von 
Produktionsmitteln (Zeitschrift, Verlag, 
Buchhandlung, Café), von Sexualität, 
Mutterschaft und kämpferischen Ak-
tionen berichten die Frauen aus ihrer 
feministischen Sicht. Die Beiträge sind 
heiter, empört, analytisch, kämpferisch, 
kritisch, ironisch, nachdenklich, witzig 
und bisweilen zornig angesichts der 
zunehmenden Belastungen, die im Sog 
des neoliberalen Rollbacks wieder auf 
Frauenschultern landen.
Wenn auch die Frauenbewegung der 
1970er Jahre keine reale politische 
Macht hatte, war sie doch alles ande-
re als machtlos. Sie konnte in Öster-
reich Diskurse initiieren und provozie-
ren und kommunizier te international 
mit frauenbewegten Gruppen an-
derer Länder. Sie war nicht mehr zu 
überhören, zu übersehen und damit 
auch nicht zu übergehen. Sie liefer te 
einen wesentlichen Beitrag zur Straf-

rechts- und Familienrechtsreform.
Die Reflexionen am Ende des Buches 
beziehen sich sowohl auf die Ver-
gangenheit als auch auf die Gegenwart. 
Interessant auch die Beiträge der Töch-
ter zur feministischen Vergangenheit 
und Gegenwart ihrer Mütter.
Das Frauenkollektiv RitClique – Ruth As-
pöck, Eva Dité, Erna Dittelbach, Ülküm 
Fürst-Boyman, Käthe Kratz, Brigitte 
Lehmann, Mirl Ofner, Heldis Stepa-
nik-Kögl, Jahrgänge 1938–1953 – traf 
sich nach 40 Jahren mit weiteren Akti-
vistinnen der Frauenbewegung, um ihre 
Erinnerungen an diese Zeit zu sichern 
und für die nachfolgende Generationen 
erfahrbar zu machen. Ruth Aspöck, Eva 
Dité, Erna Dittelbach und Heldis Stepa-
nik-Kögl haben die Beiträge von mehr 
als 20 Frauen thematisch zusammen-
gestellt und mit Ausschnitten aus der 
Zeitschrift AUF, mit Flugblättern und 
Fotos ergänzt. 

Monika Jarosch
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Warum der 12-Stundentag für 
Frauen ein alter Hut ist
Die Debatte über den Zwölfstundentag 
ist geprägt von zwei Mythen: Arbeit ist 
männlich, und Arbeit ist immer bezahlt.
Die Arbeit geht nach der Arbeit weiter, 
und wer diese Arbeit nicht sieht, hat sie 
schlichtweg bisher nicht erledigt. Sich 
um Kinder oder andere Angehörige küm-
mern, kochen, putzen, waschen oder 
einkaufen. Arbeit ist beileibe nicht nur 
Lohnarbeit, weshalb viele Feministinnen 
schon lange auf eine Arbeitszeitverkür-
zung für alle pochen. Eine fairere Auftei-
lung der unbezahlten Arbeit wäre schon 
Grund genug: Derzeit arbeiten Frauen 
etwa 27 Stunden unbezahlt, Männer 
elf. Die Arbeit nach der Arbeit müs-
sen freilich auch Menschen ohne Kin-
der erledigen. Das Vorhaben des Zwölf-
stundentages ist im Grunde nur erträg-
lich, wenn es da jemanden gibt, der –  
oder besser gesagt die – alles erle-
digt, was nun einmal so zu erledigen ist.
Wie beim „Programmierer“, einem Fall-
beispiel der Regierung, der am Donners-
tag in einem Zwölfstundenaufwasch 
noch schnell sein Projekt abschließen 
und dann am Freitag seine Freizeit ge-
nießen kann, ohne in liegengebliebe-
ner Hausarbeit zu versinken. Die Kin-
der waren in seiner Abwesenheit na-
türlich auch versorgt – von einer Frau, 
die wahrscheinlich Teilzeit und nachher 
gratis weiterarbeitet. Ihre Pension wird 

dann – so derzeit der österreichische 
Durchschnitt – etwa bei 900 Euro lie-
gen, die des Gatten bei rund 1.400 Euro.
Oder eine andere Variante, in der der 
Zwölfstundentag kein Problem ist: Es 
ist so viel Geld da, dass sich jemand 
gegen Bezahlung – meist schlecht und 
prekär beschäftigt – für die Power-Su-
perverdiener-Eltern um alles kümmert, 
was während einer 60-Stunden-Woche 
liegenbleibt. In so einem Fall stellt sich 
einem entspannten Wochenende frei-
lich auch keine während der Woche völ-
lig zugesauten Wohnung entgegen, in 
der noch dringend das Klo geputzt oder 
die fast schon schimmelnde Wäsche 
aus dem Waschgang vom Mittwoch 
schnell aufgehängt werden muss – man 
kann entspannt mit den Kids spätestens 
Freitagabend ins Wochenende brausen.
Beispiele wie die vom „Programmierer“ 
zeigen eindrucksvoll, wie sehr bezahlte 
Arbeit als männlich und unbezahlte als 
weiblich gilt und wie wenig letztere als 
Arbeit wahrgenommen wird. Der Zwölf-
stundentag und auch der Achtstunden-
tag fünfmal die Woche passen letztlich 
nur in Familien, in denen meist Frauen 
auf ihre finanzielle Unabhängigkeit ver-
zichten. Oder zu den Gutsituierten, die 
sich von einer rückschrittlichen Frauen-, 
Arbeitsmarkt- und Familienpolitik frei-
kaufen können. (dieStandard.at, Beate 
Hausbichler, 20.6.2018)

Wer profitiert von der türkis- 
blauen Regierungspolitik
Die Industriellenvereinigung jubelte 
über das Gesetz zum 12-Stundentag. Na 
net! Sie wird auch über die folgenden 
Regelungen jubeln.
/Senkung der Körperschaftssteuer: 
Die Körperschaftssteuer (KöSt) soll 
von bisher 25 Prozent (und 27,5 Pro- 
zent) ab 2020 auf 12,5 Prozent für nicht 
entnommene Gewinne halbiert werden. 
Das bedeutet leichtere Kapitalrückla-
gen für Unternehmen.
/Kleinunternehmer haben seit 1. Juli 2018  
einen besseren Versicherungsschutz: ist 
sicher sinnvoll.
/Das Arbeitsinspektorat prüft, ob Un-
ternehmen die Gesetze zum Schutz ihrer 
Angestellten einhalten. Künftig sollen 
weniger Strafen verhängt werden, aber 
mehr Beratungen stattfinden.
Weniger Strafen auch für Großkonzerne. 
Lässt ein Großkonzern tausende Ange-
stellte länger arbeiten als es das Ar-
beitszeitgesetz erlaubt, so ist die Strafe 
viel höher als bei einem Betrieb mit we-
nigen Mitarbeiterinnen. Auch hier soll 
künftig mehr beraten als gestraft wer-
den. Das macht vielfache Gesetzesüber-
tretungen für Großkonzerne günstiger. 
(MJ, Falter 30/18, 27.7.2018)
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Offenlegung nach dem Mediengesetz:
Medieninhaber und Verleger: AEP (s. Impressum). Die AEP-Informationen sind eine feministische Zeitschrift, die zur Auseinan-
dersetzung mit der patriarchalen Mitwelt und zum Widerspruch anregen wollen. Sie möchten dazu beitragen, die widerständi-
gen Kämpfe von Frauen zu dokumentieren und die vielfältigen Existenzweisen von Frauen sowie die Freiräume, die sich Frauen 
immer schaffen und geschaffen haben, sichtbar zu machen. Unser Anspruch ist es, Hierarchien in den Geschlechterverhältnis-
sen aufzudecken sowie der Marginalisierung und Diskriminierung von Frauen und den gewalttätigen Strukturen in Ökonomie, 
Politik und Gesellschaft entgegenzuwirken. Damit wenden sich die AEP-Informationen gegen alle Gewalt- und Herrschafts-
verhältnisse, die weibliche Lebensmöglichkeiten einschränken und streben eine umfassende Veränderung des von Herrschaft 
gekennzeichneten Geschlechterverhältnisses an.

AEP INFORMATIONEN

Die Zeitschrift aep informationen wird seit 1974, seit dem Bestehen des Vereins Arbeitskreis Emanzipation und Partnerschaft, 
herausgegeben, erscheint vierteljährlich und ist eine der ersten feministischen Frauenzeitschriften der Neuen Frauenbewegung 
in Österreich.
Die aep informationen sind zu einem wichtigen Organ feministisch-kritischer Öffentlichkeit geworden. Jede Ausgabe hat einen 
thematischen Schwerpunkt mit mehreren Aufsätzen, zusätzlich zu Kommentaren und Kurzmeldungen zur aktuellen Politik, Por-
traits historischer Frauenfiguren, Präsentationen von Künstlerinnen etc. Überdies werden aktuelle Bücher rezensiert und die 
Neuerwerbungen der Öffentlichen Frauenbibliothek aep in den aep informationen vorgestellt sowie Termine von Veranstal-
tungen, Ausstellungen usw. angekündigt.
Die einzelne Zeitschrift kostet 6,– Euro (zuzüglich Versand: Inland 2,70 Euro, Ausland/Deutschland 5,50 Euro)

Abonnement
Jahres-Abonnement der aep informationen: Inland 24,– Euro, Ausland 28,– Euro (versandkostenfrei)

Vereinsmitgliedschaft
Eine Vereinsmitgliedschaft (28,– Euro) inkludiert die Zusendung von vier Ausgaben der aep informationen

IMPRESSUM

Herausgeber und Verleger: Arbeitskreis Emanzipation und Partnerschaft, Schöpfstraße 19, 6020 Innsbruck (vertreten 
durch Dr. Monika Jarosch)
Für den Inhalt verantwortlich: die Redaktion. Grafik: büro54. Druck: dps Arnold
Die in den namentlich gekennzeichneten Artikeln vertretenen Meinungen müssen nicht mit jenen der Redaktion identisch sein.
Redaktionsschluss für diese Ausgabe war der 31.7.2018. Die nächste Ausgabe der AEP-Informationen erscheint Anfang  
Dezember 2018 – Redaktionsschluss hierfür ist der 31.10.2018.
Redaktion: Elisabeth Grabner-Niel, Monika Jarosch, Andrea Urthaler. Der Schwerpunkt dieser Ausgabe wurde inhaltlich 
gestaltet von Daniela Almer und Andrea Ludwig.
Titelbild: Fotos: Jana Kaunitz
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Hier die Rückseite des  
Roll Ups „Global Feminism“
Die andere Seite des Roll Ups orientiert 
sich am Medium Bild und beschäftigt 
sich unter dem Motto „Activity“ mit dem 
Aktivismus in frauenbewegten Kontex-
ten, passend zum jeweiligen Thema.

Projektteam feminism loaded:
Lisa Gensluckner, Katerina Haller, 
Monika Jarosch, Gabi Plattner,  
Angelika Schafferer.

Gefördert durch das Land Tirol im Rah-
men von TKI open 16, von der Stadt Inns-
bruck im Rahmen von stadt_potenziale, 
dem Bundeskanzleramt Kunst und Kultur 
sowie der Österreichischen Gesellschaft  
für Politische Bildung – ÖGPB.

Die Historikerin und Feministin Urvashi 
Butalia über die Frauenbewegung in Indien:

„Sie ist sehr aktiv und vielfältig. Es gibt weder 
eine dominante Figur noch eine dominante 
Philosophie. Quer durch das Land gibt es 
hunderte Frauengruppen, die sich für bestimmte 
Vorhaben zusammentun, gleichzeitig aber auch 
ihre spezifischen Anliegen einzeln verfolgen. 
Sie hat auch sehr starke Verbindungen mit 
politischen Bewegungen, die sich für die 
Rechte von Minderheiten einsetzen. Zahlreiche 
Gesetze für die Rechte von Frauen seit der 
Unabhängigkeit wurden nur aufgrund des 
Einsatzes der Frauenbewegung erlassen – das ist 
auch etwas, was in anderen Ländern überhaupt 
nicht gesehen wird.“

Urvashi Butalia ist aktiv in der indischen und globalen Frauenbewegung. 
Interview in „Der Standard“ am 20.3.2016.

Das weiße Kopftuch ist ein Symbol der 
Madres de Plaza de Mayo (Mütter der 
Plaza de Mayo), die sich in Argentinien mit 
aufsehenerregenden und mutigen Aktionen 
für ihre verschwundenen Kinder und gegen 
staatliche Gewalt einsetzten. 
Während der Militärdiktatur von 1976 bis 
1983 verschwanden systematisch politische 
GegnerInnen, der Großteil von ihnen wurde 
ermordet. Die Mütter der Plaza de Mayo 
sind bis heute für viele Frauen ein Vorbild 
für den Einsatz gegen staatliche Gewalt und 
Diktaturen sowie für Frieden und Demokratie.
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Female Genital Mutilation - FGM
Bei FGM werden die weiblichen Geschlechtsteile 
teilweise oder ganz entfernt. Eine der 
Vorkämpferinnen gegen diese Praktiken war 
Waris Dirie, die mit ihrem Buch „Wüstenblume“ 
international auf dieses Problem aufmerksam 
machte. Sie wurde in Somalia als Tochter einer 
Nomadenfamilie geboren. Mit 5 Jahren wurde 
sie Opfer von FGM. Mit 13 Jahren flüchtete sie 
vor der Zwangsverheiratung mit einem Mann, 
lebte in London, arbeitete als Hausmädchen 
und bei McDonalds und später als Model. 
Sie gründete die „Desert Flower Foundation“ 
und war als UN-Sonderbotschafterin tätig. 
FGM wird von MuslimInnen und ChristInnen 
praktiziert. Täglich werden nach Schätzungen 
der Weltgesundheitsorganisation WHO 8.000 
Mädchen Opfer dieser Praktiken.
          www.desertflowerfoundation.org
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Demonstration zum Internationalen Frauentag 2015, 
Innsbruck: Frauen machen mit einer Performance auf die 
Gewalt des IS („Islamischer Staat“) aufmerksam.

Der Internationale Frauentag am 8. März wird weltweit 
dazu genutzt, um mit vielfältigen Aktivitäten auf die 
unterschiedlichen Benachteiligungen von Frauen 
hinzuweisen und um dagegen anzukämpfen. 

Diese Tradition geht zurück auf die Proletarische 
Frauenbewegung. Der erste Internationale Frauentag 
fand 1911 in 5 Ländern statt (Dänemark, Deutschland, 
Österreich, der Schweiz und den UsA).																			        
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„Ich unterstütze den Aufstand der Frau in der 
arabischen Welt, weil die Entscheidung über mein 
Kopftuch meine ist und nicht die meines Vaters, 
meines Onkels oder der Gesellschaft.“ 
              Mariam aus dem Libanon

Die Hoffnung der Frauen in der arabischen Welt war groß, 
als die Aufstände gegen die diktatorischen Regime im 
Frühjahr 2011 begannen. Gemeinsam mit den Männern 
demonstrierten sie für Würde, Gerechtigkeit und Freiheit. 
Vier junge Aktivistinnen gründeten im Oktober 2011 die 
Facebook-Seite „Der Aufstand der arabischen Frauen in der 
arabischen Welt“. Mit der Kampagne „Ich unterstütze den 
Aufstand der Frauen in der arabischen Welt, weil…“ 
wurden sie weltweit bekannt. Sie forderten Frauen und 
Männer auf, ein Selbstporträt mit einem persönlichen 
Statement einzuschicken. Der Verein Yalla Arabi 
dokumentierte diese Kampagne mit einer Ausstellung.

   

„nachdem sie mich erst anschwärzten
zogen sie mich dann durch den kakao
um mir schließlich weiß machen zu wollen
es sei vollkommen unangebracht
– schwarz zu sehen“

May Ayim
Autorin und Aktivistin der afrodeutschen Bewegung (1960-1996)
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Unterstützen Sie den    und werden Sie Mitglied in einem der ältesten Frauenvereine Österreichs.

Für 28 Euro pro Jahr sind Sie ordentliches Mitglied des  und können unser umfassendes Angebot nutzen: Seit 1974 betreibt der 
 eine Frauen- und Familienberatung und gibt die Zeitschrift  informationen, feministische zeitschrift für politik und  

gesellschaft heraus, die Sie mit einer Mitgliedschaft gratis beziehen (4x im Jahr). 
Sie erhalten in Abständen einen Newsletter, der Sie über feministische Neuigkeiten und Veranstaltungen informiert, und Sie können das 
Angebot feministischer Bildungsveranstaltungen im   nutzen. 
Überdies betreiben wir seit 1979 eine Bibliothek, in der Sie als Mitglied kostenlos Bücher aus dem umfassenden Bestand an Belletristik, 
Frauen und Politik, Feministische Wissenschaft, Beruf und Familie, Biographien etc. ausleihen können.
Die  informationen – feministische zeitschrift für politik und gesellschaft gibt es in folgenden Buchhandlungen:
Buchhandlung Alex, Hauptplatz 21, A-4020 Linz · Fachbuchhandlung ÖGB, Rathausstraße 21, A-1010 Wien, 
Buchhandlung ChickLit-Verein zur Förderung feministischer Projekte, Kleeblattgasse 7, 1010 Wien,
Liber Wiederin, Erlerstraße 6, A-6020 Innsbruck · Tyrolia Buchhandlung, Maria-Theresienstr. 15, A-6020 Innsbruck

AEP FAMILIENBERATUNG INNSBRUCK

WIR BERATEN SIE: in allen sozialen und rechtlichen Fragen des Mutterschutzes, in Fragen zu Familienplanung, Empfängnisverhütung und 
Kinderwunsch, bei Schwangerschaftskonflikten und ungewollten Schwangerschaften, bei Partnerschaftskonflikten und Sexualproblemen.
PSYCHOLOGISCHE BERATUNG UND PAARBERATUNG: Drei Psychologinnen helfen Ihnen, Ehekrisen und Partnerschaftskonflikte anzu-
gehen und zu bearbeiten; ebenso allgemeine Lebenskrisen, Neuorientierung nach einem einschneidenden Erlebnis oder Ablösungsprozesse 
kreativ zu bewältigen.
RECHTSBERATUNG: Wir bieten Ihnen die Möglichkeit, unverbindlich und kostenlos mit einer Juristin über Ihre rechtlichen Angelegen-
heiten wie Scheidung, Unterhaltsfragen, Rechte der Frau in der Ehe, Sorgerecht für die Kinder, Besuchsregelung usw. zu sprechen.
DAS BERATUNGSTEAM:   • eine Sozialarbeiterin   • drei Psychologinnen    • eine Juristin    • eine Gynäkologin
BERATUNGSZEITEN: Mo 17.00–20.00 Uhr, Di 17.00–19.00 Uhr, Do und Fr 9.00–12.00 Uhr  Telefon: 0512/57 37 98 – Fax: 0512/57 37 98

ÖFFENTLICHE FRAUENBIBLIOTHEK AEP 

Feministische Literatur, Bücher zu Partnerschaft, Berufswelt, Erziehung, Geschlechterverhältnisse, Belletristik, etc.
ÖFFNUNGSZEITEN: Mo 16.30–19.30 Uhr, Do 16.30–19.30 Uhr und Fr 10.00–13.00 Uhr, Telefon: 0512/58 36 98 – Fax: 0512/58 36 98

Feministische Zeitschrift für Politik und Gesellschaft

P.b.b.

Verlagspostamt 6020 Innsbruck

Arbeitskreis Emanzipation und Partnerschaft

Schöpfstraße 19, 6020 Innsbruck

office@aep.at, bibliothek@aep.at

informationen@aep.at

familienberatung@aep.at

Tel. 0512/583698, Fax 0512/583698

www.aep.at 

An: AEP, Schöpfstraße 19, 6020 Innsbruck

Name: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Adresse: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Telefon: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Datum:. . . . . . . . . . . . . . . .     Unterschrift: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

	 Ich möchte mitarbeiten und ersuche um nähere Auskünfte

	 Ich bestelle die AEP-Informationen

	 (jährlich € 24,00 / Ausland € 28,00)

	 Ich möchte dem AEP beitreten:

	 als ordentliches Mitglied (€ 28,00 / Jahr)

	 als unterstützendes Mitglied (Beitragshöhe freigestellt)

	 Konto: Tiroler Sparkasse 0200-101061 BLZ 20503

	 IBAN: AT 592050300200101061, BIC: SPIHAT22HF


